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Stadt, paradox
In unbewohnbaren Städten finden Straßensammlungen statt für die Rettung Venedigs.

Dieter Höss

1. Vorbemerkung 

Diese Ausarbeitung steht im Zusammenhang mit dem Fachforum "Sozialraumorien-
tierte Planung in Gebieten mit besonderem Entwicklungsbedarf – Konzepte, Erfahrun-
gen, Visionen" (12./13. Juni 2001 in Braunschweig). Expertise und Veranstaltung sind
Teil des Programms "Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen Brenn-
punkten" (E & CE&C Programm – sh. www.eundc.de) des Bundesministeriums für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). Dieses Programm ist als Partnerpro-
gramm bezogen auf das Bund-Länder-programm "Stadtteile mit besonderem Entwick-
lungsbedarf – Die soziale Stadt" konzipiert(vgl. dazu auch Becker/Löhr 2000 und
www.sozialestadt.de). Im Rahmen dieses Programms wurden Gebiete mit besonderem
Erneuerungsbedarf von den Ländern in Abstimmung mit den Gebietskörperschaften er-
mittelt, die auch gleichzeitig die Bezugsräume des E&C-Programms sind . 

Das Programm "Die soziale Stadt" , das inzwischen in rund 210 Städten in Deutsch-
land um-gesetzt wird, bezieht sich auf städtische Quartiere (das E&C-Programm des
BMFSFJ auch auf strukturschwache ländliche Räume), die durch die Kumulation sozia-
ler Probleme davon bedroht sind, ins soziale Abseits zu geraten.

"Gemeint sind in beiden Bezugssystemen Quartiere, in denen sich Armut, Marginali-
sierung und soziale Ausgrenzung konzentrieren. Dieser Prozess ist anhand statistischer
Daten erkennbar. Wenn eine solche Entwicklung eingesetzt hat, zeichnet diese Quartiere
eine kumulative Abwärtsentwicklung aus, das heißt z.B. die selektive Migration wird
stärker, die sozial aktiven und kompetenten Bewohner wandern ab. Die Konflikte inner-
halb solcher Quartiere spitzen sich zu (auch zwischen verschiedenen ethnischen Grup-
pen), das Leben in diesen Quartieren, in denen sich die Benachteiligten konzentrieren,
wird selbst benachteiligend. Sichtbare Signale sind ethnische Distanzierungen und Kon-
flikte, vor allem in den Schulen, Verwahrlosung, sichtbarer Abstieg des ´öffentlichen
Raums`, wachsender Alkoholismus, Müll und Vandalismus, Erosion der Infrastruktur.
Die Wohngebiete werden ökonomisch neu bewertet. Es gibt eine nachlassende Nach-
frage und diese führt durch Segregationsprozesse wiederum zur Reduktion der sozialen
Mischung in diesen Gebieten und zum Abbau von Arbeitsplätzen." (SPI 2000, S. 9).

Im Rahmen der Programmaktivitäten sollen investive wie nicht-investive Maßnahmen
und Aktivitäten angeregt werden, von denen positive Wirkungen zur "Revitalisierung",
Stabilisie-rung und Erhöhung der Lebensqualität in sozial benachteiligten Wohnvierteln
(Quartieren) erwartet werden. Absicht des E&C-Programms ist es, die intendierten Wir-
kungen des Bund-Länderprogramms "Die soziale Stadt" dadurch zu verstärken, das in
sozialen Brennpunkten (und in strukturschwachen ländlichen Regionen) die (vorhande-
nen) Angebote und Maßnah-men der Kinder- und Jugendhilfe mit anderen professio-
nellen und informellen Unterstützungs- und Sozialisationssystemen (Wohnungswesen,
Wohnungsbauförderung, Verkehr, Arbeits- und Ausbildungsförderung, Sicherheit, Um-
welt und Kultur) und kommunal und überregional wirksamen Politikbereichen verknüpft
werden. Ein geeignetes Instrument zur Verknüpfung und Vernetzung der lokalen Akti-
vitäten wird dabei im Instrument des "Gebietsmanagements bzw. Sozialraummanage-
ments" (SPI 2000, S. 8) gesehen. Die Einbindung der Kinder- und Jugendhilfe in ein
Quartiers- bzw. Stadtteilmanagement kann sich dabei beziehen auf die Stärkung der lo-
kalen Ökonomie, die Förderung von Beschäftigung und Qualifizierung, Aufwertung des
öffentlichen Raums, Verbesserung des Wohnumfeldes, Stärkung der sozialen und kul-
turellen Infrastruktur, Förderung und Unterstützung der Beteiligung von Be-wohnerin-
nen und Bewohnern, Förderung und Unterstützung von Kooperationen (vgl. dazu auch
Abschnitt 6.5).

Als geeignetes Instrument zur Erreichung dieser Ziele kann die Kinder- und Jugend-
hilfe auf das Instrument der Jugendhilfeplanung (vgl. § 80 KJHG/SGB VIII) zurückgrei-
fen. Die res-sortübergreifende Koordination und Kooperation wird zudem nach § 81
KJHG/SGB VIII von den Trägern der öffentliche Jugendhilfe gefordert. Gemeint ist hier
die Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, deren Tätig-
keit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt (z. B.
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Schulen, Schulverwaltung, berufliche Aus- und Weiterbildung, öffentlicher Gesund-
heitsdienst, Bundesanstalt für Arbeit, Träger an-dere Sozialleistungen, Gewerbeaufsicht,
Polizei- und Ordnungsbehörden etc.). 

Eine interdisziplinäre Kooperation der Kinder- und Jugendhilfe im Kontext der Ju-
gendhilfe-planung und eine hierauf bezogene Weiterentwicklung der Angebote und
Dienste der Kinder- und Jugendhilfe einer Region wird auch dadurch begünstigt, das ge-
genwärtig das Konzept einer sozialraumorientierten Jugendhilfeplanung und ein hier-
auf bezogenes Programm- und Leistungsprofil der Kinder- und Jugendhilfe hohe fach-
liche Akzeptanz findet. Die Konzeption einer sozialräumlich orientierten Kinder- und Ju-
gendhilfe kann inzwischen den Status eines konzeptionellen Leitparadigmas in der Kin-
der- und Jugendhilfe beanspruchen. Zudem verlangt auch das KJHG eine sozialräumlich
ausgerichtete Analyse und Planung (vgl. § 1 Abs. 3 Ziffer. 4 KJHG, wonach Jugendhilfe
"dazu beitragen (soll), positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Fami-
lien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen", §
27 Abs. 2 (Einbezug des näheren sozialen Umfeldes des Kindes oder Jugendlichen bei
der Hilfe zur Erziehung im Einzelfall) und § 80 Abs. 2, wonach Einrichtungen und Dien-
ste so zu planen sind, dass "junge Menschen und Familien in gefährdeten Lebensberei-
chen besonders gefördert werden"). Von daher ergeben sich gute Voraus-setzungen
dafür, dass die in den genannten Programmen ("Die soziale Stadt" – "E&C-Programm")
geforderte interdisziplinäre Kooperation zur Erreichung von Synergieeffekten von der
Kinder- und Jugendhilfe erfolgreich eingelöst werden kann. 

Im Rahmen dieser Expertise soll dargelegt werden, auf welche theoretischen Ablei-
tungen und Konzeptionen sich eine sozialraumorientierte Planung beziehen kann (Ab-
schnitte 2 und 3). Daran anschließend werden Daten und Indikatoren zur praktischen
Durchführung sozial-raumorientierter Planungen (Abschnitt 4) und Konzepte qualitati-
ver Sozialraumanalysen (Ab-schnitt 5) dargestellt und Umsetzungsbeispiele skizziert
(Abschnitt 6).
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2. Positionen und Ergebnisse der Sozialforschung

2.1 Sozialökologie

Eine theoretische Wurzel der Sozialraumanalyse liegt in der Sozialökologie. Der Be-
griff der Sozialökologie wurde in den 20er Jahren des letzten Jahrhunderts geprägt von
der Chicagoer Schule (vgl. Park u.a. 1925). Park, Burgess und McKenzie erforschten die
Entwicklung städtischer Lebensräume, insbesondere unter dem Einfluss innerstädti-
scher Migrationsbe-wegungen (Stichwort: Slum-, Ghettobildung etc.). Dabei werden die
Zusammenhänge zwi-schen räumlicher Entwicklung, Entwicklung der individuellen Le-
bensbedingungen und indivi-dueller Sozialisation herausgearbeitet. 

Die sozialökologische Theorie hat verdeutlicht, dass soziale Ungleichheit von räumli-
chen Faktoren beeinflusst wird. Park u.a. wiesen nach, dass die räumliche Verteilung der
Bevölke-rung in einer Stadt keineswegs zufällig erfolgt, sondern zuvörderst ökonomi-
schen Zwängen unterliegt. Die sozialräumliche Gliederung folgt demnach der Konkur-
renz um die besten Wohn- bzw. Lebensorte. Da diese Konkurrenz aber auch durch geo-
graphische, kulturelle, politische und administrative Veränderungen beeinflusst wird,
entstehen komplexe "Ökosysteme". Um das soziale Verhalten von Menschen verstehen
zu können, muss nach Auffassung der sozialökologischen Theorie der ökologische Kon-
text als gegenseitige Beeinflussung von Raum und sozialer Organisation begriffen wer-
den. Es gibt demzufolge keinen Raum "an sich" sondern jeder Raum hat eine bestimmte
Bedeutung für das Leben von Menschen.

In Europa - so auch in Deutschland - ist die räumliche Segregation nach sozialen Ge-
sichts-punkten ebenfalls vorhanden, allerdings weniger ausgeprägt als in den Vereinig-
ten Staaten. Vielleicht liegt hierin ein Grund, dass die sozialökologischen Ansätze in
Deutschland erst re-lativ spät aufgegriffen wurden. Aufgenommen und weiterentwickelt
wurde die Methode in der Bundesrepublik erst in den siebziger Jahren, insbesondere
von der Sozial- und Jugendhilfe-planung (vgl. Bourgett u.a. 1978, Mundt 1983). Dabei
bietet sich der sozialökologische Ansatz für die Stadtsoziologie, die Stadtentwicklung
und Stadtplanung (vgl. hierzu Atteslander 1976, Atteslander/Hamm 1974; Hamm 1976,
1977; Friedrichs 1977) in besonderer Weise zur Bewältigung praktischer sozialer Fragen
an. 

Die Bedeutung von Sozialräumen für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen
wurde insbesondere von Vertretern der systemtheoretisch-ökologischen Sozialisati-
onstheorie her-ausgestellt (Bronfenbrenner 1976 und 1981). Die jeweilige soziale Be-
schaffenheit von Räu-men prägt die spezifischen sozialen Problemlagen von jungen
Menschen, da bei ihnen die aktive Aneignung der Umwelt immer raumbezogen ge-
schieht. Die raumorientierte Entwick-lungspsychologie weist darauf hin, dass nicht nur
Familie und pädagogische Einrichtungen (Kindergärten, Schulen) oder die Inhalte des
Lernens die Entwicklung von Kindern und Ju-gendlichen bestimmen, sondern auch die
umgebenden Sozialräume mit ihren Möglichkeiten und Problemen. Die Erkenntnis des
unmittelbaren Einflusses sozialräumlicher Faktoren auf die Entwicklung junger Men-
schen stellt eine wichtige Erweiterung der schichtspezifischen Sozialisationsmodelle dar.
Die Sozialökologie lenkt den Blick der Sozialisationsforschung deshalb auf zusätzliche
lokale Ungleichheiten, die sich in unterschiedlichen Sozialräumen manifestieren.

Zur Erklärung der Wechselwirkungen von räumlich-physischen Variablen und deren
Soziali-sationswirkungen entwickelte Bronfenbrenner ein Modell ineinandergeschach-
telter Strukturen von einzelnen Lebensbereichen, welche die Entwicklung eines Kindes
bzw. Jugendlichen fördern oder erschweren können. Er unterscheidet innerhalb der Le-
benswelt eines Menschen zwischen Mikro-Systemen, zu denen die unmittelbaren Um-
welten mit direkten zwischenmenschlichen Interaktionen gehören (z.B. Familie, Schule
etc.), dem Meso-System, das die Beziehungen zwischen diesen Lebensbereichen er-
fasst, dem Exo-System der um-gebenden gesellschaftlichen Institutionen und dem
Makro-System der herrschenden kultu-rellen Normen und Weltanschauungen. Das je-
weils unterschiedliche Zusammenspiel der einzelnen Schichten, d.h. die Wechselwir-
kungen zwischen der unmittelbaren Umgebung ei-nes jungen Menschen, der umfas-
senden Sozialstruktur und des jeweiligen ideologischen Systems muss betrachtet wer-
den, wenn qualitative Aussagen über Sozialräume erreicht werden sollen. Besonders
wichtig - und oft vernachlässigt - ist nach Auffassung Bron-fenbrenners die Untersu-
chung der Wechselwirkungen bzw. der Übergänge zwischen den einzelnen Lebensbe-
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reichen.
Wir können die vielfältigen Aspekte der Wirkung sozialräumlicher Aggregate auf zwei

Ebenen erfassen, die sich als sozialökologische Lebensverhältnisse (materielle sozialrä-
umliche Existenzbedingungen) und als soziokulturelle Lebenswelten (normative, sym-
bolische, kognitive und/oder psycho-soziale Milieubindungen) bestimmen lassen. Unter
dem Aspekt der Analyse des Sozialraumes als Struktur sozialökologischer Lebensver-
hältnisse wird darauf abgezielt, dass sozialwirksame Raumstrukturen und raumwirk-
same Sozialstrukturen "als soziale Aggregate Realität (haben) unabhängig von der
Wahrnehmung der Individuen, die in ihnen leben (...). (Sie) bilden den Hintergrund für
die Herausbildung einer bestimmten örtlichen sozialkulturellen Lebenswelt" (Meule-
mann/Weishaupt 1981, S. 91f.). Unter dem Gesichtspunkt der Untersuchung von Sozi-
alräumen als sozial-kulturelle Lebenswelten geht es zentral um den Zusammenhang von
Nahraum und subjektiven Vorstellungen, Orientierungen und Perspektiven sowie loka-
len Traditionen und Lebensstilen. Lassen sich die sozialökologischen Lebensverhältnisse
über die Ermittlung und Interpretation von Strukturdaten analysieren (vgl. dazu Ab-
schnitt 4), so können sozialkulturelle Lebenswelten nur über differenzierte qualitative
Studien (vgl. Abschnitt 5) erfasst werden. Die Analyse der Lebensverhältnisse soll In-
formationen geben über äußere ("objektive") Gegebenheiten in einer Region. Die Le-
bens-qualität und Lebenszufriedenheit der Menschen hängt jedoch nicht allein von sol-
chen Fakto-ren ab, sondern ist immer auch das Ergebnis subjektiven Erlebens. 

Der komplexen Ausgangslage entsprechend kann somit Sozialraumorientierung nur
als me-thodenvielfältiger Ansatz gedacht und realisiert werden. Im Rahmen eines an so-
zialen Räu-men orientierten Planungsmodells sind daher zur Problemanalyse und zur
Fragestellung von Bestand und Bedarf quantitative und qualitative Erhebungsmethoden
miteinander zu verbinden (Mehrebenen- und Mehrmethodenansatz). Zu den quantitati-
ven Daten zählen hier vor allem die statistischen Strukturdaten des Planungsraumes, zu
den qualitativen die aus Beobachtung und Gespräch gewonnenen Informationen. Das
Plädoyer für eine Verknüpfung von quantitativen und qualitativen Untersuchungsme-
thoden basiert darauf, dass der hier dargestellte Untersuchungsansatz mehrere Infor-
mationsmöglichkeiten berücksichtigen soll, um dadurch, d.h. durch Konfrontation der
auf unterschiedliche Art und Weise gewonnenen Informationen, Daten und Aussagen
im Rahmen eines offen geführten Diskurses Folgerungen zu ziehen. 

Wird im Rahmen eines sozialökologischen Ansatzes nach Prozessen und Wirkgrößen
gefragt, die vermittelnd, beeinflussend, kompensierend zwischen die objektive Lage
(z.B. Schichtzugehörigkeit), familiäre Erziehungsmilieus und je individuelle und grup-
penspezifische Persönlichkeitsausprägungen und Bewusstseinslagen treten, so hat
diese Herange-hensweise für Sozialarbeit und Sozialpolitik noch eine weitere Bedeu-
tung: Dort, wo soziale Leistung ihre Wirkung nur im Kontext des sozialökologischen Um-
feldes des Leistungsadres-saten entfaltet, muss sich staatliche Planung und Leistung auf
konkrete Umfelder einlassen, "so dass hier einer zentralen Planung und Steuerung enge
Grenzen gesetzt sind" (Kaufmann 1979, S. 47). Lassen sich auf der zentralen Ebene wohl
noch allgemeine Verhältnisse am Markt, im Reproduktionsbereich und zwischen ge-
sellschaftlichen Subsystemen regulieren, so muss eine derartige Politikkonzeption
scheitern, wenn die Respektierung räumlicher und sozialer Vielfältigkeiten und Unter-
schiede für Angemessenheit und Effizienz politischen Han-delns an Bedeutung gewinnt. 

Die in diesem Zusammenhang bedeutsame Frage nach dem Zusammenhang von ob-
jektiven Problemlagen (etwa durch Indikatoren ermittelt), Selbsthilfepotentialen und der
Notwendigkeit kompensatorischer Sozial- und Dienstleistungen kann ebenfalls erst
durch differenzierte Sozialraumanalysen beantwortet werden. Das heißt, dass dieser Be-
darf abhängig ist von vorgängigen Definitionen des Leistungsanspruchs, der Erwartun-
gen, des Selbsthilfepotentials etc. Dies kann z.B. bedeuten, dass in einer Planungsre-
gion, die durch objektiv ungünstige sozialstrukturelle Indikatoren sich von anderen ab-
hebt, gleichwohl ein nur geringer Bedarf an institutionalisierter sozialer Hilfe besteht,
weil positive Umfeldfaktoren (z.B. soziale Homo-genität, niedrige Mobilität, heterogene
Altersstruktur, bestehende informelle Netze) hier ef-fektiv und problemlösend wirken. In
diesem Zusammenhang bestimmt sich die Partizipation Betroffener an Planung nicht
nur als Demokratieangebot, sondern auch als notwendige Vor-aussetzung bedarfsge-
rechter Leistungserbringung.
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2.2 Die Krise der "Sozialen Stadt"

Auf der öffentlichen und politischen Agenda hat das Thema soziale Ungleichheit, Be-
nachtei-ligung und Armut einen erkennbaren Bedeutungs- und Wahrnehmungsgewinn
erfahren (vgl. dazu den ersten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung –
BMA 2001). Gleich-zeitig wird auch wahrgenommen und diskutiert, dass gesamtgesell-
schaftliche Segregations-tendenzen in sozialräumlicher Konzentration von ökonomisch
abgekoppelten Gruppen zu-nehmende lagebedingte Konzentrationen ausweist und dies
insbesondere zu einem Thema und Problem von Agglomerationsräumen (großen Städ-
ten) wird. "Mit der ökonomischen Um-strukturierung und der gesellschaftlichen Polari-
sierung und Heterogenisierung hat sich die residentielle Segregation in Großstädten
verschärft. Es haben sich – lange kaum beachtet – `pockets of poverty`unmittelbar neben
Inseln des Wohlstandes gebildet". (Alisch/Dangschat 1993, S. 21) Das Programm „So-
ziale Stadt“ der Bundesregierung und das hierauf bezogene Komplementärprogramm
("E&C-Pro-gramm" des BMFSFJ) können hierfür als Indiz genommen werden.

Nun ist die Feststellung, dass in Städten (Ballungsräumen) soziale Ungleichheiten und
Ge-gensätze deutlicher als anderswo hervortreten, nicht die eigentlich neue Botschaft.
Die Städte – vor allem im 19. Jahrhundert – waren schon immer durch ökonomische,
kulturelle und soziale Ungleichheiten und Segregationen geprägt. Dies lieferte auch
Ausgangs- und Bezugspunkt für die sozialökologischen Forschungen der Stadtsoziolo-
gie (vgl. dazu Abschnitt 2.1). An Aktualität und politischer Brisanz gewinnt dieses Thema
jedoch dadurch, dass sich gesellschaftliche Abspaltungen und Segregationstendenzen
zu Beginn des 21. Jahrhunderts zu verstärken scheinen und dies auf das tendenzielle
Scheitern einer auf Integration und Abfederung sozialer Ungleichheiten angelegten So-
zialpolitik hinweist. 

Die Soziologen der Chicagoer Schule (Park u.a.) haben die Stadt - trotz der konsta-
tierten sozialen Verwerfungen und Disparitäten - immer auch als eine "Integrationsma-
schine" ("Meeting Pot") angesehen, die in der Mischung von Separierung (Segregation)
und Agglo-meration (City), in der Verbindung von Distanz und Nähe, von überschauba-
rem Milieu und Anonymität Unterschiede zu verkraften und zu vereinen wusste. Diese
prekäre Balance von sozialer Integration und produktiver Differenz hat schon Simmel
(1903) beschrieben und für Park u.a. (1925) war es die Offenheit bei gleichzeitiger Tren-
nung von sozial und ethnisch homogenen räumlichen Lebenswelten in einer heteroge-
nen Stadt, durch die Integration durch Distanz möglich wurde. Gleichzeitig eröffnete die
(große) Stadt Chancen einer "eman-zipatorischen Urbanität" ("Stadtluft macht frei!"). 

Die in der Literatur berichteten Integrationsmechanismen und -wirkungen der Stadt
(vgl. Häußermann 1995), die auf sozialer Differenz und Separierung als Modus der so-
zialen In-tegration basieren, verlieren dann aber an Wirksamkeit, wenn ihnen der Hin-
tergrund der be-reits genannten Voraussetzungen und Ressourcen einer "systemischen
Integration" (öko-nomisches Wachstum, Arbeitsteilung, soziale Sicherung, Bildung) feh-
len. Soziale Gegensätze gelten nur solange als "Differenzen in der Einheit" und sind nur
solange aushaltbar, wie die Option auf gesellschaftliche Teilhabe besteht.

In der aktuellen Diskussion wird nun zunehmend ein Schwinden dieser Integrations-
kraft konstatiert und eine Verschärfung von Segregation und Polarisierung wahrge-
nommen, die einen Verlust der Integrationskraft zur Folge hat. Beobachtet wird eine
Brüchigkeit systemi-scher Integration bei gleichzeitig wachsender sozialer (Lebensstile,
Haushaltsform) und eth-nischer (Migration) Differenzierung (Alisch/Dangschat 1993;
Häußermann 1995).

Erfolgte die Integration (Stichwort: Sozialer Aufstieg) bislang wesentlich über die Me-
dien Ar-beit, Wohnen und Bildung, so sind heute in allen drei Dimensionen negative Fol-
gen mit mög-licherweise unabsehbaren Konsequenzen für den Zusammenhalt, die Kul-
tur und das Selbst-verständnis unserer Gesellschaft zu registrieren. Eine insgesamt
hohe strukturelle Arbeitslo-sigkeit verhindert bzw. erschwert zumindest großen Teilen
der Bevölkerung die Reproduktion über Erwerbseinkommen und verfestigt deren Ab-
hängigkeit von staatlichen Transferzahlun-gen. Auch im Bereich des Wohnens werden
negative Entwicklungen gesehen, da die sozial-staatlich gewollte Entkoppelung von Ar-
beitseinkommen und Wohnungsversorgung (Stichwort „sozialer Wohnungsbau“) in
diesem Sektor, begleitet von einer massiven Reprivatisierungs-strategie, wieder aufge-
hoben wird. Und im Bereich der Bildung schließlich weisen alle Daten darauf hin, dass
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sozial Benachteiligte, Zuwanderer und ethnische Minderheiten bei einer ins-gesamt
enorm gestiegenen Bildungspartizipation junger Menschen mit nicht konkurrenzfähigen
Abschlüssen und Leistungen am Einstig in Ausbildung und Beschäftigung gehindert
werden. 

Die damit verbundene schwindende soziale Integrationskraft der Städte bedeutet mit
Blick auf sozialräumliche Entwicklung, dass sich soziale Ungleichheit bei einer wach-
senden Hete-rogenität der Bevölkerung als zunehmende soziale Segregation ausbildet.
"Diese führt zu sich selbstverstärkenden Prozessen sozialer Selektion, an deren Ende
Quartiere stehen, die von einer kumulativen Abwärtsentwicklung betroffen sind: Mit
jeder Stufe der Verschärfung der sozialen Probleme verlassen diejenigen Haushalte, die
noch über Wahlmöglichkeiten verfügen, die Quartiere, womit dann die Konzentration
und Dichte sozialer Problemlagen weiter zunimmt.“ (Häußermann 2000a, S. 17). 
Die benachteiligenden und ausgrenzenden Effekte deklassierter Quartiere lassen sich
auf verschiedenen Ebenen beschreiben: 
� Das Bewusstsein der gemeinsamen Zugehörigkeit zu einem Gemeinwesen geht ver-

loren. 
� Durch vorherrschende subkulturelle Normen und Verhaltensmuster wird das soziale

Lernen, vor allem von Kindern und Jugendlichen in einer Weise bestimmt und ge-
prägt, die eine hohe Distanz zu den sozial vorherrschenden und von den Gesell-
schaftsmitgliedern in der Regel erwarteten Normen und Verhaltensweisen der Ge-
sellschaft (Arbeits- und Lernbereitschaft, Normkonformität, akzeptierte Formen der
sozialen Konfliktlösung etc.) hervorbringt. "Die Einschränkung der Erfahrungswelt
durch die fehlende Repräsentation von `normalen` sozialen Rollen stellt insbeson-
dere für Kinder und Jugendliche eine Benachteiligung dar, weil sie die Möglichkei-
ten sozialen Lernens massiv beschneidet und einen Anpassungsdruck in Richtung
von Normen und Verhaltensweisen erzeugt, die von der übrigen Gesellschaft mit
Aus-grenzung beantwortet werden.“ (Häußermann, 2000c, S. 80)

� In benachteiligten Quartieren werden Lebensführung und Handlungsmöglichkeiten
der dort Lebenden objektiv eingeschränkt (z. B. durch die Wohnqualität, Ausstattung
mit privaten und öffentlichen Dienstleistungen und sozialen Einrichtungen).

� Schließlich entfaltet das negative Image eines Quartiers Stigmatisierungseffekte
nach innen und außen, die Handlungs- und Darstellungsmöglichkeiten der Bewoh-
nerInnen ebenfalls einschränken.

Diese Prozesse werden verstärkt durch Veränderungen des wahrnehmbaren Umfel-
des: die Verwahrlosung von Gebäuden, Straßen und Plätzen, die Ausdünnung der Ver-
sorgungsinfra-struktur etc., was weiter zur Beeinträchtigung des Selbstwertgefühls und
zur Stärkung von Rückzug und Resignation beiträgt. Dieses alles zusammen fördert die
Tendenz, dass mobilere und aktivere Bewohner das Quartier verlassen und damit das
Quartier nach innen und außen geschwächt wird. 

Auch wenn bei der Bestimmung sozial benachteiligter Stadtteile (oder von "sozialen
Brenn-punkten" ) zur Einordnung und Beurteilung immer wieder – und dies auch zurecht
– auf so-zialstatistische Kennzahlen über Arbeitslosigkeit, Sozialhilfebedürftigkeit, aus-
ländische Be-völkerung etc. zurückgegriffen wird, so sollte nicht übersehen werden,
dass die Beurteilung des Quartiers durch seine BewohnerInnen und damit die Wahr-
nehmung der "Lebensqualität", die dieser Raum für seine NutzerInnen bietet, vielfältig
sein kann. 

"Welche Bedeutung bestimmte Arbeitsbedingungen oder gewisse Maßnahme der so-
zialen Absicherung haben, (...) wie entlastend Freizeitbedingungen sind oder wie Ar-
beitslosigkeit aufgearbeitet wird, ist mit Sicherheit auch eine Frage von Interpretationen
und Situationsde-finitionen, von Einstellung, Absichten und wertgebundenen Bedürf-
nisprioritäten, insgesamt: `subjektiven Faktoren`" (Hradil 1987, S. 161).

Zu diesen "subjektiven Faktoren" (Hradil) können auch die von Bourdieu (1983) neben
dem "ökonomischen Kapital" benannten Faktoren "soziales Kapital" und "kulturelles Ka-
pital" ge-rechnet werden. Unter ökonomischem Kapital versteht Bourdieu die Höhe und
Sicherheit des Einkommens, das Vermögen und die Möglichkeit, sich bei Bedarf Geld
ausleihen zu können. Mit sozialem Kapital bezeichnet Bourdieu die Menge aller sozia-
len Kontakte (Netzwerke), die ein Mensch hat, um über diese Netzwerke soziale Bezie-
hungen für sich gewinnbringend zu nutzen. Das kulturelle Kapital besteht aus verschie-
denen Aspekten, deren wichtigster die formale Bildung ist. Hinzu kommen kulturelle Fer-
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tigkeiten und der Besitz kultureller Güter. Nach Bourdieu sind diese drei "Kapitalformen"
untereinander austauschbar. Ihre jeweilige Verfügbarkeit und ihr Umfang entscheiden
darüber, welche Position in welchen sozialen Räumen von jemandem eingenommen
werden kann. 

Neben der Untersuchung zentraler sozio-ökonomisch geprägter Lebenslagen gilt es
daher auch die individuellen Lebenschancen und Gestaltungsmöglichkeiten vor dem
Hintergrund sozio-kultureller Determinanten zu betrachten. Der bereits skizzierte "so-
zialökologische Er-klärungsansatz" (vgl. dazu Abschnitt 2.1) scheint auch hier am ehe-
sten in der Lage, das Zu-sammenwirken von "vertikalen" und "horizontalen" Disparitä-
ten in einem umfassenden, so-wohl die sozioökonomischen Variablen der Lebenslage
(sozioökonomische Lebensverhält-nisse) wie auch die Dimensionen der "soziokulturel-
len Lebensweisen" berücksichtigenden Weise zu erfassen und damit einen umfassen-
den Erklärungsansatz für Grenzen, Belastun-gen, Ressourcen und Chancen von Men-
schen in benachteiligten Wohnquartieren zu eröffnen. 

Mit dem Hinweis auf die sozio-kulturellen Muster der Lebensbewältigung kommt das
"Milieu" (das Quartier) als Grenze bzw. Ressource der Lebensbewältigung, als Beein-
trächtigung wie auch als Chance zur Existenzsicherung, des sozialen Austausches und
der Teilhabe an so-zialen Angeboten und Institutionen in den Blick.

"Als Wohnmilieu wird das Ensemble von soziokulturellen Situationen und die dafür
vorhandene baulich-, räumliche Umwelt bezeichnet, in denen sich die gesellschaftlichen
Verhältnisse, die sozialen Beziehungen, ein Spektrum von Tätigkeiten und die personelle
Kommunikation von Menschen realisiert, also die Lokalität, in der sich die lokale Ge-
meinschaft im Wohnbereich entwickelt und reproduziert" (Herlyn u. a. 1991, S. 196).

Wenn also in kritischen Beiträgen über die sich verschärfenden Problemkonstellatio-
nen in den Städten, mit gewissen Parallelen jedoch auch in ländlichen Räumen, von sich
verschärfenden Segregationsprozessen und den hiermit verknüpften psychosozialen
Folgen – Resignation, Apathie, Aggression, Vandalismus – berichtet und, von "überfor-
derten Nachbarschaften" (Neuhöfer 1998) gesprochen wird, geht es in diesen Zusam-
menhängen nicht nur um materielle Deprivationen (Arbeitslosigkeit, Abhängigkeit von
Transfereinkommen etc.) sondern auch um die vermuteten, unterstellten bzw. heraus-
gearbeiteten Zusammenbrüche der "sozialen Netzwerke“, der stabilisierenden Wirkung
von sozialen Milieus, dem Verlust von Ressourcen und Kompensationsmöglichkeiten in
sozialen Nahräumen. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang der Hinweis, dass das "Überleben" im Pro-
blemquartier (Keim/Neef 2000) - auch bei vergleichbaren Rahmenbedingungen und
Ausgangssituationen und objektiver Benachteiligungen der BewohnerInnen - in Kennt-
nis der Vielfalt der sozialen Lagen und der Wahrnehmungen des sozialen Lebensraums
durchaus zu differenzierten An-sätzen und Entwicklungsstrategien nötigt. 

So haben Keim und Neef im Rahmen einer Lokaluntersuchung in einem sogenannten
"Problemstadtteil" Personen und Haushalte vorgefunden, die in weitestgehender Übe-
reinstimmung mit den Regeln und Orientierungen der Mehrheitsgesellschaft ihre Er-
werbs- und Sozialbeziehungen innerhalb und außerhalb des Quartiers organisieren
("Die Stabilen"), daneben aber auch "marginalisierte" und "prekäre" Bewohner (Bewoh-
nerhaushalte), denen die Wohnsituation, das Milieu, das Quartier wenig hilfreich ist,
eher zusätzliche Belastungen, Bedrohungen und Beeinträchtigungen bringt. Konstatiert
wird somit eine Gleichzeitigkeit von unterstützenden und von benachteiligenden Di-
mensionen der Lebensbewältigung für die jeweiligen Bewohnergruppen. 

Damit wird die Kenntnis von den differenzierten Lebensweisen im Quartier eine Vor-
ausset-zung für die Zielgenauigkeit und damit Wirksamkeit sozialarbeiterischer Initiati-
ven und sozi-alpolitischer Interventionen. Eine Sichtweise, die die objektiven Bela-
stungsfaktoren ebenso wie die subjektiven Be- und Verarbeitungspotentiale berück-
sichtigt, macht es auch überhaupt erst möglich, dem Problem sozialer Benachteiligun-
gen unter sozialräumlicher Pers-pektive mit einem Konzept der sozialen Entwicklung
(Empowerment) zu begegnen. Auch wenn sich auch politische, gesellschaftliche und
ökonomische "Großwetterlagen" dem kommunalplanerischen wie auch dem sozialar-
beiterischen Zugriff entziehen, bestehen jedoch Chancen und Gestaltungsmöglichkei-
ten mit Blick auf die Stabilisierung, die Rekon-struktion und die Aktivierung sozialer Mi-
lieus (Milieuarbeit). Wenn es hier also auch auf den "subjektiven Faktor" ankommt, auf
die "Community", also auf die Verfasstheit und die Belastbarkeit der sozialen Beziehun-
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gen, in denen Menschen ihren Alltag gestalten, dann bekommt auch Sozialarbeit, ins-
besondere in der Form stadtteilbezogener Sozialarbeit und Beratung (Hinte 1999) eine
Chance und einen Wirkungsbereich. 

Wenn Möglichkeiten zur Verbesserung der Chancen zur Existenzsicherung, der Auf-
wertung des Stadtteils als Ort des Wohnens und des sozialen Austausch und die sozial-
räumlich er-leichterte Teilhabe an gesellschaftlichen Einrichtungen in den Gestaltungs-
und Wirkungsbe-reich kommunaler Sozialpolitik und einer hierauf bezogenen Kinder-
und Jugendhilfe und Sozialarbeit gehört, dann eröffnet sich hier auch eine realistische
Chance zur "Revitalisie-rung" sozial benachteiligter Stadtteile.
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3. Sozialraumorientierung in der Kinder- und Jugend-

hilfe

3.1 Ursprünge und Bezüge

Das Konstrukt der Sozialraumorientierung kann in seiner theoretischen Fundierung in
der Kinder- und Jugendhilfe an tradierte Handlungsorientierungen und Arbeitsansätze
anknüpfen. Schon von den Anfängen der organisierten Sozialarbeit (Armenfürsorge) in
der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts war die Orientierung am Quartier, den Lebensräumen
und Wohnorten der Armen, Unterprivilegierten bzw. proletarisierten Schichten der Be-
völkerung sinnstiftend und ausschlaggebend. Bei dem sogenannten "Elberfelder Sy-
stem" wurde die Stadt "in viele kleine Quartiere eingeteilt, denen jeweils ein ehrenamt-
lich tätiger Bürger als Armenpfleger vorstand" (Müller 1985, S. 18). 

Und so gibt es denn bis in die Gegenwart eine wirkungsmächtige Tradition sozialrau-
morga-nisierter und sozialraumbezogener Sozialarbeit in der Organisationsform des All-
gemeinen Sozialen Dienstes – früher der Familienfürsorge -, der in seiner ihm ange-
sonnenen Allzu-ständigkeit für einen Betreuungsbezirk neben der individuellen Hilfe und
Unterstützung das Wissen um die Strukturen, Möglichkeiten und Defizite eines Lebens-
raumes in präventive und strukturgestaltende Aktivitäten einfließen lassen soll. So sehr
allerdings in der Regel diese „sozialräumliche Kundigkeit“ des Allgemeinen Sozialen
Dienstes in Anspruch und Konzeption betont wird, so waren gleichwohl in den zurück-
liegenden Jahren gegenläufige Tendenzen zu verzeichnen, die diesen überindividuellen
(gemeinwesenbezogenen) Blick gegenüber personen-bezogenen Zentrierungen und
Spezialisierungen (Stichwort Therapieorientierung) haben zurücktreten lassen.

Parallel zu dieser personenzentrierten Sichtweise und hierauf bezogenen Arbeits-
ansätzen sind aber immer wieder auch Gegenentwürfe erfolgt, in deren Rahmen ver-
sucht worden ist, Gewichte und Akzente zu verschieben. Hierzu gehören  - nach Olk
(2000) - neben der Ge-meinwesenarbeit, die Konzeption einer lebensweltorientierten Ju-
gendhilfe und auch die dienstleistungstheoretische Bestimmung von Jugendhilfe und
Sozialarbeit. 

Gemeinwesenarbeit

Folgt man Olk (2000, S. 12 ff.), so kann die heutige Diskussion um Sozialraumorien-
tierung in der sozialen Arbeit und Jugendhilfe als eine zeitgemäße Weiterentwicklung
von tradierten Konzepten der Gemeinwesenarbeit verstanden werden: Ursprünglich in
den dreißiger Jahren zur Aktivierung ländlicher Regionen in den USA entwickelt und
über die Niederlande in den späten sechziger und frühen siebziger Jahren auch nach
Deutschland gekommen, enthielt die Gemeinwesenarbeit bereits wichtige Ansatzpunkte
und Handlungskonzepte, die sich auch in der heutigen sozialraumorientierten sozialen
Arbeit wiederfinden. Hierzu gehören etwa Prinzipien und Zugangsweisen stadtteilori-
entierter Handlungsstrategien, die Betonung des Aktivierungs- anstelle des Betreu-
ungsgedankens sowie das Anknüpfen an vorgefundene sozialräumlich verankerte Netz-
werkstrukturen und Selbsthilfefähigkeiten der AdressatInnen. Auch die erklärte Absicht,
über politische Mobilisierungsstrategien zu einer Verbesserung der materiellen Situa-
tion der Bevölkerung in einem gegebenen Wohnquartier beizutragen und die infra-
strukturelle Ausstattung zu verbessern, also die Einzelfallfixierung Sozialer Arbeit zu
überwinden, gehört zu den in den neueren Konzepten wieder aufgegriffenen Ansatz-
punkten der traditionellen Gemeinwesenarbeit. 

Während allerdings die traditionelle „Methodentrias“ aus Einzel-, Gruppen- und Ge-
meinwe-senarbeit seit den 70er Jahren zunehmend in die Kritik geriet und damit an Be-
deutung verlor, gelang es zumindest in der Fachdiskussion zunächst über den Schritt
der Propagierung von Gemeinwesenarbeit als eines grundlegenden „Arbeitsprinzips“
Sozialer Arbeit durch Boulet, Krauss und Oelschlegel im Jahr 1980, den Weg dafür zu
bereiten, dass die brauchbaren und unverzichtbaren Handlungsprinzipien und Arbeit-
sorientierungen der Gemeinwesenarbeit in neuere Arbeitskonzepte Eingang finden
konnten (vgl. Olk 2000, S. 12). Damit wurde dann programmatisch im Übergang von den
siebziger zu den achtziger Jahren sowohl durch das Konzept der "Sozialarbeit als einer
sozialen Kommunalpolitik" (vgl. Müller/Olk/Otto 1981) und vor allem dann auch durch
das vom Institut für Stadtteilbezogene Soziale Arbeit und Beratung an der GHS Essen
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um Werner Springer und Wolfgang Hinte (vgl. z. B. Hinte u.a. 1982 und 1999) entwickelte
Konzept der Stadtteilbezogenen Sozialen Arbeit der Boden für den modernen Sozial-
raumbezug in der Jugendhilfe bereitet. Dabei kann "Stadtteilbezogene Soziale Arbeit"
aber nicht im klassischen Sinne als Methode verstanden werden, vielmehr geht es dabei
"um konkrete Verbesserungen der materiellen Lebensbedingungen der jeweiligen
Wohnbevölkerung unter aktiver Beteiligung der betroffenen Menschen und eine darauf
aus-gerichtete und diese Blickrichtung unterstützende Lebenswelt- und Bedürfnisorien-
tierung der Sozialen Dienste" (Hinte 1992, S. 121).

Lebensweltorientierte Jugendhilfe

Eine zweite theoretisch-konzeptionelle Begründungslinie der Sozialraumorientierung
in der Jugendhilfe/Sozialarbeit geht zurück auf das vor allem von Hans Thiersch seit
Ende der 70er Jahre entwickelte Konzept einer lebensweltorientierten Jugendhilfe (dazu
im Überblick Thiersch 1992). Seine fachliche Bedeutung und Wirksamkeit hat dieses
Handlungskonzept vor allem dadurch erfahren, dass es zur Grundorientierung des 8. Ju-
gendberichtes der Bun-desregierung (BMJFFG 1990) geworden ist und dort im Kontext
der sogenannten "Struktur-maximen" der Jugendhilfe – Prävention, Regionalisierung,
Alltagsnähe, Integration, Partizi-pation, Vernetzung und Einmischung – den Status einer
wesentlichen Leitorientierung für konzeptionelle Begründungen und Weiterentwicklun-
gen der Praxis der Kinder- und Jugend-hilfe in Strukturgebung und Arbeitsformen er-
halten hat.

Im Kern meint Lebensweltorientierung als Konzept der Sozialen Arbeit, "dass Pro-
bleme der Sozialen Arbeit verstanden werden müssen von den heutigen, konkreten Be-
wältigungsauf-gaben, wie sich Menschen in ihrer Lebenswelt den Ressourcen und den
Problemen dieser Lebenswelt stellen. Lebensweltorientierung also meint die radikale
Bestimmung der Aufgaben und Dienstleistungsangebote der Sozialen Arbeit von den
AdressatInnen, von ihren Er-fahrungen, von ihrem Verständnis, von den Stärken und Be-
lastungen in der Lebenswelt her; sie meint (...) die Bestimmung der Sozialen Arbeit im
gleichsam allgemeinen und elementaren Sinn als Dienstleistung, als Dienst an den Pro-
blemen und Problemlösungsaufgaben der AdressatInnen" (Thiersch 1999, S. 18). Damit
bezieht sich eine lebensweltorientierte Soziale Arbeit auf die Schnittstelle zwischen "ob-
jektiven", gesellschaftlich vorgegebenen Strukturen und Entwicklungen sowie den sub-
jektiven Deutungsmustern und Handlungsweisen der Han-delnden selbst, ihren je indi-
viduellen und gruppenspezifischen Bewältigungsmustern und den darin aufscheinen-
den Stärken und Schwächen. Für eine lebensweltorientierte soziale Arbeit ergeben sich
daraus zwei zentrale Aufgaben: Einerseits muss sie – in Fortführung herkömm-licher An-
sätze – kompensatorische Leistungen im Hinblick auf materiell-defizitäre soziale Lagen
bieten und andererseits muss sie zugleich – als erweiterte, neue Aufgabe – "in der ge-
gebenen brüchigen Normalität Unterstützungen und Lernhilfen zur Bewältigung nor-
maler Krisen der Normalität anbieten" (Thiersch 1999, S. 20). Eine der Grundüberle-
gungen, auf denen eine lebensweltorientierte Soziale Arbeit dabei aufsetzt, ist die An-
nahme, dass in den problematischen und defizitären Formen der Problemlösung als Re-
aktion auf gegebene, vorgefundene Lebensverhältnisse zugleich auch Ansätze und
Ressourcen produktiver Be-wältigung enthalten sind, dass Individuen ihre Sichtweisen
und Problemlösungsstrategien vor dem Hintergrund der Einbettung in Netzwerkbezie-
hungen (Verwandtschaft, Bekanntschaft, Szene, Region usw.) entwickeln und dabei auch
unterschiedliche Zugänge zu Institutionen aufbauen. Für die soziale Arbeit bedeutet
dies, zur Entwicklung sozialräumlicher Strukturen beizutragen, die tragfähig und be-
lastbar sind, damit Handlungsprobleme und Lebenskrisen im Vorfeld aufgefangen und
im Bedarfsfalle entsprechende Bewältigungsressourcen zur Verfügung stehen, aber
auch, dass Hilfe nie direkt und unvermittelt gegenüber Menschen durchgesetzt, sondern
im Medium von Verhandlungen und Aushandlung realisiert werden muss.

Nach Olk (2000, S. 13 f.) ergeben sich aus dieser konzeptionellen Grundorientierung
einer lebensweltorientierten Sozialen Arbeit entsprechende Anforderungen für die Aus-
gestaltung von Organisations- und professionellen Handlungsmustern. Unter der Per-
spektive einer le-bensweltorientierten Sozialen Arbeit muss es darum gehen, die Be-
deutung präventiver am-bulanter und offener gegenüber stationären Angeboten zu ver-
stärken und neue, niedrig-schwellige, auf die Lebenswelt der AdressatInnen bezogene
und ins Gemeinwesen hin ge-öffnete Arbeitsstrukturen aufzubauen. "Die neuen Instru-
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mente der individuellen Hilfeplanung und – analog dazu – einer regional-vernetzten Pla-
nung im Hinblick auf eine transparente und belastbare soziale Infrastruktur (regionale
Neuorientierung der Angebote, Jugendhilfestation) werden zu zentralen Momenten
einer reflexiven – also auf die konkreten Bedingungen von Situation und Region bezo-
genen – Sozialen Arbeit; neue Formen von Handlungskompetenz zwischen institutionell
gestützten, fachlich ausgewiesenem Wissen und Alltagskontexten der AdressatInnen,
zwischen Strukturiertheit und strukturierter Offenheit, zwischen Distanz und Nähe wer-
den ausgehandelt" (Thiersch 1999, S. 21 f.). Im Bereich der Hilfen zur Erziehung hat diese
konzeptionelle Orientierung (vgl. Klatetzki 1995) schon auf breiterer Basis unter dem
Stichwort "Flexible Erziehungshilfen im Sozialraum" (Boomgaarden 2001) und Projekt
"INTEGRA" (Koch/Lenz 1999 und 2001) erste Umsetzungen und hierauf bezogene Dis-
kus-sionen erfahren (vgl. Peters u.a. 1998).

Dienstleistungsorientierung

Einen dritten Begründungsstrang für eine sozialräumliche Perspektive und Hand-
lungsorien-tierung sieht Olk schließlich in der dienstleistungstheoretischen Bestimmung
von Jugendhilfe und Sozialarbeit. Aufgegriffen hat diesen Aspekt der 9. Jugendbericht
der Bundesregierung (BMFSFJ 1994), der Kinder- und Jugendhilfe zentral als sozial-
pädagogische Dienstleistung bestimmte. Da das Dienstleistungsparadigma Qualität und
Wirkung von Jugendhilfe/Sozial-arbeit wesentlich bestimmt über das gelingende Zu-
sammenwirken von (professionellen) "Dienstleistungsproduzenten" und den "Dienstlei-
stungskonsumenten" (den Adressaten bzw. Leistungsberechtigten), tritt dadurch die
Subjektrolle und die Aktivität des ehedem noch als "Klienten" titulierten Adressaten von
Jugendhilfe/Sozialarbeit in den Vordergrund, insofern sich Qualität erst aus dem "Pas-
sungsverhältnis" von Produzent und Konsument ergibt. Dies bedeutet, dass auf die vor-
gängigen Erfahrungen, Lebensbewältigungsstrategien, Kompeten-zen und Ressourcen
der Dienstleistungskonsumenten Rücksicht zu nehmen ist, wenn sich der Erfolg ein-
stellen soll und setzt damit das Eingehen und eine Rücksichtnahme auf den Alltag und
die Realitäten von Menschen in benachteiligten Lebenssituationen voraus. 

Dabei geht es im Kern einer dienstleistungstheoretischen Ausformulierung sozialer
Arbeit immer darum, durch den aktiven Einbezug der Konsumenten sowohl als Einzel-
personen als auch als Gruppen in den Prozess der Erbringung personenbezogener
Dienstleistungen deren ökonomische und soziale Produktivität zu erhöhen. "Dies ge-
schieht durch Strategien der Aktivierung gerade auch von bildungsfernen und benach-
teiligten Bevölkerungsgruppen, durch die Eröffnung von Partizipationsmöglichkeiten
und innovative Strategien des Einbezugs der potentiellen AdressatInnen-Gruppen in
den unmittelbaren Produktionsprozess der Dienste selbst. Dabei geschieht dieser in-
tensive Einbezug der AdressatInnen in die Dienst-leistungsproduktion durch das Anset-
zen an ihren Interessen, Bedürfnissen und Potentialen, durch die Nutzung von infor-
mellen und formellen Netzwerkstrukturen des Stadtteils und durch die Überwindung der
herkömmlichen Einzelfallorientierung mittels systematischer Inszenierung von Rollen-
wechseln zwischen der Konsumenten- und der Produzentenrolle – 

z. B. indem Personen, die gerade als Lernende in bestimmte Lernprozesse involviert
waren, nun in die Rolle der Lehrenden schlüpfen usw". (Olk 2000, S. 15).

Alle drei eben aufgeführten Begründungsstränge können in wechselseitiger Ergän-
zung zur Legitimation einer sozialraumbezogenen Perspektive in der Jugendhilfe/Sozi-
alarbeit heran-gezogen werden: Stand im Kern der Gemeinwesenarbeit vor allem das
Ziel, den professio-nellen Blick zu erweitern auf die formellen und informellen Netze und
Lebenswelten in einem sozialen Raum, auch verbunden mit der Absicht, politisches
Handeln der Menschen für ihre eigenen Belange zu stimulieren und zu verstärken, zu-
mindest aber doch auf materielle Le-bensbedingungen und Deprivationen hinzuweisen
und informelle (alltagsweltliche) Bewälti-gungsmuster zu stützen, so erlaubt es das Kon-
zept der Lebensweltorientierung die huma-nistisch/ethische Motivation sozialpädago-
gischen Handelns zu stärken, während schließlich die dienstleistungstheoretische Per-
spektive aufzeigen kann, dass eine solche Ausrichtung sich auch "rechnet". "Denn mit
der Begründung von Strategien des aktiven Einbezugs von Dienstleistungskonsumen-
ten in die Produktion sozialer Dienstleistungen verfügen wir über eine ökonomische Be-
gründungsfolie für die Rationalität sozialraumbezogener Aktivierungs- und Einmi-
schungsstrategien, die die ökonomische Produktivität dieser Arbeitsansätze belegen
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kann, ohne die weiterreichenden humanwissenschaftlichen Zielsetzungen der sozialpä-
dagogischen Lebensweltperspektive einer betriebswirtschaftlichen Begriffsmechanik
opfern zu müssen" (Olk 2000, S.15).

3.2 Sozialraum – Definitionen und Abgrenzungen

Im vorangegangenen Abschnitt wurde die aktuelle Debatte um Sozialraumorientie-
rung in der Jugendhilfe charakterisiert. Dabei wurde bereits auf die Nähe dieser Debatte
zu drei Diskus-sionssträngen mit einer längeren Tradition hingewiesen: Gemeinwesen-
arbeit, lebenswelto-rientierte Jugendhilfe und - etwas neueren Datums - Dienstlei-
stungsorientierung. Ferner wurde die Verarbeitung des Konzeptbegriffs "Sozialraumo-
rientierung" in Handlungsbereichen der Jugendhilfe (hier: Hilfen zur Erziehung) und für
die Strukturierung der Arbeit des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) skizziert. Die Dar-
stellung ging von einer selbstver-ständlichen Konzeptualisierung des Begriffs "Sozial-
raumorientierung" aus, als sei dies eine Vokabel, über deren Bedeutung sich die Akteure
in der Jugendhilfe bereits hinreichend ver-ständigt hätten und deren Gebrauch in der
Diskussion eine ausreichende Verständigung über die Bedeutungsgehalte dieses Be-
griffs beinhalte. Sieht man sich die unter dem Etikett "Sozialraumorientierung" geführte
Diskussion allerdings genauer an, so erscheint der Begriff gar nicht so präzise und auch
gar nicht so neu, wie manchmal in den Diskussionsbeiträgen der Anschein erweckt wird. 

Der Begriff "Sozialraumorientierung" beansprucht als neue Leitvokabel seit einigen
Jahren immer mehr Aufmerksamkeit bei den Akteuren der Jugendhilfe. Etwas zuge-
spitzt formuliert: Wer in der fachlichen Gemeinschaft nicht an den Rand gedrängt oder
ins Abseits geschoben werden will, hat sich zur "Sozialraumorientierung" als einem zen-
tralen Prinzip in der Jugend-hilfe zu bekennen. "Sozialraumorientierung" ist zu einer Vo-
kabel geworden, mit der man fachliche Aktualität oder "Fortschrittlichkeit" signalisiert. 

Fragt man jedoch genauer, was diejenigen, die diese Leitvokabel für sich in Anspruch
neh-men, mit dieser Vokabel meinen und worin die fachliche Herausforderung dieses
Leitbegriffs besteht, so werden vielfältige Bedeutungsvarianten des Begriffs sichtbar:
Während die einen damit die regelmäßige, im Vierwochen-Abstand stattfindende Teil-
nahme an Gesprächsrunden mit Kollegen aus dem Stadtteil meinen (wahlweise als "AG
78", "Stadtteil-Arbeitskreis" oder ganz allgemein als "Vernetzung" bezeichnet), freuen
sich andere darüber, dass sie endlich mit der Formel "Vom Fall zum Feld" die Perspek-
tive einer partiellen Überwindung der mühsamen Einzelfallarbeit für sich gefunden
haben, während die dritte Gruppe die Zusam-menarbeit mit der Kindergarten-Leiterin
oder mit der Grundschullehrerin endlich mit einem fachlichen Prädikat versehen und im
Verwendungsnachweis für die Finanzierung besser le-gitimieren kann. 

Wenn der Begriff "Sozialraumorientierung" nicht als eine Konzeptvokabel profiliert,
genauer auf den Alltag bezogen und als konkretes Prüfinstrument für das konkrete Han-
deln operatio-nalisiert werden kann und wenn diese Profilierung des Begriffs nicht in
die Praxis Einzug hält, dann droht der Begriff zu einem Modebegriff zu verkommen, der
eher die soziale Funktion hat, auf eine symbolische Weise vermeintliche Fortschrittlich-
keit und Zugehörigkeit zu einem bestimmten Fachkreis in der Jugendhilfe zu dokumen-
tieren. Die zur Zeit festzustellende Diffusität des Begriffs kann als ein Hinweis gewertet
werden, dass momentan die an-gedeutete soziale und symbolische Funktion des Be-
griffs "Sozialraumorientierung" gegenüber seiner möglichen konzeptionellen Funktion
zu dominieren scheint.

Dass "Sozialraumorientierung" kein grundlegend neues Konzept in der Jugendhilfe
andeutet, sondern an verschiedene Traditionen anknüpft und diese in sich aufzunehmen
versucht, wurde bereits im vorhergehenden Abschnitt erkennbar. Neben der Gemein-
wesenarbeit oder der Stadtteilarbeit als bereits länger vorhandene Handlungsansätze,
neben dem vor allem von Thiersch vertretenen Konzeptbegriff "Lebensweltorientierung"
und neben den Traditionen einer sozialökologischen Sozialisationstheorie (vgl. Bron-
fenbrenner; s. Abschnitt 2.1) ist darauf aufmerksam zu machen, dass zum einen die ge-
samte Debatte um die Neuorganisation Sozialer Dienste mit Fragen der Dezentralisie-
rung nicht zuletzt auf sozialräumliche Ges-taltungsprinzipien ausgerichtet war und dass
zum anderen das KJHG an verschiedenen Stellen Leitnormen zum Ausdruck bringt, die
im heutigen Vokabular als "Sozialraumorientie-rung" etikettiert werden können (insbe-
sondere § 1 Abs. 3 Nr. 4; § 27, Abs. 2; § 80 Abs. 2 Nr. 1; § 80 Abs. 4). "Sozialraumorien-
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tierung" in der Jugendhilfe ist also nichts grundlegend Neues. Allerdings sollte auch
nicht übersehen werden, dass zwischen dem Begriff der Sozial-raumorientierung und
den genannten konzeptionellen Bezügen auch Differenzen bestehen. Dies lässt sich vor
allem am Begriff "Lebensweltorientierung" aufzeigen.
Zwischen den Begriffen "Lebensweltorientierung" und "Sozialraumorientierung" beste-
hen deutliche Differenzen:
� Der Begriff "Lebensweltorientierung" nimmt seinen Ausgangspunkt beim Indivi-

duum. Die Lebenswelt lässt sich zunächst primär als eine individuelle verstehen: Ge-
fragt ist die Le-benswelt des Einzelnen, analysiert werden seine räumlichen und so-
zialen Bezüge. Le-benswelt ist dadurch eine psychosoziale Kategorie, die die Le-
bensbezüge des Individuums in den Blick nimmt. Angesichts der Individualität von
Lebenswelten sind diese auch räumlich flexibel zu fassen. Die individuelle Lebens-
welt kann sich räumlich ausdiffe-renzieren in unterschiedliche Regionen je nach Mo-
bilität eines Individuums. Die Wohnregion kann dabei lediglich einen zeitlich und so-
zial geringen Anteil an der Lebenswelt eines Individuums einnehmen. Bei sehr ge-
ringer Mobilität können Lebenswelt und Sozialraum tendenziell stärker in Überein-
stimmung stehen.

� Der Begriff "Sozialraumorientierung" vermittelt demgegenüber eine infrastrukturelle
Vor-stellung. Als Ausgangspunkt dienen nicht die von den Individuen ausgehenden
Analysen, sondern die räumliche Struktur und die in dieser räumlichen Struktur vor-
handenen, zu bewertenden und zu gestaltenden infrastrukturellen Ausstattungen.
Anders als bei der Lebensweltorientierung ist der Denkansatz nicht auf das Indivi-
duum gerichtet, sondern auf den geographischen und administrativen Bezug, auf
dessen Grundlage Infrastruktur be-trachtet wird. Somit wird auch die räumliche Fle-
xibilität des Lebensweltkonzeptes verlas-sen: Mit der Sozialraumorientierung wird
eine räumliche Begrenztheit konstituiert, weil nur in räumlichen Grenzen Analysen
und Handlungsperspektiven konzipiert werden können. 

"Lebensweltorientierung" und "Sozialraumorientierung" kennzeichnen somit unter-
schiedliche Ausgangspunkte und Handlungsperspektiven. Sicherlich existieren Schnitt-
mengen zwischen beiden: Ein Teil der Lebenswelt von Menschen wird im Sozialraum
angesiedelt sein, und da-durch die sozialräumlichen Bezüge immer auch Bestandteil der
Lebenswelt. Aber es gilt auch die Differenzen zu beobachten und in ihren praktischen
Auswirkungen für Sozialplanung und Soziale Arbeit festzuhalten:
� Die Intensität der Überschneidungen zwischen Lebenswelt und Sozialraum ist im

konkreten Fall zu reflektieren. Die Überschneidungen differieren zum einen im Hin-
blick auf das Lebensalter: Während bei Kindern die Lebenswelt noch stärker auf das
unmittelbare Le-bensumfeld ("Sozialraum") bezogen ist, vollzieht sich bei Jugendli-
chen mit zunehmendem Lebensalter eine deutliche Ausweitung und Ausdifferenzie-
rung ihrer Lebenswelt über ih-ren "Sozialraum" hinaus. Zum anderen ist die soziale
Mobilität der Bewohner einer Region zu beachten: Während sich einige Bevölke-
rungsgruppen in ihrem räumlichen und sozialen Verhalten stark auf den "Sozial-
raum" beschränken und darin den größten Teil ihrer Lebenswelt verankern, zeigen
sich andere Bevölkerungsgruppen in einer Weise räumlich und sozial mobil, dass sie
ihren Wohnbereich - und dieser bildet das Zentrum dessen, was man "Sozialraum"
nennt - nur noch funktional als Schlafstätte und als Ort nutzen, an dem sie verwei-
len, wenn sie andernorts sozial nicht gebunden sind.

� Auch bei der Betrachtung eines "Sozialraumes" sind Differenzen im Hinblick auf Le-
bens-weltbezüge und Konnotationen verschiedener Bevölkerungsgruppen zu
berücksichtigen. Der gleiche "Sozialraum" wird von unterschiedlichen Altersgruppen
und von unterschiedli-chen sozialen Gruppierungen, die dort leben, in unterschied-
licher Weise als "Lebenswelt" empfunden und definiert. Die Lebensweltempfindung
und die Lebensweltqualität in dem äußerlich identischen Sozialraum werden für
einen 8jährigen Jungen sehr verschieden sein gegenüber denen einer 17jährigen Ju-
gendlichen, und eine 82 Jahre alte Frau wird den "Sozialraum" gänzlich anders wahr-
nehmen und bewerten als die beiden jungen Menschen. Solche Differenzen sind
nicht nur für unterschiedliche Altersgruppen typisch, sondern sie sind gleicher-
maßen sichtbar anhand der Differenzierungskategorie Geschlecht oder Schichtzu-
gehörigkeit. Sozialraum ist also nicht nur bebauter, bewohnter und administrativ
strukturierter Raum, sondern immer auch wahrgenommener und erlebter Raum. 
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Die Differenzen zwischen den Kategorien "Lebensweltorientierung" und "Sozialrau-
morientie-rung" sind somit nicht nur als wissenschaftlich-analytische zu verstehen, son-
dern sie verwei-sen auch auf notwendige Differenzierungen in Praxisfeldern Sozialer Ar-
beit und in der Sozi-alplanung. Eine Vernachlässigung der mit dem Begriff der "Lebens-
weltorientierung" einher-gehenden Anforderungen durch die unausgesprochene An-
nahme, dass der Lebensweltbeg-riff vermeintlich im Begriff der Sozialraumorientierung
aufgehoben sei, führt zu beschränkten Sichtweisen in der Sozialen Arbeit und in der So-
zialplanung, mit denen die Lebenswirklichkeit der Adressaten Sozialer Arbeit nicht mehr
angemessen erfasst wird. Zu fragen ist glei-chermaßen nach Lebenswelt wie nach So-
zialraum sowie nach dem einzuschätzenden Grad der Überschneidung beider. Tenden-
ziell verweist der Begriff "Lebensweltorientierung" stär-ker auf das methodische Han-
deln im Einzelfall, bei dem auch die im Sozialraum vorhandenen Unterstützungspoten-
tiale erfragt und in ihrer Bedeutung für die individuelle Lebenswelt genutzt werden sol-
len. Demgegenüber bündelt sich im Begriff "Sozialraumorientierung" stär-ker die
Gestaltung des infrastrukturellen Rahmens, wobei für eine Sozialraumgestaltung eine -
wenn möglich, systematisch geplante und praktizierte - Ankoppelung an die Erkennt-
nisse zu den Lebenswelten der Sozialraumbewohner gewährleistet werden sollte. 

Für Zwecke der Sozial- und Jugendhilfeplanung besteht die Notwendigkeit, Sozial-
räume unter pragmatischen Gesichtspunkten zu definieren und abzugrenzen, dabei aber
nicht dem Irrtum zu verfallen, dass mit der Definition dieser Sozialräume auch der
größte Teil der Lebenswelt der Bewohner dieser Region identifiziert würde. Zu differen-
zieren sind mindestens drei unterschiedliche Ebenen:
� die Grobstruktur eines Sozialraumes, die vorwiegend unter administrativen Ge-

sichts-punkten gefasst und deren grundlegende, in quantitativen Werten erfassbare
Sozial-struktur - je nach Differenzierungsgrad der in der Administration zugrunde ge-
legten Erfas-sungskategorien - analysiert werden kann;

� die soziale Feinstruktur eines Sozialraums, die sich vorwiegend in den Praxiserfah-
rungen der in dem Sozialraum tätigen Akteure und in den Schwerpunkten ihrer
Tätigkeiten abbildet und der man sich unter Beteiligung dieser Akteure am besten
annähern kann;

� die Lebenswelt der in dem Sozialraum lebenden Bürger oder bestimmter Zielgrup-
pen, wobei ein Teil von deren Lebenswelt innerhalb des Sozialraums verankert ist
und ein an-derer Teil ihrer Lebenswelt sich außerhalb dieses Sozialraums befindet.

Es ist sicherlich hilfreich, im Sinne einer kritischen Betrachtung und einer konzeptio-
nellen O-perationalisierung des Leitbegriffs "Sozialraumorientierung" weitere Überle-
gungen anzustellen im Hinblick auf die Fragen der methodischen Schlussfolgerungen
für sozialarbeiterisches Handeln und im Hinblick auf organisationsstrukturelle Schlus-
sfolgerungen. Nur wenn es ge-lingt, in methodischer und organisationsstruktureller
Hinsicht die spezifischen Herausforde-rungen von "Sozialraumorientierung" genauer
herauszuarbeiten, besteht die Chance, dass aus diesem Begriff mehr wird als ein diffu-
ser Leitbegriff, dessen symbolische und soziale Funktion eine größere Bedeutung erhält
als sein analytischer und handlungsanleitender Wert. Die hier erörterte Differenzierung
zum Begriff der Lebensweltorientierung verweist auf weiteren Diskussionsbedarf in der
Jugendhilfe, so etwa auf die Notwendigkeit einer kritischen Betrachtung der unreflek-
tierten Leitformel "Vom Fall zum Feld" oder auf eine erforderliche Auseinandersetzung
mit dem Optimismus, der von Protagonisten der "Sozialraumorientierung" gegenüber
dem Selbsthilfepotential der Sozialraumbewohner gehegt wird. Zu diesen und weiteren
Fragen bezüglich des Begriffs „Sozialraumorientierung“ sind weitere Debatten, die hier
nur stichwortartig angedeutet und zu denen hier keine ausführlicheren Ausführungen
gemacht werden können, zu wünschen.
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4. Daten und Indikatoren

Wir haben bereits darauf hingewiesen (vgl. Abschnitt 2.1), dass sich die vielfältigen
Aspekte der Wirkung sozialräumlicher Aggregate als sozialökologische Lebensverhält-
nisse (materielle sozialräumliche Existenzbedingungen) und als soziokulturelle Lebens-
welten (normative, symbolische, kognitive und/oder psycho-soziale Milieubindungen)
bestimmen lassen. Bei der Analyse des Sozialraumes als Struktur sozialökologischer Le-
bensverhältnisse geht es wesentlich um Informationen über die äußeren ("objektive")
Gegebenheiten in einer Region. Hierfür sind Daten zu gewinnen und zu interpretieren.
Allerdings werden Daten erst dann zu Informationsträgern, "wenn sie in einen be-
stimmten sozialplanerischen Problemzusammenhang, in eine aufgabenbezogene Ver-
wertungsbeziehung gestellt werden" (Deutscher Verein 1986, S. 527). 

4.1 Datenstruktur

Bei der Prüfung der Frage, ob Daten für planungsrelevante Themen zur Verfügung ste-
hen, verfügbar gemacht werden können bzw. neu zu erheben sind, sind generell 
� Quelle,
� Raumbezug,
� Zeitbezug und
� Zielgruppenbezug
der Daten von Bedeutung.

Datenquellen

Für eine sozialraumorientierte Jugendhilfeplanung können verschiedenste Datenquel-
len ge-nutzt werden :
� die amtliche Statistik (Totalerhebung bzw. Stichprobenerhebungen/ Mikrozensus),
� Daten aus dem Verwaltungsvollzug (Einwohnermeldewesen, Sozialwesen, Woh-

nungswesen, Schulverwaltung, Gesundheitswesen, Bauverwaltung, Verkehrspla-
nung),

� Befragungen (z.B. Struktur, Verteilung und Bedürfnisse bestimmter Ziel- und/-oder
Bevölkerungsgruppen),

� Informationen zur Akzeptanz von sozialen Diensten und Einrichtungen, zur Nutzer-
struktur und zu Motiven der Inanspruchnahme, die zur Prüfung und Bewertung von
Konzepten und Angeboten wichtig sind,

� differenzierte Daten zum Bestand an sozialen Einrichtungen und Diensten, die für ge-
zielte teilraumspezifische Bedarfsrechnungen von Bedeutung sind. 

Aus dem Bereich der amtlichen Statistik sind hier neben den Statistischen Jahr-
büchern und den Fachserien (für Jugendhilfefragen vor allem die Reihe 6) auch Son-
derveröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes und anderer Stellen (z.B. Mini-
sterien) von Bedeutung. Hin-weise auf mögliche Datenbereiche - ggf. auch zum Zwecke
des Vergleichs mit eigenen lo-kalen Daten - geben verschiedenste Veröffentlichungen
des Statistischen Bundesamtes und anderer öffentlicher bzw. privater Stellen (z.B. For-
schungsinstitute).

Raumbezug

Für eine sozialraumbezogene Planung ist der Raumbezug der Daten natürlich von ent-
schei-dender Bedeutung (unterversorgte Regionen, Konzentration von Ziel- bzw. Pro-
blemgruppen etc.). Von daher ist bei der Datenauswahl darauf zu achten, dass diese in
möglichst klein-räumiger Untergliederung vorliegen (Wohngemeinde, Gemeindeteil,
statistischer Bezirk). Zu beachten ist hierbei allerdings, dass die administrativen Raum-
strukturen (Stadt/Kreis, Bezirke, Ortsteile etc.) nicht immer den sozial gewachsenen
Strukturen entsprechen, sondern Grenzziehungen hier möglicherweise willkürlich ver-
laufen. Auch gilt es hierbei, raumüber-greifende Faktoren - z.B. Pendlerströme, Nutzun-
gen von Einrichtungen und Angeboten durch Externe, weiterer Einzugsbereich von Ein-
richtungen und Angeboten - zu berücksichtigen. Im Rahmen von qualitativen Raum-
analysen sind solche Einflussgrößen zu reflektieren. 

Zunächst kann Region als politisch-administrative Einheit verstanden werden. Dann
umfasst der Begriff die politische Vertretungskörperschaft der kreisfreien Stadt oder des
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Landkreises und der zugehörigen Kommunen. Kreise und Städte als regionale Einhei-
ten enthalten eine Vielzahl von Elementen: Ein generelles Problem entsteht häufig durch
die Vermischung bzw. Verwechslung räumlicher und politisch-administrativer Bezüge.
Wird z.B. von der "Nähe" der kommunalen Verwaltung zu den Betroffenen gesprochen,
so ist deutlich zu machen, ob hier-unter die räumliche oder eine soziale Nähe zu verste-
hen ist. So ist die kommunale Verwaltung "dem Bürger" im Durchschnitt räumlich näher
als Bundes- und Landesbehörden. Dies macht jedoch nicht zugleich eine Aussage über
soziale Distanzen. 

In engem Zusammenhang mit der Frage nach der geeigneten Bezugsebene steht das
Problem der Gebietseinheiten. Die politisch-administrative Definition von Gebietsein-
heiten und deren Zuordnung zu bestimmten Typenklassen ist keine Gewähr für eine
auch im sozialwis-senschaftlichen Sinne sinnvolle Definition und Abgrenzung.

Mit dem Begriff des Sozialraums verbunden ist eine Klärung der Frage, wie denn sol-
che Sozialräume bestimmbar sind. Wird hier einerseits aus pragmatischen Gründen
(Datengrundlage, Beplanbarkeit, lokale Politik, Vereine etc.) auf größere administrative
Gebietszuschnitte (Stadtteile) zurückgegriffen, so wird auf der anderen Seite argumen-
tiert, das tatsächliche gelebte und erlebbare Sozialräume kleiner, überschaubarer und
an den tatsächlichen Kommunikationsstrukturen auszurichten sei. Unabhängig von dem
Problem, dass derart auf die Aktivitäten und die Orientierungen der Bewohner ausge-
richtete Quartiere jeweils gruppenspezifisch (Alter, Geschlecht, Nationalität, sozialer Sta-
tus) anders und neu zu bestimmen wären und dann sehr schnell das gemeinsame des
Sozialraums für alle verloren geht, besteht bei sehr kleinen Gebietsausrichtungen
zudem die Gefahr der Stigmatisierung („sozialer Brennpunkt“). 

Ein Vergleich, gleich welcher Gebietseinheiten, birgt immer die Gefahr in sich, innere
Struk-turen dieser Einheiten zu vernachlässigen. Diese inneren Strukturen werden
gleichsam ni-velliert und haben nur dann die Chance auf übergeordneter Ebene noch
bemerkbar zu sein, wenn sie stark ausgeprägt sind. Dies gilt sowohl in sozialer wie in re-
gionaler Hinsicht. Zwei verglichene Städte können z.B. ein identisches Durchschnitt-
seinkommen aufweisen; die Verteilung der Einkommen kann jedoch zwischen beiden
so unterschiedlich sein, dass es in der einen eine deutliche Differenzierung nach arm
und reich gibt, während in der anderen ei-ne starke Mittelschicht ausgeprägt ist. Der Ver-
gleich von Verteilungen sollte also idealerweise auch den interkommunalen Vergleich
der entsprechenden Varianzmaße beinhalten. In regionaler Hinsicht stellt sich entspre-
chend die Frage nach lokalen Segregationsprozessen innerhalb der Gebietseinheiten.
Globale Werte wie Ausländeranteil, Arbeitslosenquote und Obdachlosenanzahl verra-
ten nicht unbedingt, dass in der einen Stadt "sozial entmischte Ge-biete" (Problemre-
gionen) entstanden sind, während die andere eher gemischte Strukturen aufweist. 

Das Merkmal der Kleinräumigkeit ist je nach Fragestellung unterschiedlich zu bewer-
ten. Handelt es sich beispielsweise um die Frage, ob Frei- und Spielflächen für Klein-
kinder in ausreichendem Umfang zur Verfügung stehen, so werden hier sehr kleine Ge-
bietseinheiten zugrunde zu legen sein. Ebenfalls noch sehr kleinteilig werden Räume für
die Kindergartenbedarfsplanung ("zumutbare Entfernung" der Einrichtung zur Woh-
nung; ca. 15-20 Minuten Fußweg) auszuweisen sein.  Mit Blick auf andere Angebote und
Einrichtungen der Jugend-hilfe (z.B. Horte, Angebote der Jugendarbeit, Einzugsberei-
che des Allgemeinen Sozialen Dienstes, Kinder- und Familienhilfezentren, Familienbil-
dung) sind größere Einzugsbereiche zugrunde zu legen. Es ist nur sehr begrenzt mög-
lich, hier generelle Vorgaben zu machen. Die jeweiligen Besonderheiten der Region (vor
allem die Unterschiede zwischen dichter und geringer besiedelten Räumen - Stadt-Land-
Gefälle) sind zu berücksichtigen. Zudem ist die Planung auch immer abhängig von den
Tiefengliederungen und Differenzierungen, in denen die jeweiligen Daten vor Ort auf-
bereitet und vorgehalten werden (können). 

Grundsätzlich lassen sich folgende Bezugsebenen für statistische Daten der
Städte/Gemeinden unterscheiden: Der "Baublock" ist die kleinste Gebietseinheit, für die
Daten verfügbar sind. Ein Baublock ist identifizierbar über eine Baublocknummer. Die
Größenordnung von Baublöcken liegt etwa bei 200 Einwohnern. Mehrere Baublöcke
können zu einem "statistischen Gebiet" zusammengefasst werden. Die Größenordnung
eines statistischen Gebietes liegt bei etwa 2.000 Einwohnern. Stadtteile/Ortsteile sind
mit Baublöcken, aber nicht notwendigerweise mit den statistischen Gebieten kompati-
bel. Mit dieser Bezugsgröße muss die Planung vor allem dann arbeiten, wenn in Städ-
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ten und Gemeinden keine statistischen Gebiete ausgewiesen werden. Fehlen diese Vor-
gaben, so wird vorerst auf die Bezugsebene Stadtteile/ Ortsteile zurückzugreifen sein.
Da es sich bei den Orts- bzw. Gemeindeteilen um historische bzw. politische Gebietsab-
grenzungen handelt, können diese in ihren Größenordungen sehr stark variieren (etwa
zwischen 1.500 und 10.000 Einwohnern).

Bei der regionalen Bezugsebene sollte, wenn es sich um Jugendhilfedaten aus Inter-
ventionsbereichen oder andere Bereiche mit niedrigen (kleinen) Fallzahlen (z.B. Famili-
engerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Hilfen zu Erziehung) handelt, eine Untergrenze von
etwa 5.000 EinwohnerInnen (Bezugsraum) nicht unterschritten werden (sonst kommt es
zu kleinen Fallzahlen, Verzerrungen bei Prozentuierungen, ggf. auch zu Problemen im
Bereich des Datenschutzes).

Gegenwärtig muss davon ausgegangen werden, dass es keine entwickelten (und ver-
bindli-chen) Standards für die Größenbestimmung und Verfahren zur Festlegung re-
gionaler Ein-heiten gibt. Für eine Region im planerischen Sinne bestehen keine festen
Definitionen. Diese sind immer vor dem Hintergrund des jeweiligen Planungszweckes
als notwendige und sinn-volle Abgrenzungen zu diskutieren. Beachtenswert ist dabei
der Grundsatz, dass sich groß-räumigere Einzugsgebiete aus den kleineren Gebietsein-
heiten zusammensetzen sollen.

Zeitbezug

Mit Blick auf den Zeitbezug ist nicht nur wichtig, dass die verfügbaren Daten möglichst
aktuell sein sollen, zu fragen ist vielmehr auch, ob interessierende Daten auch aus ver-
schiedenen Zeiträumen (Zeitpunkten) vorliegen, d.h. die Daten sollen fortschreibungs-
fähig sein. Erst in diesem Kontext kann erkannt werden, ob bestimmte Ausprägungen
eines oder mehrerer Merkmale im Zeitablauf stabil bleiben (bzw. wie sie sich verändern).
Eine Momentaufnahme steht hier ja immer unter erheblichen einschränkenden Bedin-
gungen und ist damit angreifbar. Gerade der Zeitreihenvergleich ist ein wichtiges und
nützliches Instrument, um Entwicklungen und Trends - auch in Abhängigkeit von fach-
lichen, politischen Aktivitäten - feststellen zu können (z.B. Entwicklung eines Versor-
gungsangebots, etwa Kindergartenplätze, im Zeit-vergleich, Entwicklung der Fremdun-
terbringungen etc.). 

Bei solchen Zeitvergleichen ist aber vorab zu klären, ob die jeweiligen Grundgesamt-
heiten zu den verschiedenen Erhebungszeitpunkten auch vergleichbar sind. Es wäre
also zu prüfen, ob es z.B. gesetzliche Veränderungen gegeben hat (z.B. Erweiterung bzw.
Verengung des Personenkreises), ob die jeweiligen Erhebungseinheiten gleich opera-
tionalisiert sind (Veränderungen von Einrichtungsdefinitionen, von Zielgruppenabgren-
zungen) und ob schließlich andere externe Faktoren Entwicklungen mit beeinflusst
haben (z.B. Ausweisung und Besiedelung eines hochverdichteten Neubaugebietes mit
entsprechenden sozialen Folgewirkungen und Folgeproblemen, was Konsequenzen für
einen raumbezogenen Zeitvergleich hätte).

Zielgruppenbezug

Neben angebots-, einrichtungs- und raumbezogenen Informationen sind für Planun-
gen auch Informationen über faktische und potentielle Zielgruppen (Nutzergruppen) von
Bedeutung. Von daher sind Informationen und Daten über Kinder, Jugendliche und Fa-
milien in verschie-denen Lebenslagen (z.B. Betreuungsbedarfe von Kindern im Alter von
null bis drei Jahren, spezifische Lebens- und Bedarfssituationen von Alleinerziehenden,
Situationen von Mäd-chen, Bedürfnisse Heranwachsender in ihren Konsequenzen für
die Jugendarbeit etc.) für die Planung von Interesse. Allerdings finden sich in amtlichen
bzw. verwaltungsinternen Da-tensammlungen für komplexere und zielgruppenbezo-
gene Fragestellungen, die nicht nur auf allgemeinerer Ebene Strukturdaten (wie z.B.
Alter, Geschlecht, Familienstand, Berufstätigkeit etc.) abfragen, kaum differenzierte
Daten. Von daher stellt sich im Bereich der zielgruppen-bezogenen Informationen häu-
figer die Notwendigkeit, im Rahmen der Planung eigene Re-cherchen und Erhebungen
anzustellen. 

4.2 Datenkonzept und -auswahl

Bei dem Aufbau einer kleinräumigen und regelmäßig fortzuschreibenden Datenbank
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als einer Grundlage einer sozialräumlich angelegten Planung sollte beachtet werden,
dass diese Datengrundlage nicht nur sozialisationsrelevante Aspekte der Lebenssitua-
tion von Kindern, Jugendlichen und Familien abzubilden vermag, sondern auch ande-
ren planenden Institutionen und Arbeitsbereichen auf kommunaler Ebene (z.B. soziale
Leistungen/Sozialhilfe, Ar-beitsförderung, soziale Integration, Wohn-, Verkehrs- und
Raumplanung) als Arbeitsgrundlage dienen kann. Damit kann die Planung einen pro-
duktiven Beitrag leisten zur raumbezogenen Kooperation unterschiedlicher Handlungs-
felder und kommunaler Aktivitäten.

Bei der konkreten Durchführung von Sozialraumanalysen bestimmter Städte bzw.
Planungs-regionen wird aus dem Katalog denkbarer und möglicher Daten eine Auswahl
zu treffen sein. Dies geschieht einmal auf dem Hintergrund theoretischer Begründun-
gen (Welche Daten geben am ehesten Aufschluss über die interessierenden Merkmale
und Merkmalszusammenhänge?). Weiterhin dürfte hierbei eine Rolle spielen, mit wel-
chem personellen und sachlichen Aufwand diese Sozialraumanalyse betrieben werden
kann. Je weniger Zeit, Personal und Mittel hierfür zur Verfügung stehen, desto mehr
wird sich die Analyse auf einige wenige Größen reduzieren müssen. Bei einem derarti-
gen Vorgehen ergibt sich im Anschluss daran die Möglichkeit, in Einzelregionen vertiefte
Teilerhebungen mit einem umfassenderen Ansatz durchzuführen.

Inhaltlich können die für die Planung interessierenden Daten unterschieden werden
nach 
1. allgemeinen Grunddaten,
2. speziellen Grunddaten zu den Bereichen Kind, Jugend und Familie,
3. Lebensweltdaten und -themen, unterteilt nach Kind, Jugend und Familie.

Für die Bereiche 1 und 2 stehen Angaben aus der amtlichen Statistik zur Verfügung,
die grundsätzlich regionalisierbar sind, wenn auch die regionalen Grundeinheiten nicht
immer i-dentisch sind. Die Daten zum dritten Bereich basieren weitgehend auf Mikro-
zensus, Stich-proben und Umfragen, die nur in Ausnahmefällen regionalen Bezug
haben.

Auf Grund eigener Erhebungen und Erfahrungen im Rahmen von Sozialraumanaly-
sen hat sich ein Grunddatenkonzept als praktikabel und sinnvoll erwiesen, das folgende
Bereiche erfasst:
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1. Altersaufbau der Bevölkerung

1.1 Grundliste der Jahrgänge nach Geschlecht und Nationalität
1.2 Wohnbevölkerung insgesamt
1.3 Bevölkerungsprognose

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich

2. Ökonomische/materielle Situation

2.1 Sozialhilfedichte (nur HLU)
2.2 Arbeitslosigkeit
2.3 Einkommen
2.4 Anteil der WohngeldempfängerInnen

3. Wohnsituation

3.1 Bevölkerungsdichte
3.2 Wohneigentum
3.3 Anteil der Belegrechtswohnungen
3.4 Obdachlosigkeit/drohende Obdachlosigkeit

4. Familiäre Situation

4.1 Anteil der Familien mit Kindern an der Gesamtbevölkerung
4.2 Anteil der alleinerziehenden Eltern
4.3 Ausländische Familien mit Kindern
4.4 sehr junge Eltern (beide Eltern unter 21 Jahren)
4.5 Erwerbstätigkeit von Familien
4.6  Anteil der Familiengerichtshilfe

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
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4.3 Datenaufbereitung und -auswertung

Bei der Aufbereitung, Auswertung und Präsentation sozialräumlicher Daten im Rah-
men der deskriptiven Statistik  können als spezifische Präsentationsmöglichkeiten der
"Sozialatlas" und das "Ortsprofil" eingesetzt werden .

Sozialstrukturatlas

Einmal können ausgewählte Daten werden in einem Sozialstrukturatlas gebietsbezo-
gen dar-gestellt und ausgewertet werden. 

"Der Sozialatlas ist ein methodisches Hilfsmittel, in räumlicher Feingliederung für die
örtliche Sozial-planung bedeutsame Daten und Informationen systematisch darzustel-
len. Der Informationsgehalt eines derartigen Instruments und sein Wert für die Pla-
nungspraxis werden in erster Linie bestimmt von den bei der Konzeption verfolgten Zie-
len und der Aussagefähigkeit der berücksichtigten Daten und Informationen. (...) Im Un-
terschied zur Beschreibung von Bedarf und Angebotssituation für einzelne Zielgruppen
wird mit dem Sozialatlas angestrebt, ein möglichst breit gefächertes Merkmalsspektrum

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich

5. Situation von Kindern

5.1 Geschwister
5.2 Familienstatus
5.3 Nationalität
5.4 Sozialhilfebezug
5.5 Anteil der Unterbringungen von Kindern (0 - 12 Jahre) außer-

halb der eigenen Familie

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich

6. Situation Jugendlicher und Heranwachsender

6.1 Bildung
6.2 Verteilung unterschiedlicher Nationalitäten
6.3 Arbeitslose junge Menschen
6.4 Jugendliche in Maßnahmen der Jugendsozialarbeit
6.5 Jugendliche in Betreuung der Jugendgerichtshilfe
6.6 Unterbringungen (Hilfe zur Erziehung) von Jugendlichen und

jungen Volljährigen außerhalb der eigenen Familie

7. Kulturelle Situation

7.1 Personen mit Hauptschulabschluss
7.2 Konfessionszugehörigkeit
7.3 Wahlbeteiligung

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich

8. Segregation (Entmischung)

8.1 Anteil der AusländerInnen an der Gesamtbevölkerung
8.2 Familien mit Kindern
8.3 Wanderungen

Bereich

Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich
Teilbereich

Bereich

Teilbereich
Teilbereich

9. Gesundheit

9.1 Arztdichte
9.2 Schulrückstellungen aus gesundheitlichen Gründen

10. Infrastruktur

10.1 Spielflächen für Kinder
10.2 Betreuungsangebote für Kinder
10.3 Freizeitangebote für Jugendliche
10.4 Beratung und Unterstützung



zur Charakterisierung der sozio-strukturellen Situation und Entwicklung von Teilräumen
zu verwenden und dementsprechend auch die gesamte infrastrukturelle Versorgung zu
berücksichtigen.“ (Deutscher Verein 1986, S. 1071 f.)

Die Leistung des Sozialstrukturatlasses liegt darin, Regionen zu identifizieren, in denen
kol-lektive und individuelle Mangelsituationen kumulieren (im Extrem "depressed
areas", "soziale Brennpunkte"). Ziel diese Bemühungen soll es sein, durch Verbesserung
von Infrastrukturen zu einer Verbesserung von Lebensbedingungen beizutragen (vgl.
dazu auch Meinlschmidt u.a. 1990, S. 7). Der regionsbezogenen Sichtweise liegt der em-
pirisch vielfach gesicherte Sachverhalt zugrunde, dass verteilungsbenachteiligte Grup-
pen konzentriert in lagebenach-teiligten Regionen (Stadtgebieten) anzutreffen sind.

Ausgangsgrößen für die Darstellung sozialstruktureller Merkmale (ggf. auch einer Ver-
sor-gungsstruktur, z.B. Kindergartenplätze) sind Durchschnittswerte bezogen auf die je-
weilige Grundgesamtheit eines Teilraumes (z.B. Anteil der ausländischen Bevölkerung
an der Ge-samtbevölkerung; Versorgungsquote mit Kindergartenplätze/Plätze in Rela-
tion zur jeweiligen Alterspopulation).

Abb.: Beispiel für Sozialatlas
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Ortsprofile

Orts-, Regional- bzw. Stadtteilprofile sind in der Lage, Zusammenhänge sichtbar zu
machen, ohne zugleich bedeutsame Einzelinformationen in einem (ggf. nivellierenden)
Gesamtwert (Index) aufgehen zu lassen. Hierbei wird zunächst für die jeweils interes-
sierenden Merkmale ein Durchschnittswert für die Gesamtstadt bzw. den gesamten Pla-
nungsraum (Stadt- bzw. Kreisgebiet) gebildet (z.B. Anteil der Kinder aus Ein-Eltern-Fa-
milien an allen Minderjährigen, Anteil der fremduntergebrachten Kinder an der alters-
gleichen Bevölkerung). Dieser Durch-schnittswert wird gleich 100 gesetzt. Im nächsten
Schritt wird für jeden Stadtteil bzw. jede kreisangehörige Stadt/Gemeinde die Abwei-
chung vom Durchschnitt (= 100) errechnet und in der Form eines Balkendiagrammes ab-
gebildet. So lässt sich für jeden Stadtteil/für jede Stadt bzw. Gemeinde ein je eigenes
Ortsprofil, gemessen am Durchschnitt des Gesamtplanungs-raumes, angeben (vgl. dazu
als Beispiele die Schaubilder).

Stadtteilprofile zur Sozialstruktur und  zur Jugendhilfe
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4.4 Soziale Indikatoren

Da soziale Informationen (z.B. Lebensstandard der Bevölkerung) häufig nicht durch
einfache statistische Daten zu erheben sind, bedarf es der Entwicklung sog. sozialer In-
dikatoren, die die gewünschten Sachverhalte indirekt ermitteln. 

"Unter sozialen Indikatoren wollen wir (...) solche Daten verstehen, die Operationali-
sierungen theoretischer Konstrukte darstellen, auf Dauer erhoben werden und somit
Aussagen über gesellschaftliche Entwicklungen ermöglichen und schließlich normative
Implikationen aufweisen, weil sie politisch relevante soziale 'Erscheinungen' repräsen-
tieren" (Bohle 1984, S.926).

Ein Indikator ist eine Hilfsgröße, um direkt nicht wahrnehmbare Phänomene bzw.
komplexe und unmittelbar nicht zu operationalisierende Aspekte der sozialen Realität
ausschnittsweise bzw. stellvertretend abzubilden. So kann z.B. das Einkommen der Be-
völkerung als Indikator für den "Lebensstandard" herangezogen werden. Das Beispiel
macht deutlich, dass über die Beziehung zwischen gemessenem Indikator und dem ei-
gentlich interessierenden Sachverhalt eine hypothetische Beziehung besteht.

So kann z.B. das Phänomen "öffentliche Sicherheit" (in das objektive Fakten und sub-
jektive Wahr-nehmungen eingehen) über die Zuordnung geeigneter Indikatoren opera-
tionalisiert werden (z.B. "Anzahl schwerer Straftaten", "Anteil aufgeklärter Straftaten"
etc.). Bei dem Beispiel (öffentliche Sicherheit) wird zugleich auch deutlich, dass in die
Indikatorenbildung immer auch wertende Aspekte eingehen. So ist es unrealistisch, den
Komplex "öffentliche Sicherheit" dann als erfüllt anzusehen, wenn überhaupt gar keine
Straftaten mehr begangen werden. Dieses ist ein in der gesellschaftlichen Realität nicht
- oder nur über eine totale staatliche Kontrolle - zu erreichender Zustand. Es muss also
immer auch gesellschaftlich (politisch) definiert werden, bei welchem Niveau (kriminelle
Handlungen, dem Auftreten von Krankheiten) dennoch von einem Status "relativer Si-
cherheit" bzw. "relativer Gesundheit" gesprochen werden kann.

Die Lebenslage der Bevölkerung soll mit Hilfe sozialer Indikatoren messbar gemacht
und im Kontext einer räumlich und sachlich differenzierten Sozialberichterstattung dar-
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gestellt werden (vgl. Ballerstedt/ Glatzer 1975; Zapf 1976; Glatzer/Zapf 1984; Krupp/Zapf
1977; dazu auch Otto/Karsten 1990). 

Einem geeigneten System sozialer Indikatoren kommt die Aufgabe zu, eine dauerhafte
und systematische Beobachtung von sozialen Erscheinungen und Problemen zu er-
möglichen (social monitoring). Allerdings dürfen die theoretischen Anforderungen an
Indikatorenkon-zepte nicht zu hoch angesetzt werden. Zumeist ist es aufgrund des vor-
liegenden "Mangels einer konsistenten und auch empirisch übersetzbaren Theorie so-
zialer Räume, die sich auf die sozialhistorische Entwicklung der Bundesrepublik bezieht,
(...) bislang nicht möglich, ein theoretisch abgeleitetes Tableau von Daten und Indikato-
ren vorzulegen" (Bertram 1993, S. 93). Daher können gegenwärtig Daten und Indikato-
ren zur Beschreibung sozialkultureller Räume noch nicht deduktiv abgeleitet, sondern
vielmehr lediglich induktiv (nach Plausibilität) zusammengestellt werden.

In der Literatur werden Indikatoren zumeist unterschieden in subjektive und objektive
Indi-katoren. Die Unterscheidung von subjektiven und objektiven Indikatoren bezeich-
net die Form und die Möglichkeit der Datenerhebung. Während objektive Indikatoren
unabhängig von der subjektiven Wahrnehmung durch klassisches Messen erhoben wer-
den können (z.B. Zahl der Straftaten gegen die persönliche Freiheit bezogen auf die Be-
völkerung), spiegeln subjektive Informationen persönliche Wertschätzungen (Einstel-
lungen, Meinungen etc.). 

"Die Indikatoren sind quantitativ, d.h. wir wissen, wie hoch die Mieten sind, aber wir
wissen nicht, ob die entsprechenden Wohnungen und Häuser schön oder hässlich sind.
Uns ist die Zahl der Theater und Aufführungen bekannt, aber nicht, ob die Schauspiele,
Musicals, Opern kunstvoll oder dilettantisch waren." (Korczak 1995, S. 27)

Subjektive Indikatoren spielen in den Sozialwissenschaften (in der Sozialarbeit) dann
eine große Rolle, wenn eine Wirkung (Zielerreichung) nur dann zustande kommt, wenn
auch die Adressaten der Leistung "zufrieden" sind und diese Einstellung ihr Verhalten
und ihre Ein-stellungen beeinflusst. Subjektive Indikatoren sind nur über komplexe Er-
hebungsverfahren (z.B. Einstellungsuntersuchungen, Meinungsbefragungen etc.) zu er-
heben, zumeist auch durch ihre raum-zeitliche Begrenzung in der Aussagekraft einge-
schränkt. Subjektive Wahr-nehmungen stehen jedoch zumeist in einer engen Beziehung
zu objektiven Indikatoren. 

"Die 'Lebbarkeit' einer Gesellschaft kann prinzipiell auf zweierlei Weise gemessen
werden: Erstens anhand des Vorhandenseins spezifischer Lebensbedingungen, von
denen man annimmt, dass sie den Bedürfnissen und Fähigkeiten der Bürger entspre-
chen (angenommene Lebbarkeit) und zweitens über das Wohlbefinden der Menschen
(offensichtliche Lebbarkeit). (....) Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass eine
eindeutige Korrespondenz besteht zwischen der durchschnittlichen Lebenszufriedenheit
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Beispiele 

Armutsindikator der UN (HDI = Human Development Index) nach ZUMA – Infor-

mationsdienst Soziale Indikatoren, Juli 1997, S. 5

Niedrige Lebenserwartung (Bevölkerungsanteil mit einer Lebenserwartung unter 40
Jahren) – Analphabetismus (Anteil erwachsener Analphabeten) – bestimmte Min-
deststandards unterschreitender Lebensstandard (z.B. Bevölkerungsanteil ohne Zu-
gang zu medizinischer Versorgung und sauberem Trinkwasser sowie Prozentsatz
der untergewichtigen Kinder unter fünf Jahren)
Lebensqualitätsindex (Jordan 2000, S. 364 ff.)

Einkommen – Sozialhilfeempfänger – Arbeitslosigkeit – Frauen im Beruf – Sterbe-
rate – Säuglings-sterblichkeit – Ober- und Realschüler – Familienwanderung – Na-
turschutz – Umweltqualität
Indikatorenkonzept des disi (Digitales Informationssystem Soziale Indikatoren) –

ZUMA 1995

Bevölkerung – Sozioökonomische Gliederung und Schichteinstufung – Arbeitsmarkt
und Beschäftigungsbedingungen – Einkommen und seine Verteilung – Einkom-
mensverwendung und Versorgung – Verkehr – Wohnung – Gesundheit – Bildung –
Partizipation – Umwelt – Öffentliche Sicherheit und Kriminalität



der Gesellschaften und dem Maße, in dem sie materiellen Wohlstand, soziale Gleich-
heit, persönliche Freiheit und Zugang zu Wissen garantieren. (...) Damit kommen diese
'Output'-Indikatoren zu ähnlichen Ergebnissen was die 'Lebbarkeit' betrifft wie die ver-
breiteten 'Input'-Indikatoren." (Veenhoven 1997, S. 291f.)

Zudem lassen sich sozialpolitische Ziele und das hochrangige Jugendhilfeziel, "dazu
beizu-tragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie
eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen" (§ 1, Abs. 3,
Ziffer 4 KJHG), wesentlich nur über die Steuerung objektiver Faktoren realisieren (z.B.
durch Einkommens-transfers, Familienlastenausgleich, hohes Beschäftigungsniveau,
Abbau von ge-schlechtsspezifischen, sozialen und ethnischen Benachteiligungen, so-
zialer und familienge-rechter Wohnungsbau, kindgerechte Wohnumfeldgestaltung, be-
darfsgerechter öffentlicher Personennahverkehr, ausreichende soziale Infrastruktur und
bedarfsgerechte Dienstleis-tungsangebote).

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist jedoch darauf zu achten, dass nicht ohne wei-
teres von Eigenschaften, die bei Gebietseinheiten beobachtet werden (z.B. durch Kor-
relation von Merkmalsreihen), auf das Verhalten von Einzelpersonen, die in diesen Re-
gionen leben, ge-schlossen werden kann.

Vgl. dazu auch das Beispiel von Scheuch: "Gegeben sei eine Korrelation: je höher das
Durchschnitts-einkommen pro Bezirk, um so geringer die Häufigkeit von Gewaltverbre-
chen. Der naheliegende Schluss: Gewaltverbrechen werden um so wahrscheinlicher, je
ärmer die Menschen sind, setzt aber tatsächlich voraus, dass innerhalb der Bezirke die
Gewaltverbrechen vornehmlich von ärmeren Personen begangen werden. Das ist je-
doch durch die Korrelation auf der Grundlage von Zahlen von Gebietseinheiten nicht ab-
zuleiten. (...) Die Chance eines irrtümlichen Schlusses von Gebietszahlen auf Individu-
alverhalten ist übrigens in einem solchen Falle, in dem ein relativ seltenes Ereignis (Ge-
waltverbrechen) zu erklären ist, besonders groß." (1967, S. 671)

Ein sogenannter ökologischer Fehlschluss kommt zustande, wenn Angaben über Ge-
bietseinheiten als Ersatz für fehlende Angaben über Individuen benutzt werden. Im Er-
gebnis wird man sich daher - wenn man sich für personenbezogene Zusammenhänge
interessiert - auch um die Zusammenhänge von Individualdaten bemühen müssen (z.B.
durch Aktenana-lysen, Umfragen). Das Risiko des Fehlschlusses kann dadurch gemin-
dert werden, dass Aussagen (Korrelationen) auf der Ebene von Gebietseinheiten durch
(ggf. auch anderenorts gewonnene) empirische Daten und Zusammenhänge auf Indivi-
dualebene ergänzt und kon-trolliert werden (Verknüpfung von mikro- und makrosozio-
logischen Analysen). So ist z.B. (u.a. durch Aktenanalysen) in der Jugendhilfe der Zu-
sammenhang zwischen Familienkons-tellation und Wahrscheinlichkeit der Fremdunter-
bringung von Kindern und Jugendlichen schon mehrfach nachgewiesen worden (über-
proportional hohes Risiko für Kinder aus Ein-Elternteil-Familien). Leben also in einer
Region überdurchschnittlich viele Alleinerziehende, so kann dieses (gebietsbezogene)
Merkmal auch als Indikator für die Notwendigkeit präventiver und infrastrukturschaf-
fender Angebote der Jugendhilfe (auch zur Vermeidung von Interventionen) genutzt
werden.

Mit Blick auf das bisher gesagte ließen sich folgende "Gütekriterien" für sozial rele-
vante Indi-katoren festlegen:
� Es sollten diejenigen Indikatoren ausgewählt werden, die ein interessierendes Phä-

nomen möglichst angemessen operationalisieren,
� bei einem mehrdimensionalen Phänomen ist ggf. auf verschiedene sich ergänzende

Teilindikatoren zurückzugreifen,
� Indikatoren sollen möglichst zeitnah ermittelbar und in Zeitreihen vorliegen, damit

hier Vergleiche möglich werden,
� es ist ein möglichst hohes Skalenniveau zu erreichen.

Bei der Auswahl von Indikatoren spielt deren Validität eine wichtige Rolle. Dies be-
deutet, dass Indikatoren um so geeigneter (valider) sind, je mehr sie den zu erfassenden
Sachverhalt (die unmittelbar nicht zu messende Größe) repräsentieren und damit Mes-
sergebnis und zu messende Realität möglichst gut übereinstimmen. Da dieses Ziel (Ide-
alwert) zumeist nicht oder doch nicht hinreichend erfüllt ist, werden Indikatoren auch
dann eingesetzt, wenn sie zumindest theoretische Plausibilität in Anspruch nehmen kön-
nen. Diese Begrenztheiten gilt es im Auge zu behalten, wenn es darum geht, aus Indi-
katorenkonstrukten gewonnene Aussagen zu bewerten und zu gewichten. Die Ergeb-
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nisse sprechen also im Regelfall nie "für sich", sondern bedürfen immer der Interpreta-
tion und Explikation. Neben der Validität (Treff-sicherheit) sollen Indikatoren auch die
Forderung nach Reliabilität (Zuverlässigkeit) erfüllen. Diese ist immer dann gegeben,
wenn die von den Indikatoren gelieferten Informationen unter gleichen Voraussetzun-
gen stets auch dieselben Ergebnisse bringen. Diese Forderung nach Reliabilität ist von
objektiven Indikatoren in der Regel zu erfüllen, für subjektive Indikatoren gilt dies nur
eingeschränkt. Messen im klassischen Sinn wird in der Regel nur im naturwis-sen-
schaftlichen Bereich erfüllt. In den Sozialwissenschaften ist es dagegen viel häufiger der
Fall, dass die Beziehung zwischen der empirischen Objektebene und den Messwerten
kein eindeutiger (objektiver) Zusammenhang vorab und zweifelsfrei unterstellt werden
kann. 

So wäre beispielsweise bei den Indikatoren für das Phänomen "Gesundheit" erst noch
zu entscheiden, welche Symptome (Abweichungen) schon dem Zustand "Krankheit" zu-
zurechnen wären. Ebenso wäre im Zusammenhang mit dem Komplex "öffentliche Si-
cherheit" vorab festzulegen, welche Delikte bzw. Deliktgruppen zu dem Komplex einer
Bedrohung bzw. Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zuzurechnen wären (gehört
dazu beispielsweise auch die "Beförderungserschleichung", das "Schwarzfahren" - und
wie ist es umgekehrt mit "Verkehrsdelikten" und ggf. welchen?). Der Messung geht hier
also in aller Regel ein Vorgang der Bewertung voraus.

Vorschlag für ein Indikatorenkonzept

Aus dem Bereich der erhobenen Grunddaten (vgl. Abschnitt 4.2) werden aus den zen-
tralen Themenbereichen
� ökonomische/materielle Situation,
� Wohnsituation,
� familiäre Situation,
� Situation Jugendlicher und Heranwachsender,
� kulturelle Situation und
� Segregation (Entmischung)
jeweils die aussagekräftigsten Trägervariablen (Indikatoren) in die Vergleichsanalyse
einbe-zogen.

Soziale Benachteiligung/Armut: Sozialhilfedichte (SozialhilfeempfängerInnen) 

Generell lässt sich dieser Indikator mit den zusätzlichen Belastungs- bzw. Risikofakto-
ren be-gründen, die Armut, Abhängigkeit von Transfereinkommen, finanzielle Krisen
aber auch fa-miliäre Umbruchsituationen (wie z. B. Trennung und Scheidung, die zu
temporären oder dauerhaften Bezug von Sozialhilfe führen) darstellen.

In diesen Kontext gehört auch der Hinweis auf die vielfach belegten Zusammenhänge
zwischen sozialer Schichtzugehörigkeit (definiert über Einkommen, Status und Bildung)
auf der einen und Krankheit und Lebenserwartung auf der anderen Seite. Die Gesund-
heit von Kindern und Jugendlichen ist entscheidend nicht nur vom Stand der medizini-
schen Versorgung, sondern von den sozialen und materiellen Lebensumständen ge-
prägt. Je niedriger die soziale Schicht, desto schlechter die gesundheitliche Situation.
Dieser Zusammenhang gilt nicht nur unterhalb der Armutsschwelle, sondern für alle
Stufen sozialer Schichtung. Ursachen für diese Unterschiede liegen in den materiellen
Lebensbedingungen, in Belastungen am Arbeitsplatz und in anderen Lebensbereichen.
In unterschiedlich riskanten Lebensweisen sowie in Ungleichheiten im Zugang zu ge-
sundheitsfördernden und medizinischen Dienstleistungen. Gesellschaftliche Gruppen

Expertise „Sozialraumorientierte Planung“ –  Begründungen, Konzepte, Beispiele

28

Die ausgewählten Indikatoren sollen relevante Merkmale der Sozialstruktur "be-
lasteter" Stadtteile (Quartiere) abbilden und zugleich – wenn eine Betrachtung über
mehrere Zeiträume erfolgt – als Wirkungsindikatoren die Effektivität von Revitali-
sierungs- und Qualifizierungsprogrammen in einzelnen Regionen (Quartieren) nach-
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Gruppen größeren Ausmaßes in bestimmten Regionen, Wirkungen von Aktivitäten
der Sozialarbeit am und im Milieu der Wohngebiete mit deklassierter Bevölkerung).



wie Arbeitslose, alleinerziehende Mütter oder sozial nicht integrierte Zuwanderer leiden
unter spezifischen Spektren materieller und immaterieller Mangellagen in Bezug auf
Geld, Besitz, Bildung oder sozialer Kompetenz. Entsprechend unterschiedlich sind die
gesundheitlichen Risiken und Defizite der Kinder dieser Gruppen.

Prekäre Lebenssituation: Arbeitslosigkeit/Niedrigeinkommen

Der gewählte Indikator "gemeldete Arbeitslose" dient zur Charakterisierung von Ju-
gendhilfe-bedarfen insofern, als Arbeitslosigkeit (vergleichbar wie Sozialhilfebezug) auf
die Binnen-struktur von Familien erziehungsrelevante Einflüsse haben kann. Darüber
hinaus dient das Merkmal der Arbeitslosigkeit auch zur Kennzeichnung von struktur-
schwachen Regionen und damit auch der besonderen Belastungen und der besonderen
Anforderungen an Kommunen als primäre und örtliche Träger der Daseinsvorsorge.

Urbanisierung: Siedlungsdichte

Mit diesem Merkmal (Verstädterung, Urbanisierung) kann dem Sachverhalt Rechnung
getra-gen werden, dass in verdichteten Siedlungsräumen Belastungen und Probleme
massiert auftreten können. Werden in eher ländlich strukturierten Räumen soziale "Ver-
werfungen" noch durch gewachsene Netzwerke, Selbsthilfe, aber auch formelle
und/oder informelle So-zialkontrollen "abgefedert", so schlagen diese Aspekte in ver-
dichteten Siedlungsräumen, die durch Segregation, hohe Mobilität, Anonymität, Sub-
kulturbildung etc. gekennzeichnet werden, verschärft durch. Als weitere Argumente für
diesen Indikator kommen hinzu, dass verdichtete Ballungsräume auch Anziehungskraft
haben für "Szenen", Subkulturen etc. und Verdichtungsräume zugleich zentrale Versor-
gungsfunktionen für Umlandgemeinden wahr-nehmen.

Familiäre Situation (familiäre Kohäsion): Alleinerziehende Eltern

Alleinerziehende Eltern – und hier wiederum vor allem (junge) Mütter mit kleinen Kin-
dern – benötigen (und erhalten) in besonderer Weise Unterstützungsleistungen der so-
zialen Dienste. Wegen der geringeren Mobilität (Niedrigeinkommen/Sozialhilfe) sind
diese Familien zudem zentral auf die Ressourcen im Quartier (Lebensqualität im Stadt-
teil) und die lokale Jugendhilfeinfrastruktur angewiesen. 

Jugendspezifische Konfliktlagen: Jugendliche und Heranwachsende in der Betreuung

der Jugendgerichtshilfe

Dieser Indikator steht für Integrations- und Anpassungsprobleme junger Menschen in
(be-nachteiligten) Regionen. Er zeigt das Niveau der sozialen Kontrolle bzw. Intervention
und verweist auf den Bedarf an entsprechenden Integrations- und Unterstützungslei-
stungen (Ausbildung, Beschäftigung, Prävention etc.)

Kulturelle Situation und Segregation: AusländerInnen

Neben kulturellen und sozialen Differenzierungen in einem Quartier, mit der mögli-
chen Folge von Konflikten und Abgrenzungstendenzen, bezieht sich dieser Indikator auf
nach wie vor gegebene Benachteiligungen der nicht-deutschen Bevölkerung (niedrigere
Einkommen, schlechtere Wohnsituation, höhere Abhängigkeit von Transfereinkommen
– Sozialhilfe, Ar-beitslosengeld und –hilfe) und das Erfordernis spezifischer Unterstüt-
zungsangebote.

Bildungsbeteiligung 

Die Bildungsbeteiligung junger Menschen – hier als Quote der Übergänge auf weiter-
führende Schulen nach Abschluss der Grundschule – ist ein wesentlicher Schlüssel zum
Erwerb zukunftsfähiger Qualifikationen, sicherer und auskömmlich dotierter Arbeits-
plätze und sozialer Integration. In Regionen mit niedrigen Quoten in diesem Bereich sind
kompensatorische Leistungen besonders wichtig.

Milieubindung: Mobilität

Die Bevölkerungsbewegung (Zu- und Fortzüge) in einem mittelfristigen Zeitraum – be-
zogen auf die Gesamtbevölkerung in einem Quartier – steht hier als Indikator für eine
hohe/niedrige Identifikation mit dem Stadtteil/dem Quartier. Hier wird angenommen,
dass sich die generelle Einstellung zum Stadtteil in der Bereitschaft zum Verbleib bzw.
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Umzug ausdrückt (vgl. Herlyn u. a. 1991, S. 209). Eine hohe Mobilität stellt zugleich ein
Hindernis für die Entstehung stabiler informeller Strukturen (Nachbarschaften) und
Netzwerke dar.

Politische Partizipation: Wahlbeteiligung

Es ist vielfach belegt, dass sich bei sozial integrierten Gruppen der Bevölkerung eine
höhere Wahlbeteiligung (ebenso eine höhere Beteiligung an Vereinen etc.) finden lässt
als bei den-jenigen, die sich in Situationen sozialer Benachteiligung befinden. Gleich-
zeitig dient dieser Indikator als Anzeiger für (fehlende bzw. unterentwickelte) Potentiale
bürgerschaftlichen En-gagements (Politisierungspotential, Selbsthilfepotentiale). 

In einer neueren Untersuchung zur letzten Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen (Ko-
zicki 2001) konnte zudem aufgezeigt werden, dass die ohnehin schon niedrige Wahlbe-
teiligung junger Menschen dort noch einmal deutlich absinkt, wo sich große Problem-
lagen in den jeweiligen Sozialräumen finden lassen. "Das Quartiersmilieu bzw. das so-
ziale Umfeld gehört zu den Einflussfaktoren auf das Wahlverhalten. (...) Die Duisburger
Statistiker analysierten vor diesem Hintergrund, dass in Stadtgebieten mit struktureller
Benachteiligung nur 17,2% der 18 bis 24jährigen jungen Menschen zur Wahl gingen. (...)
Im Vergleich dazu gingen in den Stadtgebieten mit Strukturvorteilen 45,1% der 18 bis
24jährigen zur Wahl" (Kozicki 2001, S. 88).

Datenaufbereitung (Indices)

Sozialstrukturelle Profile von Quartieren und Unterschiede zwischen Teilplanungsre-
gionen lassen sich mit verschiedenen Methoden darstellen. Eine ist das Rangzahlver-
fahren (vgl. dazu Beispiel Anhang – 8.2.1 Datentransformation). Bei der Ermittlung von
Rangwerten wer-den für das interessierende Kriterium die Grundwerte aller Bezugsre-
gionen summiert und die Summe mit dem Wert 100 gleichgesetzt. Die Grundwerte für
jedes Kriterium einer Region lassen sich so in % -Sätzen, bezogen auf den Gesamtwert
des jeweiligen Kriteriums für alle einbezogenen Regionen darstellen (Rangwert). Der
Rangwert kennzeichnet das Gewicht, mit dem eine Region an der durch das Kriterium
beschriebenen Strukturproblematik (z.B. Sozialhilfebezug) aller Regionen beteiligt ist. 

Zuweilen werden mehrere Kennwerte (Indikatoren) zu einem Gesamtwert (Index)
zusam-mengefasst (z.B. Preisindex der Lebenshaltung, Warenkorb im Bereich der So-
zialhilfe, DAX-Index des Börsenkurses, auch Indices zur "Lebensqualität" – vgl. dazu
Korczak 1995). Dabei können verschiedene Verfahren (vgl. dazu auch Beispiele: Index-
bildung nach Rangzahlwer-ten und Z-Transformation – Anhang 8.2.1 Datentransforma-
tion) Anwendung finden (vgl. dazu auch Anwendungsbeispiel in Abschnitt 6.2).

Wenn ausgeschlossen werden soll, dass bei der Indexbildung alle Indikatoren gleich-
gewichtet Berücksichtigung finden sollen, so können über eine Faktorenanalyse die "Ge-
wichte" (Faktorenladungen) vorab ermittelt und bei der Indexbildung berücksichtigt wer-
den (zur Erläuterung dieses Verfahrens vgl. - Anhang 8.2.2). Gewichtungen können aber
auch über Erfahrungswerte aus kommunalen Planungs- und Entwicklungsprozessen ab-
geleitet werden (vgl. dazu u.a. Heuchel/Schrapper 1999, S. 113 ff.).
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5. Qualitative Sozialraumanalysen

Eine aussagekräftige Sozialraumanalyse darf sich nicht auf das Sammeln und Aus-
werten statistischer (quantitativer) Daten beschränken. Hinzukommen muss - zumindest
in den Re-gionen, die aufgrund der Sozialstrukturanalysen besondere Aufmerksamkeit
verdienen - eine methodenvielfältig angelegte qualitative Analyse. Diese Herangehens-
weise ist in der empiri-schen Sozialforschung auch schon seit langem neben der Da-
tenanalyse erprobt und hat in der Regel interessante Einblicke in das "Eigenleben" einer
Region, eines Stadtteils und in die Lebenswelt der BewohnerInnen erbracht. An dieser
Stelle soll nur an die erstmals 1933 ver-öffentlichte Studie von Jahoda, Lazarsfeld und
Zeisel über "Die Arbeitslosen von Marienthal" (Jahoda u.a. 1975) und die Hamburger
Studie von Martha Muchow ("Der Lebensraum des Großstadtkindes") von 1935 erinnert
werden .

5.1 Milieuanalysen

Einen verbindenden Übergang von der quantitativen zur qualitativen Analyse von So-
zialräumen ermöglicht das Soziotopenkonzept.

Nach Bargel u.a. sind Soziotope abgrenzbare Gebietseinheiten (Areale, Quartiere,
Kleingemeinden) "in denen jeweils spezifische Bündel von Bedingungen jeweils an-
dersartige Grundmuster sozialer Situationen und Probleme erzeugen. Sie sind damit
besondere Kontexte des sozialen Geschehens, insbesondere für Sozialisationsverläufe,
Erziehungsprobleme und Bildungschancen. Sie liegen in der Größenordnung zwischen
den unmittelbaren Nachbarschaften und der übergreifenden Region/Stadt" (1981, S.
194). 

Ein Soziotop ist ein Teilsystem innerhalb eines umfassenden Systems, das sich durch
geo-graphische, topographische, soziale und kulturelle Spezifika von seiner Umgebung
abgrenzen lässt. In der Regel werden Soziotope durch einen Satz von Variablen der amt-
lichen Statistik und ihrer Daten gekennzeichnet (z.B. Wirtschaft/Ökonomie, Betriebsfor-
men, Berufsstellung, Pendler, Einkommen, Verkehrslage, Bildungsstatus, Bildungsan-
gebot, Bebauungsweise etc.), die den Merkmalskomplexen

a) sozioökonomische Situation,
b) Wohnsituation,
c) Familiensituation,
d) Schulsituation,
e) Verwaltungssituation,
zugeordnet werden können. Darauf aufbauend kann eine Typologie von Soziotopen

erstellt werden, die verschiedene Umwelten und Sozialisationsfelder repräsentieren.
Nach Bargel u.a. (1981) bzw. DIfU (Deutsches Institut für Urbanistik 1978, C I, S. 58 ff.)
können somit spezifische "Sozialisationswelten" charakterisiert werden, wie z.B.:
� Areal sozialer Randgruppen,
� städtisches, traditionelles Industriearbeiterviertel,
� traditionelle, ländliche Dauergemeinde,
� ländliche Pendlergemeinde,
� industrialisierte Landgemeinde,
� Wohnviertel moderner Arbeiterschaft,
� städtische, kleinbürgerliche Mietwohnsiedlung,
� Kleinstadt und städtischer Vorortkern,
� verstädtertes Wohndorf,
� städtisches Viertel von Politik und Bildung.
(vgl. hierzu auch weitere Hinweise und Erläuterungen in Jordan/Schone 2000, 372ff.)

Allerdings können Soziotope als theoretisch abgeleitete und empirisch begründete
"Modelle" nur Orientierungshilfen sein. Ihre Aussagekraft sollte nicht überbewertet wer-
den, denn auch innerhalb dieser Sozialräume finden sich wiederum höchst differenzierte
kleinräumige Strukturen, die ggf. auch die Grundstruktur überlagern. Auch ist es im Ein-
zelfall nicht sicher, ob tatsächlich alle für die Lebensbedingungen und die Entwicklung
von Kindern, Jugendlichen und Familien relevanten Größen Eingang in das Modell fin-
den. Zudem können öffentlich diskutiert und dokumentiert von diesen Beschreibungen
und Charakterisierungen selbst negative Wirkungen bzw. Stigmatisierungen („Areal so-
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zialer Randgruppen“) ausgehen, ggf., sogar im Sinne der "self-fullfilling-prophecy".
Die Aufbereitung und Ergänzung von allgemeinen Strukturdaten im Rahmen eines

Sozioto-penkonzeptes kann intensiviert und fortgeführt werden durch qualitative Mi-
lieuanalysen. Hierbei kommt es darauf an, in einem Sozialraum (Wohngemeinde, Ge-
meindeteil, Quartier) Substrukturen zu erkennen, die Aufschluss geben über Lebensla-
gen, die durch statistische Daten nicht als solche sichtbar gemacht werden, die Auf-
schluss geben über Differenzierun-gen und Mikrostrukturen, die sowohl auf informelle
und gewachsene Selbsthilfepotentiale hinweisen wie auch spezifische und besondere
Defizitlagen erkennbar werden lassen. Situa-tionen sozialer Benachteiligung lassen sich
zwar durch die Anhäufung bestimmter Merkmale in bestimmten räumlichen Einheiten
darstellen und nachweisen (niedriger sozialer Status, geringes Familieneinkommen,
hohe Wohndichte, schlecht ausgestattete Wohnungen, un-günstige ökologische und in-
frastrukturelle Ausstattung/Konstellation im Stadtteil), müssen aber in Verbindung ge-
bracht werden mit Problemkonstellationen, die sich als Defizite auf so-ziokulturellem Ge-
biet im Bereich der Nachbarschaft, der Kommunikation, der sozialen Be-ziehungen und
der Integration im Stadtteil beschreiben lassen. Über derartige Milieuanalysen er-
schließen sich auch interessante Felder und Möglichkeiten der Adressatenorientierung
und Betroffenenpartizipation (vgl. dazu auch Abschnitt 5.2).

Durch die Milieuanalyse können Wirksamkeiten des sozialen Nahraums in verschie-
denen Dimensionen erfasst werden, um über diese Informationen eine dem Stadtteil an-
gemessene Maßnahmenplanung in Gang zu setzen. Die Milieuanalyse stellt somit einen
entscheidenden Arbeitsschritt im Prozess der Planung dar. Aufgrund dieser Erfahrun-
gen lassen sich folgende Grundpositionen formulieren:
� Die Milieuanalyse von Wohngemeinden/Gemeindeteilen/Quartieren ist ein mögli-

ches Instrument der Analyse von sozialen Nahräumen, d.h. sozialisationsrelevanter
Bedin-gungen.

� Die Milieuanalyse ist ein wesentlicher Schritt zur Aktualisierung, Qualifizierung und
Differenzierung von Informationen über den sozialen Nahraum.

� Die Milieuanalyse bietet die Möglichkeit, ein realistisches Partizipationsmodell im
Rahmen der Planung zu entwickeln.

Dimensionen der Milieuanalyse (Stadtteil- und Lebensweltanalyse) können (nach einem
Vorschlag des Instituts für stadtteilbezogene Soziale Arbeit und Beratung (ISSAB),
Essen) unter anderem sein:

A: morphologische (gesellschaftliche) Struktur

I Sozialgeographische Dimension

1. Flächennutzung
2. Bausubstanz
3. Wohnungsstruktur
4. Sozial-ökologischer Standort
5. Verkehr

II. Dienstleistungs-/Infrastruktur

Öffentlich und privat bereitgestellte reproduktive Güter

III. Sozial-ökonomische und sozial-statistische Merkmale

1. Demographische Merkmale: Alters- und Geschlechtsstruktur
2. Soziale Merkmale: Ausländeranteil gesamt und getrennt nach Nationalitäten, An-
teil von Sozialhilfeempfängern, Alleinerziehenden, kinderreichen Familien, Wohn-
geldempfängern, Arbeitslosen, Obdachlosen, Alleinstehenden, Behinderten, Wohn-
form, Berufsstruktur, Einkommensstruktur, Anzahl der Erwerbstätigen pro Familie,
Pflegefälle, Flüchtlinge, Bildungsstand
3. Sozio-ökonomische Merkmale

B: Interaktiv-sozialräumliche Ebene

1. Sozialräumliche Verkehrsformen/informelle Infrastruktur
2. Vereine, Gruppen, Initiativen
3. Lern- und Erfahrungskontexte mit spezifischen Werten und Normen, spezielle Kul-
tur, spezielle soziale Institutionen und Organisationen
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4. Bevölkerungs-, Haushalts- und Familienstruktur
5. Administrative Interventionen/Auswirkung und Qualität
6. Muße- und Regenerationsspielräume
7. Dispositionsspielräume/politische Partizipation

Die für die Milieuanalysen geeigneten Methoden sind jeweils im Kontext des Unter-
suchungs-gegenstandes und -zieles zu bestimmen. Keim (1979, S. 165ff.) schlägt für em-
pirische Milieuanalysen folgende Zugänge vor:

Sekundäranalyse 

� Überblick über vorhandene Daten aus Primärerhebungen gewinnen
� kontrollierte Beziehungen zwischen verfügbaren Indikatoren (Statistikdaten) und

Merkmals-begriffen herstellen (theoretisches Problem!),
� Ausgangsmaterial analysieren nach Zeitpunkt der Erhebung, Untersuchungseinhei-

ten, Art der Stichprobe; auf Mehrebenen-Darstellungen achten und "ökologische
Fehlschlüsse" vermeiden,

� soweit möglich: Material eingrenzen auf relevante Punkte der Weiterbearbeitung,
� Fehlerquellen aufzeigen;

Dokumentenanalyse

� Kategorien (evtl. Subkategorien) entwickeln, um den Inhalt der dokumentierten Aus-
sagen festzuhalten und zu klassifizieren,

� Auswahleinheiten festlegen,
� weitere Angaben zum Dokument festhalten (Autor, Adressaten, Modi der Mitteilung,

Zeitpunkt der Mitteilung usw.),
� evtl. Pretest durchführen,
� Fehlerquellen aufzeigen;

Beobachtung

� Beobachtungsschema zur Lenkung der Beobachtung (insbesondere bei systemati-
schen Beobachtungen) und zu ihrer Protokollierung entwickeln,

� Beobachterschulung durchführen (Wahrnehmungs-Lernen),
� es empfiehlt sich, a) das Beobachtungsinstrumentarium induktiv aufgrund der

tatsächlichen Beobachtungen zu entwickeln, b) sie anhand theoretischer Begriffe zu
verbinden, c) auf der Grundlage der Leitbegriffe erneut zu beobachten,

� bei der teilnehmenden Beobachtung: Doppelrolle der Teilhabe und der Distanz ab-
wägen und einüben,

� die Rolle von Hilfsmitteln festlegen (Film, Foto, Tonband),
� Auswahlpläne für Beobachtungssituationen aufstellen (bei teilnehmender Beobach-

tung nur teilweise möglich) nach Objekten, Zeitpunkt, Dauer, Zahl der Intervalle und
Personen usw.,

� Pretest vorbereiten und durchführen (unerlässlich),
� Fehlerquellen aufzeigen;

Intensiv-Interviews

� Leitfaden entwickeln, der einen "geplanten Input" in Form von Schlüsselfragen (die
auf jeden Fall zu stellen sind) und von Eventualfragen (die je nach Gesprächsverlauf
gestellt werden) enthalten soll,

� Vorinformationen über die möglichen Schlüsselpersonen beschaffen, Auswahlkrite-
rien festlegen, Kontakt aufnehmen,

� Interviewerschulung durchführen,
� Art der Aufzeichnung des Interviews (Tonband, Notizen) festlegen,
� Auswertungsanleitung erarbeiten nach a) Analyse der Interviewbedingungen, b)

Auswahl und Kategorisierung der Schlüsselfragen, c) Auswahl, Kategorisierung und
Zitatensammlung der offenen bzw. der Eventualfragen; bei c) ist eine Filterung der
Aussagen erforderlich, insbesondere unter der Perspektive des Gesprächspartners
selbst - Ziel ist eine „natürliche Geschichte“ im Sinne von Howard Becker, die Dar-
stellung schließt dann nicht jede Aussage ein, sondern lediglich ihre charakteristi-
schen Formen auf jeder Stufe der Untersuchung in transparenter Weise,

� Pretest vorbereiten und durchführen (bei mehr als 10 geplanten Interviews insge-
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samt sinn-voll), aber nur, wenn noch keine Erfahrung vorliegt,
� Fehlerquellen aufzeigen;

Gruppengespräche

� Gesichtspunkte für Größe und Zusammensetzung der Gruppen bestimmen,
� Auswahleinheiten festlegen,
� Diskussionsleiterschulung durchführen,
� wesentliche Themen aufgrund der vorangegangenen Arbeitsschritte auswählen,
� Art der Aufzeichnung des Gruppengesprächs (Tonband, Notizen) festlegen, einsch-

ließlich der Angaben zu den einzelnen Teilnehmern,
� Gesichtspunkte für die Auswertung festlegen,
� Fehlerquellen aufzeigen

Die Ergebnisse der Milieuanalyse können in einem Stadtteil-/Ortsbericht eine ange-
messene Form der Darstellung und Kommentierung finden (vgl. dazu ein Beispiel in Jor-
dan 2000, 381 ff.). Dieser Bericht, ergänzt durch Tabellen, eventuell Fotos sowie die je-
weiligen Stadt-teilprofile (quantitatives Datenbild), fasst die vorliegenden Daten sowie
durch Gespräche und Beobachtungen erhaltenen Informationen zusammen. Er gibt
Auskunft über Lebens- und Ar-beitsbedingungen im Quartier. Ihm liegen zweckmäßi-
gerweise in etwa folgende Strukturie-rungen zugrunde: Geschichte, bauliche Situation,
Wohnbevölkerung, Arbeitssituation, Infra-struktur, Freizeitsituation, soziale Beziehun-
gen. 

Der Bericht als Ergebnisbericht der Milieuanalyse nimmt folgende Funktionen wahr:
Er wird als angemessene Darstellungsform der Ergebnisse von Sekundäranalyse einer-
seits und der Intensivgespräche mit den Experten andererseits angesehen und dient der
Vorbereitung weiterer regionsbezogener Diskussionen. Voraussetzung zur nutzbringen-
den Anwendung der Berichte ist allerdings, dass diese sensibel auftretende Differen-
zierungen von Meinungen und Bewertungen erfassen, diese auf Hintergründe und In-
teressenlagen beziehen und in der Konkretisierung verschiedener Standpunkte Wider-
sprüche und Konfliktlagen erfassen.

Milieuanalysen können auch mit besonderem Blick auf spezifische Zielgruppen – z.B.
Kinder und Jugendliche, Alleinerziehende - durchgeführt werden. So wird z.B. bei der
"sozialräumli-chen Jugendarbeit" (Böhnisch/Münchmeier 1990), die Aneignung des So-
zialraums als Moment der Identitätsentwicklung in der Jugendphase in den Vorder-
grund gestellt. Lebenswelt wird hier zugleich als sozialräumliche Struktur begriffen,
durch deren Gestaltung und Veränderung Jugendliche ihre Subjektivität erleben und
entwickeln können (Aneignungskonzept). Konkretisiert wurde dieser Ansatz u.a. von
Deinet (vgl. u.a. Deinet 1996, 1999 und 2001).

Methoden der Lebenswelt-/Sozialraumanalyse – Zielgruppe junge Menschen (Bei-

spiele nach Deinet 1996, S. 11):

� Stadterkundungen (vgl.Ortmann 1992) mit Kindern und Jugendlichen, um die sozi-
alräumliche Struktur, z.B. informelle Treffs, und Aneignungsmöglichkeiten aus ihrer
Sicht kennenzulernen (Foto- und Videostreifzüge),

� Cliquenbeobachtungen, Cliquenportrait.
� Subjektive Landkarten mit den Schritten: narrative Stegreifzeichnungen, Folien-

zeichnungen und Resümee,
� "Nadelmethode", (vgl.Ortmann 1992), um die Aufenthaltsorte von Kindern und Ju-

gendlichen quantitativ und qualitativ zu bestimmen;
� Jugendkulturenkataster" (vgl. Ortmann 1992), um jugendkulturelle Ausdrucksformen

und Szenebildungen zu erfassen;
� Fremdbilderkundung: Interviews mit Anwohnern und Passanten, um die Außen-

wahrnehmung und -wirkung der Einrichtung zu erfassen;
� „Interview mit Schlüsselpersonen" (vgl.Ortmann 1992), um Expertenwissen und bio-

gra-phische Erfahrungshintergründe für die Analyse eines Sozialraumes nutzbar zu
machen;

� Formen der Beobachtung, Beobachtungsraster: topographische, flanierende, be-
gleitende Beobachtung, qualitative Auswertung der Einzelbeobachtungen und Des-
kription und Definition eines jugendlichen Sozialraums.
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In diesen Zusammenhang gehören auch die konkreten Vorschläge für Sozialraum-
bzw. Stadtteilanalysen mit Blick auf die in einer Region lebenden Kinder und die Kin-
dertagesein-richtungen (Ledig u.a. 1996, Thiersch 2000) wie z. B. – nach Thiersch/Thier-
sch 2000 - Stadtteil-Erkundungsgänge (mit den Kindern), Sammlung und Auswertung
von Daten und Mater-ialien, Arbeitssituation, aktuelle Probleme des Stadtteils und seine
Geschichte, Rekon-struktion der Infrastruktur für Kinder und Familien. 

5.2 Bürger- und Betroffenenbeteiligung

Qualitative Sozialraumanalysen, wenn sie denn die "Lebenswelten" der dort lebenden
Men-schen angemessen erfassen wollen, sind ohne eine Beteiligung von Bürgern und
Betroffenen nicht gut vorstellbar. Mit Blick auf Beteiligungsformen und -ebenen zeigen
sich unter-schiedliche Ausgangspunkte, wobei diese Unterschiedlichkeit und Vielfältig-
keit Ausdruck ist der jeweils lokal gegebenen Voraussetzungen, der anstehenden Pla-
nungsaufgabe, der ma-teriellen und personellen Voraussetzungen und des Niveaus der
politisch und administrativ gewollten bzw. akzeptierten/tolerierten Beteiligungsinten-
sität.

Eine beteiligungsorientierte Planung setzt auf die Chancen und Perspektiven einer in-
tensiven Kooperation mit den Planungsbetroffenen selbst. Dies beinhaltet einen offe-
nen Pla-nungsansatz, der lediglich Bezugsrahmen benennt (z. B. gesetzliche Verpflich-
tungen, bishe-rige Leistungen, Angebote und Ressourcen), jedoch Zielssetzungen nicht
bis ins Detail in-haltlich vorgibt, sondern wesentlich organisatorische, personelle und fi-
nanzielle Mittel bereit stellt, um Zielkonkretisierung, Bestandsanalyse, Fehlbedarf und
Lösungsvorschläge mit den von der Planung Betroffenen, d. h. "von unten", zu realisie-
ren. "Gerade weil die Komplexität sozialer Prozesse bzw. das Kausalitäts- und Informa-
tionsproblem die Kooperation der Ver-waltung mit ihren Adressaten erfordern, um die
übertragenen Aufgaben zu bearbeiten, kön-nen die Informationen, die erforderlich sind,
um Zielwerte festzulegen, erst in diesem Koope-rationsprozess gewonnen werden."
(Gotthold 1983, S. 253)

Für Planungen im sozialen Bereich ist es außerordentlich bedeutsam, bei Zielfindun-
gen und –formulierung, Datenerhebung, Planerstellung und –realisierung den intensi-
ven und konti-nuierlichen Kontakt mit den potentiellen und/oder faktischen Nutzerinnen
und Nutzern von sozialen bzw. sozialpädagogischen Angeboten und Leistungen zu su-
chen und diese an den Planungen zu beteiligen, kann doch durch Fremddefinition (von
außen vorgegebene Ziele und Mittel) die erhoffte Wirkung verfehlt werden. Der Versuch,
sich auf die Eigenwilligkeiten und Besonderheiten der Menschen einzulassen, erscheint
um so dringlicher, als es gegenwärtig bei der Planung wesentlich darum geht, den ge-
gebenen Bestand an Personal und Mitteln umzustrukturieren und auf neue Problem-
stellungen zu reagieren. Diese qualitative Dimension der Planungsaufgabe bedarf zu
ihrer Bewältigung der engen und kontinuierlichen Mitwirkung von Planungsbetroffenen.
In diesem Zusammenhang bestimmt sich nun auch die Einbeziehung Betroffener in Pla-
nungsprozesse als notwendige Voraussetzung bedarfsgerechter Leistungserbringung.
Das Moment des Diskurses, des Austauschens von Meinungen und Positionen, das Aus-
handeln von Kompromissen und Strategien wird daher zu einem wesentlichen Moment
der Planung selbst. Nicht allein die Ergebnisse sind es, die zählen, sondern wesentlich
auch der Prozess, der diese hervorgebracht hat.

Die aktive Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und Familien an politischen und ge-
sell-schaftlichen Angelegenheiten ist eine wichtige Voraussetzung zur Verwirklichung
sozialpoliti-scher Ziele und  - darüber hinausgehend - denen eines demokratischen Ge-
meinwesens. Beteiligung (Partizipation) ist dabei sowohl als Mittel zur Einbringung und
Durchsetzung von Interessen wie auch als Zweck im Sinne einer zunehmenden Selbst-
verwirklichung der Men-schen durch Beteiligung zu verstehen. In dieses Modell der Pla-
nung fließen "politisch-emanzipatorische" Ziele ein, die sich "als Erkennen und Analy-
sieren der eigenen Situation, Lernen von Selbstbestimmung, Interessenvertretung, so-
lidarisches Handeln und Konfliktfä-higkeit" (Gotthold 1983, S. 253) definieren lassen.

Allerdings zeigen alltägliche Erfahrungen, wie auch wissenschaftliche Analysen, dass
der Anspruch einer umfassenden Beteiligung einer großen Zahl von BürgerInnen im po-
litischen Alltag nur in Ansätzen verwirklicht ist: Klassische Beteiligung in Parteien und
Verbänden hat eher den Stellenwert einer "konkreten Utopie", eines noch unerfüllten
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Ziels. 
Nur etwa 4% der wahlberechtigten Bevölkerung sind in politischen Parteien organi-

siert, wobei viermal mehr Männer als Frauen vertreten sind. In den vergangenen Jah-
ren sank die Zahl der Parteimitglieder in Deutschland (trotz des Zuwachses aus Ost-
deutschland) sogar noch um mehrere Hunderttausend (Frankfurter Rundschau vom
8.1.97, S. 4). Von den Parteimitgliedern beteiligen sich traditionell wiederum nur ein
Viertel auch aktiv am innerparteilichen Leben (vgl. Armbruster/Leisner 1975, S. 5). Nach
den Ergebnissen des DJI-Jugend-surveys von 1992 sind die organisierten politischen
Aktivitäten von Jugendlichen und jungen Erwachsenen sogar noch geringer. Ca. 3% der
westlichen Jugendlichen und 2% in den östlichen Bundesländern sind Parteimitglieder;
ca. 5% im Westen bzw. 3% im Osten engagieren sich nach eigenen Aussagen in Jugend-
und Studierendenverbänden (vgl. Hoffmann-Lange 1995). 

Diese Hinweise geben den Hintergrund für eine Ausgangsthese: Die aktive Beteiligung
an politischen und sozialen Belangen des Gemeinwesens wird heute faktisch nur von
einer klei-nen Minderheit wahrgenommen, wobei hier noch Männer (darunter vor allem
Angestellte, Beamte, Selbständige) und Personen mit höherer Schulbildung überreprä-
sentiert sind.

Es wäre freilich kurzschlüssig, die Ursachen für diese geringen Beteiligungen von Bür-
gerIn-nen und Betroffenen an "öffentlichen Belangen" in erster Linie bei diesen selbst
zu suchen (Stichwort: "Politikverdrossenheit"). Vieles deutet vielmehr darauf hin, dass
die gesellschaftli-chen  und politischen Strukturen in hochentwickelten Industriegesell-
schaften - also auch in der Bundesrepublik - eine aktive Beteiligung von BürgerInnen
und Betroffenen an der sozialen und politischen Gestaltung des öffentlichen Lebens
eher behindern als fördern (Stichworte: Experten- und Verbändeherrschaft, Definitions-
macht organisierter Interessengruppen, Handlungs- und Wissensvorsprung der Ver-
waltung). So wird auch kommunale Sozial-, Ju-gend- und Familienpolitik in Inhalt und
Ablauf beeinflusst durch die Interessen und das Durchsetzungsvermögen von Verwal-
tung, Politik (Parteien, Rat), Kirchen und Verbänden (vor allem Wohlfahrts-, Jugend-,
Familienverbänden etc.).

Vor dem Hintergrund eingespielter Machtverteilungen zwischen etablierten "kommu-
nalen E-liten" ergeben sich vielfältige Barrieren und Widerstände gegen die Forderun-
gen nach einer größeren und konsequenteren Beteiligung von BürgerInnen und Betrof-
fenen an den politi-schen Entscheidungen und Planungen auf kommunaler Ebene. Auch
wenn die größere Problemlösungskapazität eines offenen, prozessorientierten und an
Beteiligung ausgerich-teten Planungskonzeptes theoretisch und praktisch plausibel ge-
macht werden kann, so ver-hilft diese Einsicht dem Konzept noch nicht zur Durchset-
zung. Denn aus der Sicht etablierter Institutionen hat die Einflussnahme von Betroffe-
nen auf kommunale Politik und Verwaltung eher den Charakter einer Störung (im Sinne
von zusätzlichen Anforderungen an kommunale Politik und Verwaltung), die in aller
Regel nicht als Anreicherung und Verbesserung der Problemlösungskapazität angese-
hen wird.

Diese Widerstände resultieren nun nicht allein aus den Formen und Prinzipien kom-
munaler Verwaltung (Hierarchie, Arbeitszerlegung, Ressortdenken, Formalisierung von
Abläufen und Entscheidungen etc.) und/oder spezifischen Interessenlagen lokaler Eliten
oder einflussrei-cher Gruppen (z.B. Gewerbetreibende, Hausbesitzer, Traditionsvereine).
Sie verweisen zugleich auch auf gesellschaftliche Grundkonflikte. Gerade im sozialen
Bereich treten auf-grund ungleicher Verteilung ökonomischer und sozialer Teilhabe-
chancen Konflikte auf, die auf kommunaler Ebene und mit dem Mittel der Sozial- und
Jugendhilfeplanung kurz- und mittelfristig nur in Teilbereichen gelöst werden können.
An entscheidenden Punkten (z.B. Arbeitslosigkeit, Armut, Obdachlosigkeit, fehlende Mit-
tel zur privaten Befriedigung von Bedürfnissen, Deprivationen aufgrund sozialer und
ethnischer Gruppenzugehörigkeit) zeigen sich auf lokaler Ebene Konfliktlagen, die in der
Struktur der Gesamtgesellschaft verankert sind. Diese Konflikte werden in verschiede-
nen Formen ausgetragen (Anpassung, Auflehnung, "Ausstieg", informelle Alltagskultu-
ren, staatliche Interventionen, Unterdrückung, Ausgrenzung, politische und soziale In-
itiativen).

In der Literatur (vgl. dazu ausführlich Jordan/Stork 2000, S. 519ff.) werden Verfahren
der BürgerInnen/Betroffenenbeteiligung in der Sozial- und Jugendhilfeplanung zumeist
wie folgt typisiert :
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� Repräsentative Verfahren sollen, neben den traditionellen Mustern repräsentativer
Interessenvertretung (durch Parlamente/Räte, Bezirksvertretungen), auf kommuna-
ler Ebene BürgerInnen-/Betroffenen-beteiligungen durch die Wahl von VertreterIn-
nen (SprecherInnen) sichern.

Konzeptionen und Verfahren

� Für stellvertretende Verfahren ist die mittelbare Interessenvertretung von BürgerIn-
nen/Betroffenen durch Experten, Schlüsselpersonen oder durch ausgewählte andere
Personen kennzeichnend.

� Bei kooperativen Verfahren steht die Zusammenarbeit von Verwaltung/Planung mit
bereits bestehenden Gruppen, Initiativen, Verbänden und Vereinen, d.h. die Einbe-
ziehung von prinzipiell schon (in welcher Form auch immer) organisierten BürgerIn-
nen/ Betroffenen im Vordergrund.

� Charakteristisch für Versammelnde Verfahren ist, dass BürgerInnen/Betroffene, Ver-
waltung, Politik, Planung u.a. in eine direkte Kommunikation und Interaktion treten,
bei der Meinungsaustausch, Dialog und prinzipiell auch Verständigung möglich sind.

� Die Initiierenden Verfahren bekommen ihre besondere Qualität dadurch, dass durch
sie die unmittelbaren Einflusschancen nichtorganisierter Betroffener auf den Pla-
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nungsprozess gesteigert werden sollen.
Für eine Sozialplanung in benachteiligten Regionen eignen sich insbesondere initie-

rende Verfahren, da diese eine grundsätzliche Bereitschaft und Motivation zur Beteili-
gung der Be-wohnerInnen an den Belangen des Wohnquartiers nicht schon zur Voraus-
setzung haben, sondern diese im Rahmen des Beteiligungsprozesses erst hervorbrin-
gen wollen. 

Initiierende Verfahren

Der Sammelbegriff Initiierende Verfahren umfasst unterschiedliche theoretische und
praktische Ansätze (wie z.B. Gemeinwesenarbeit, stadtteilbezogene Bildungsarbeit, Zu-
kunftswerkstattarbeit), die für die Herstellung und Optimierung von Betroffenenbeteili-
gung nutzbar gemacht werden können. Initiierende Verfahren zählen zu den direkten Be-
teiligungsformen in der Sozialplanung, bei denen die Betroffenen sowohl an der Ziel-
formulierung, der Datenerhebung als auch an der Planerstellung und -realisierung be-
teiligt werden sollen.

Bei den initiierenden Verfahren stehen Betroffenengruppen, die sich entweder auf-
grund der Kommunikationsformen ihrer Lebenswelt nicht in institutionalisierte Pla-
nungsvorgänge (z.B. in Planungsbeiräte, Bürgerforen, Fachausschüsse etc.) einbinden
lassen oder nicht zum Erscheinungsbild des sozialaktiven, politisch interessierten Mit-
glieds einer Bürgerinitiative gehören, im Mittelpunkt. Zum Kreis der hier angesproche-
nen Betroffenen zählen nicht nur randständige, sozial stigmatisierte BürgerInnen, son-
dern zu ihnen gehören auch z.B. BewohnerInnen von Sanierungsgebieten, Trabanten-
städten etc. Das spezifische Merkmal initiierender Verfahren liegt darin, diesen Bevöl-
kerungsgruppen zu helfen, ihre Bedürfnisse und Interessen zu artikulieren, zu
organisieren und in einen kommunikativen Lernprozess mit den politischen Instanzen
und Personen zu treten, die berufsmäßig Planung gestalten.

Das Ziel initiierender Verfahren besteht darin, einen auf beiderseitigem Lernen ba-
sierenden Kommunikationsprozess zwischen Planern und Betroffenen herzustellen, um
sowohl in der Bedarfsfeststellung als auch in der Organisation der sozialen Einrichtun-
gen und Dienste der Vielfalt und Ganzheitlichkeit von Lebenszusammenhängen ent-
sprechen zu können und damit den Annahmegrad der Einrichtungen und Dienste zu er-
höhen. Initiierende Verfahren sollen darüber hinaus Selbsthilfe- und Eigenverantwor-
tungspotentiale der Betroffenen wecken und fördern.

Initiierende Verfahren sind nur in kleinräumigen Zusammenhängen möglich. Sowohl
die sozialräum-lichen als auch die personellen Rahmenbedingungen müssen über-
schaubar und transparent sein. Sie knüpfen an das vorhandene Potential der Betroffe-
nen an, d.h. die besondere Lebensqualität, die eigene Tradition und Lebensstrukturen,
die eigene, selbstentwickelte Kultur soll in der Sozialplanung einen Ausdruck finden und
weiterentwickelt werden.

Das Ausmaß, in dem geplante und/oder realisierte Angebote durch die Betroffenen
angenommen werden, ist abhängig von der Kontinuität des Kommunikationsprozesses
in der Planungs-, Realisie-rungs- und Nutzungsphase. Dies bedeutet, dass die Planung
ein fortlaufender, möglichst dauerhafter Prozess sein muss, um auch Veränderungen
produktiv aufnehmen und verarbeiten zu können.

Im Kern basieren alle Versuche der Bürger- und Betroffenenbeteiligung bei sozialrä-
umlichen Planungen - wie unterschiedlich ihre Realisierung auch ausfallen mag - auf fol-
genden Annahmen:
� Bei der Durchführung von Sozialplanungen sind - in größerem Umfang als bisher

prak-tiziert - die Vorstellungen, Wünsche und Interessen der davon materiell Betrof-
fenen zu berücksichtigen.

� Die Akzeptanz der Ergebnisse der Planung erhöht sich, wenn frühzeitig die Adressa-
ten und die davon mittelbar oder unmittelbar Betroffenen in der Planungsentwick-
lung und -realisierung einbezogen werden.

� Politische Konflikte lassen sich vermeiden bzw. entschärfen, indem Träger, Gruppie-
rungen, Interessierte, Betroffene in einen Diskussionsprozess einbezogen werden,
über sachliche Vorgaben besser informiert werden und ihre Vorstellungen stärker
ein-bringen können.

� Selbsthilfepotentiale der Betroffenen können geweckt werden, indem eine Aktivie-
rung und Organisierung der Betroffenen anhand der Planungsbeteiligung erfolgt.
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Im Alltag der Sozialplanung lassen sich nun diese Erwartungen und Standards oft nur
annä-herungsweise, ggf. nur mit außerordentlich hohem Aufwand realisieren, auch zei-
gen sich möglicherweise Probleme, mit denen anfänglich nicht zu rechnen war. In der
Diskussion des Für und Wider, des Umfangs und der Intensität von Beteiligungen soll-
ten daher folgende "Pro und Contra" Argumente bedacht und vorab reflektiert werden.

Einige Schwierigkeiten und Probleme, die sich aus einer beteiligungsorientierten Pla-
nung er-geben können, sind z.B.:
1. Beteiligungskonzepte suggerieren basisdemokratische Legitimation von Planung

(d.h. auch von Politik und Verwaltungshandeln), wo in Wirklichkeit zumeist nur kleine
Teil-gruppen (welche?) von BürgerInnen, Betroffenen, Organisationen und Fach-
kräften sich artikulieren und damit möglicherweise Teilinteressen (welche?) für das
Ganze stehen.

2. Beteiligung kann durch konkurrierende politische Gruppierungen (ggf. durch Lokal-
presse etc.) in Wahlkampf- oder Konfliktsituationen in eigenem Interesse instru-
mentalisiert werden (Profilierungsinteresse einzelner PolitikerInnen, Minderheits-
fraktionen oder po-litischer Oppositionsgruppen). Dadurch gerät das eigentliche An-
liegen in den Hinter-grund, was ggf. dem Vorhaben auch schaden kann.

3. Eine beteiligungsorientierte Planung erfordert einen hohen und couragierten per-
sönli-chen Einsatz der PlanerInnen. Dieser erschöpft sich nicht in der bloßen Mode-
ration von Interessen; er erfordert darüber hinaus Initiative, Engagement und Par-
teilichkeit. Hierzu gehört auch die Solidarität mit Betroffenen bei der Bearbeitung und
Bewältigung von Krisen und fehlgeschlagenen Initiativen.

4. Beteiligung kann möglicherweise zu einer unverhältnismäßigen zeitlichen Verlän-
gerung der Planungsprozesse führen, so dass die geplanten Angebote zumindest
den ur-sprünglich beteiligten Menschen nicht mehr zugute kommen oder mögli-
cherweise (auf-grund veränderter politischer Konstellationen) gar nicht mehr reali-
siert werden können.

Für eine intensivere Nutzung von Beteiligungsinstrumenten spricht:
1. Durch die Rückbesinnung auf den lokalen Öffentlichkeitsbezug, also durch die Beto-

nung der Basiskapazität der Demokratie, können die Kommunen ihr eigenständiges
Potential gegenüber den räumlich übergeordneten Instanzen ausbauen.

2. Bürger-/Betroffenenbeteiligung im Rahmen kommunaler Planung eröffnet Möglich-
keiten zur Thematisierung kommunaler (Fehl-)Entwicklungen, Schwachstellen und
Defizite und holt verdrängte und tabuisierte Themen in die öffentliche Diskussion
zurück (Konflikte zwischen EinwohnerInnen und sozialen und ethnischen Minder-
heiten, zwischen den Generationen, Probleme der Wohnungsversorgung, der Infra-
strukturangebote, der Realisierung von Freizeitinteressen bei unteren Einkommens-
gruppen, Alleinerziehenden, kinderreichen Familien etc.).

3. Betroffenenbeteiligung im Rahmen kommunaler Planung kann dazu beitragen,
Stigma-tisierungen und negative Identitäten (in deren Folge Apathie, Resignation,
aber auch aggressive Auflehnung auftreten können) abzubauen, kollektive Interes-
senartikulation zu stützen und die Angemessenheit und Akzeptanz sozialer Infra-
strukturangebote, Ein-richtungen und Dienste zu erhöhen.

4. Beteiligung bei der Planung stellt eine Möglichkeit dar, Betroffene zu organisieren
und zu aktivieren und erfüllt somit erst den Anspruch von Sozialarbeit und Sozial-
planung, unterprivilegierte Gruppen über das Medium „Hilfe zur Selbsthilfe“ zu un-
terstützen.

Angesichts der Tatsache, dass die Notwendigkeit einer verstärkten Beteiligung von
Bürger-Innen und Betroffenen am kommunalen Entscheidungsprozeß - hier an der Auf-
gabe der kommunalen Sozial- und Jugendhilfeplanung - heute kaum noch strittig ist,
sollen die darge-stellten Probleme nicht von dieser - zugegebenermaßen schwierigen -
Aufgabe abhalten. Sie können aber, auch mit Blick auf die an den Einzelbeispielen sicht-
bar gewordenen Schwierig-keiten und Grenzen konkreter Beteiligungsversuche, auf die
noch ausstehenden Entwick-lungsaufgaben und die Offenheit der Planung in diesem Be-
reich hinweisen sowie zum risi-kobereiten Experiment auffordern.
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6. Umsetzungen (Beispiele)

Eine sozialräumlich angelegte Planung soll nicht nur Daten und Informationen über
Regionen (Quartiere, Milieus) und die dort lebende Bevölkerung liefern, sondern auch
Beiträge leisten zur planerischen Entwicklung in den untersuchten Sozialräumen. Daher
sollen im letzten Abschnitt einige (exemplarische) Beispiele für praxis- und umset-
zungsbezogene Beiträge sozialräumlicher Planungen skizziert werden. Unter der Über-
schrift "sozialraumorientierte Jugendhilfeplanung" (6.1) werden Organisation und in-
haltliche Ausrichtung unter Bezug auf konkrete Umsetzungsbeispiele dargestellt. Bei
dem Thema "Sozialraumbudgets und dezentrale Ressourcenverantwortung" (6.2) geht
es um den Beitrag einer sozialräumlichen Planung zur Ausgestaltung neuer Organisati-
ons- und Verantwortungsstrukturen in der Kinder- und Jugendhilfe. Unter der Über-
schrift "Sozialraumbezogenes Kontraktmanagement" (6.3) geht es um eine (kritische)
Darstellung und Bewertung dieses Kooperationsmodells. Erweitert auf die Perspektive
des Sozialraums kann die Qualitätsdiskussion und eine hierin involvierte Planung eine
neue Dimension erfahren (6.4). Und schließlich soll aufgezeigt werden, dass Soziale Ar-
beit und eine hierauf bezogene Planung eine wichtige Rolle bei dem aufzubauenden
"Netzwerkmanagement" (Quartiersmanagement) spielen kann (6.5). 

6.1 Sozialraumorientierte Jugendhilfeplanung

In den ersten Jahren nach Inkrafttreten des KJHG/SGB VIII fanden bereichs- und ziel-
grup-penorientierte Arbeitsansätze (vgl. dazu Gläss/Herrmann 1994; Jordan/Schone
1992, S. 41 f.; Merchel 1994) in der Jugendhilfeplanung die größte Akzeptanz. Hierbei
wurde von vor-findbaren Arbeitsfeldern und Aufgaben der Jugendhilfe auf kommuna-
ler Ebene (z. B. Spiel-plätzen, Jugendeinrichtungen, Erziehungshilfen, Kindergärten, Er-
ziehungsberatung etc.) oder von potentiellen oder faktischen Adressaten (Nutzergrup-
pen) von Leistungen der Jugendhilfe (z.B. alleinerziehende Eltern, ausländische
Mädchen, "Lücke-Kinder" etc.) ausgegangen. Bezugspunkte dieser Planungskonzeptio-
nen sind somit gegebene Aufgabenfelder der Jugendhilfe, die hier einzubeziehenden
Personengruppen, die Angemessenheit dieses Angebots bezogen auf erkennbare Pro-
blemlagen und diesbezügliche Vorschläge zur Qualifi-zierung des Angebots. 

Es wurde jedoch immer deutlicher und von der Praxis auch so wahrgenommen, dass
diese Herangehensweisen notwendigerweise der Ergänzung durch eine sozialräumli-
che Perspek-tive bedurfte, um dadurch in differenzierter und regionalisierter Form In-
formationen über Le-benslagen, Sozialisationsbedürfnisse, Handlungspotentiale und
Defizitlagen von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien zu erhalten. Ausgehend von
der Hypothese, dass sich in einem Planungsraum sehr unterschiedliche Konzentratio-
nen von Problemlagen finden lassen, soll zum einen eine sozialräumliche Prioritäten-
setzung und Ressourcenkonzentration ermöglicht, zum anderen aber auch eine höhere
Adressatennähe erreicht werden. Dies ist auch eine notwendige Voraussetzung um zu
angemessenen Bedarfsplanungen und -bewer-tungen im Kontext einer Regionalisie-
rung der Angebote und Leistungen der Jugendhilfe zu kommen.

Dies bedeutet, dass neben arbeitsfeld- und zielgruppenbezogenen Diskussionen und
Analy-sen der Leistungen der Jugendhilfe (z.B. "Jugendarbeit“, "Hilfen zur Erziehung",
Angebote für arbeitslose Jugendliche) in und für den gesamten Planungsraum gleich-
berechtigt eine sozialraumbezogene Betrachtung zu treten hat (vgl. dazu auch die Emp-
fehlungen/Stellung-nahmen des VSOP und der Landesjugendämter Rheinland und
Westfalen-Lippe - Anhang 8.1). Damit kann dem Ziel der Flexibilisierung von Leistungen,
der Vernetzung unterschiedli-cher Ange-bote und Anbieter sowie dem Interesse, Ange-
botslücken auszumachen und plane-risch zu überwinden, Rechnung getragen werden.
Eine regional- bzw. sozialraumbezogene Betrachtungsweise eröffnet insofern auch eine
neue und produktive Perspektive für die Ju-gendhilfeplanung, da dieser Ansatz quer zu
traditionellen und "eingefahrenen" Denkweisen, Ressortierungen, Trägerspezialisierun-
gen und -konkurrenzen liegt und damit Chancen zur Vernetzung, zum Aufbau regiona-
ler Verbundsysteme und flächendeckender Versorgungs-strukturen bietet. 

Sozialraumorientierte Jugendhilfeplanung erfordert – sofern ein Verständnis von Pla-
nung als kommunikativem Prozess (vgl. Merchel 1992, 1994) besteht – eine spezifische
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Planungsor-ganisation und ist auf spezifische Daten und Informationen angewiesen
(quantitatives und qualitatives Datenkonzept).

Planungsorganisation

Zur Umsetzung einer sozialraumorientierten Jugendhilfeplanung als kommunikati-
vem Wil-lensbildungs- und Entscheidungsprozeß ist die Bildung entsprechender Pla-
nungsgremien erforderlich, die den jugendhilfepolitischen Auftrag (vom Jugendhil-
feausschuss) erhalten, ei-ne Bestandsaufnahme zum Sozialraum vorzunehmen, die Si-
tuation des Sozialraumes zu diskutieren und zu bewerten und entsprechende Hand-
lungsbedarfe für die Jugendhilfe zu formulieren. Praktischerweise sollten solche
Planungsgremien entsprechend den der Planung zugrundeliegenden Sozialräumen ge-
bildet werden (vgl. hierzu u.a. Stadt Neubrandenburg 1998 und 2000, Stadt Gütersloh
1997, Landkreis Verden 1999). Sozialraumorientierte Planungsgremien eignen sich in
besonderer Weise für eine Kooperation von öffentlichem und freien Trägern, wie es
auch das Gebot der frühzeitigen und umfassenden Beteiligung der freien Träger an der
Jugendhilfeplanung gem. § 80 KJHG verlangt. Dieses Beteiligungsgebot ist nicht nur
deshalb zu beachten, weil die öffentliche Jugendhilfe zur Zusammenarbeit mit der freien
Jugendhilfe verpflichtet ist (§ 4 KJHG) und die freie Tätigkeit auf dem Gebiet der Ju-
gendhilfe anregen und fördern soll, sondern auch deshalb, weil nach § 74 KJHG die fi-
nanzielle Förderung der freien Träger davon abhängig gemacht werden kann, dass sie
Ein-richtungen, Dienste und Veranstaltungen nach Maßgabe der Jugendhilfeplanung
anbieten. Damit werden freie Träger mit einem hohen Verbindlichkeitscharakter in ein
abgestimmtes Leistungsangebot der Jugendhilfe eingebunden.

Planungsgremien können auf der Ebene des Sozialraums die nach § 78 KJHG mögli-
chen Arbeitsgemeinschaften des öffentlichen und der freien Träger sein: "Die Träger der
öffentli-chen Jugendhilfe sollen die Bildung von Arbeitsgemeinschaften anstreben, in
denen neben ihnen die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sowie die Träger ge-
förderter Maßnah-men vertreten sind. In den Arbeitsgemeinschaften soll darauf hinge-
wirkt werden, dass die geplanten Maßnahmen aufeinander abgestimmt werden und
sich gegenseitig ergänzen." (§ 78 KJHG). Der Begriff der "geplanten Maßnahmen" wird
hier also schon explizit aufgenom-men.

In Landkreisen können und sollten außerdem auch VertreterInnen der Städte und Ge-
meinden, die nicht unmittelbar in der Planungsverantwortung stehen, in den Arbeits-
gemeinschaften mitwirken, damit die lokalen Besonderheiten und Erfordernisse im Rah-
men der vom Kreis durchgeführten Jugendhilfeplanung auch Berücksichtigung findet. 

Im Planungsbericht des Landkreises Verden (1999) liest sich das so: "Parallel hierzu
(zur Erstellung eines Sozialatlas, d.V.) sollten in allen Städten und Gemeinden lokale Ar-
beitsgemeinschaften mit hauptamtlichen Fachkräften und ehrenamtlichen ExpertInnen
(MitarbeiterInnen aus der Kommunalpolitik, den Jugendverbänden, Kirchengemeinden,
Schulen, Sportvereinen etc.) gegründet werden. Die Federführung für die lokalen Ar-
beitsgemeinschaften (...) sollte von einem Team, bestehend aus einer für die jeweilige
Gemeinde zuständigen ASD-Fachkraft und einer hauptamtlichen Fachkraft der Jugend-
hilfe vor Ort übernommen werden. Diese Teams (SprecherInnen der lokalen Arbeitsge-
meinschaften) werden im laufenden Planungsprozess durch den Kreis in ihren örtlichen
Aktivitäten beraten und begleitet. Regelmäßig sollte die Möglichkeit von Treffen mit den
anderen SprecherInnen der anderen lokalen Arbeitsgemeinschaften gegeben sein. (...)
Ein erster gemeinsamer Arbeitsschritt aller Gruppen wird darin bestehen, die Aussagen
des Sozialatlas aus lokaler Sicht zu diskutieren und qualitative Einschätzungen zur Le-
benssituation von Kindern, Jugendlichen und Familien in der jeweiligen Gemeinde ab-
zugeben und zu dokumentieren. Im weiteren Verlauf der Jugendhilfeplanung werden
die lokalen Arbeitsgemeinschaften sich örtliche Schwerpunkte auswählen, sie erhalten
die für sie wichtigen Ergebnisse aller Bestandsaufnahmen und widmen sich – nach
Möglichkeit – intensiv der Betroffenenbeteiligung." (Landkreis Verden 1999, S. 33)

Sozialraumorientierte Planungsgremien verfolgen verschiedene Ziele:
� Aufbau und Entwicklung einer sozialraumbezogenen trägerübergreifenden Diskus-

sions-ebene (Planung als Vernetzungstätigkeit)
� Beteiligung an der Bestandsaufnahme der jeweiligen Handlungsfelder
� Vorbereitung und Durchführung von Projekten der Betroffenenbeteiligung
� Erarbeitung einer Bewertung zur Lebenssituation von Kindern, Jugendlichen und
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Familien im Sozialraum
� Einbringung der fachlichen Vorstellungen und Bewertungen der einzelnen Träger der

Ju-gendhilfe in die Planung
� Erarbeitung von Konzepten und Ideen zur Gewährleistung positiver Lebensbedin-

gungen im Sozialraum und zum Abbau von Problemen und Defiziten 
� Formulierung von fachlichen, fachpolitischen und kommunalpolitischen Hand-

lungsbedarfen 
� Ggf. Begleitung oder Durchführung von Umsetzungsschritten

Die sozialraumbezogenen Planungsgremien legen bezogen auf ihre Sozialräume Pri-
oritäten fest. Die Ergebnisse müssen dann auf der Ebene der Gesamtkommune disku-
tiert werden, wobei eine zweite Runde der Prioritätenfestlegung – bezogen auf be-
stimmte unterversorgte Sozialräume – erfolgen muss. ("Einrichtungen und Dienste sol-
len so geplant werden, dass insbesondere (...) junge Menschen und Familien in gefähr-
deten Lebens- und Wohnbereichen besonders gefördert werden." § 80 Abs. 2 KJHG).
Hierzu sind VertreterInnen aller Sozial-räume hinzuzuziehen. Ziel dieser sozialraumü-
bergreifenden Bündelung von Ergebnissen ist es, die verschiedenen Diskussionsstränge
zu einem geeigneten Zeitpunkt zusammenzuführen und einen gemeinsamen fachlichen
Konsens zur zukünftigen Gestaltung der Jugendhilfe und zu den sozialräumlichen Prio-
ritätensetzungen zu finden. Die abgestimmten Handlungs-empfehlungen sind dann
Grundlage ggf. notwendiger Entscheidungen von Jugendhilfeaus-schuss und Stadtrat
bzw. Kreistag.

Datenkonzept

Ein erster Schritt für eine bedarfs- und problemorientierte Sozial- und Jugendhilfe-
planung ist eine differenzierte Analyse der Struktur des erfassten Sozialraums (Sozial-
raumanalyse). Eine Region (eine Stadt, ein Kreis) - für die geplant werden soll - stellt sich
nicht als ein homogenes und in sich geschlossenes Gebilde dar. Städte und Kreise als
menschliche Lebensräume weisen in sich vielmehr eine differenzierte Feinstruktur auf.
Innerhalb natürlicher, sozialer und administrativer Abgrenzungen gliedert sich eine Re-
gion in eine Vielzahl von Subbereichen, die sich gegenüber anderen - auch benachbar-
ten - Räumen hinsichtlich der sozialen Zusammensetzung der BewohnerInnen, der Sied-
lungsstruktur, der Infrastruktur etc. erheblich unterscheiden können. Gesellschaftliche
Prozesse, z.B. die der "Individualisierung von Lebenslagen" oder der "relativen Verar-
mung" treten auf lokaler Ebene in unterschiedlicher Intensität und in unterschiedlichen
Facetten in Erscheinung. Wohngemeinden bzw. Stadtteile bilden soziale Mikrokosmen,
in denen sich die globalen gesellschaftlichen Entwicklungen aufgrund der je spezifi-
schen Konstellationen unterschiedlich widerspiegeln und "brechen". Je nach Grad der
Segregation der Wohnbevölkerung und räumlicher Segmentierung kumulieren Pro-
blemlagen in bestimmten Quartieren.

Um diesen Unterschieden auf die Spur zu kommen, bedarf es zunächst eines spezifi-
schen quantitativen und qualitativen Datenkonzeptes (vgl. hierzu Abschnitte 4 und 5).
Bezüglich des quantitativen Datenkonzeptes differenzieren z.B. die Planungsberichte der
Stadt Neu-brandenburg 1998, 2000 und des Landkreises Verden 1999 folgendermaßen:
� Bevölkerungsstruktur (Altersstruktur, Geschlecht, Ausländeranteil, Allgemeine Be-

völke-rungsentwicklung etc.)
� Sozialstruktur (Wohnsituation, Wohngeldbezug, Sozialhilfebezug, Arbeitslosigkeit

etc.)
� Soziale Infrastruktur( Platzangebote in Tageseinrichtungen für Kinder, Spielplätze,

Ju-gendeinrichtungen etc.)
� Sozialpädagogische Handlungsstruktur (Sozialpädagogische Hilfen zur Erziehung,

Trennung-/Scheidungsberatung, Mitwirkung vor Gerichten in Sorgerechtsverfahren,
Jugend-gerichtshilfe etc.)

Der Planungsbericht der Stadt Gütersloh (1997) unterteilt in 
� Soziographische Daten (Auszugsdaten aus dem Einwohnerbestand der Stadt Gü-

tersloh, Daten zu SozialhilfeempfängerInnen sowie Daten zu Beziehern von Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz)

� Fachdaten des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe (z.B. Hilfen zur Erziehung, Wirt-
schaftliche Leistungen, Daten zur Kinder- und Jugendarbeit)

� Fachdaten der freien Träger der Jugendhilfe (z.B. Mitgliederzahlen von Verbänden,
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Nutzerdaten)
Alle Daten liegen dabei sozialräumlich differenziert vor und erlauben für jeden Indi-

kator einen Vergleich des Stadtteils/der Gemeinde mit der Gesamtstadt/dem Gesamt-
kreis. Die Daten beschreiben also sowohl die Situation der Gesamtkommune als auch
die spezifische Situation eines jeden Sozialraumes in der Kommune. Eine wichtige An-
forderung an das Datenkonzept ist zunächst, dass möglichst umfassend und vollständig
alle planungsrelevanten Bereiche erfasst. Allerdings muss die Arbeitsbelastung für die
MitarbeiterInnen zumutbar bleiben und die Datenerhebung und die Datenaufbereitung
muss für die Planungsfachkräfte technisch und praktisch handhabbar sein und darf nicht
deren gesamte Ressourcen verschlingen. Eine weitere sehr wichtige Anforderung an
das quantitative Datenkonzept ist, dass die Daten fortgeschrieben werden können (so
werden im Planungsbericht Neubrandenburg (2000) für alle Datenbereiche jährliche
Zeitreihen erstellt, die Entwicklungen in den Stadtgebieten sehr eindringlich verdeutli-
chen können). Die Fortschreibungsfähigkeit wird oft unterschätzt und nicht beachtet, so
dass sehr häufig ein einmaliger Kraftaufwand betrieben und in den Folgejahren dann
mit immer weiter veralternden Daten gearbeitet wird. Gerade die An-fertigung von Zeit-
reihen macht aber den sozialräumlichen Blick erst spannend. Wie entwickelt sich der So-
zialraum (Alleinerziehende, Sozialhilfebezug, Arbeitslosigkeit, Ausländeranteil etc.)? Wie
treffsicher waren die Prognosen? Und last not least: Lassen sich Effekte so-zialräumli-
cher Jugendhilfe-Aktivitäten (z.B. Inanspruchnahme von im Rahmen der Jugend-hilfe-
planung entwickelten Angeboten der Jugendhilfe) feststellen? In der Praxis zeigt sich –
sind solche Zeitreihendarstellungen erst einmal etabliert –, dass die neuen Daten, die
spä-testens im März für das Vorjahr vorliegen sollten, von allen Fachkräften mit hoher
Spannung erwartet werden.

Das zweite Standbein ist das qualitative Datenkonzept (vgl. Abschnitt 5). Daten und
Zahlen geben nur einen begrenzten Teil der Wirklichkeit wider und vor allem: sie spre-
chen nicht für sich allein. Das qualitative Datenkonzept geht davon aus, dass insbeson-
dere die in der Jugendhilfe tätigen MitarbeiterInnen, aber auch engagierte BürgerInnen
einen großen Erfah-rungsbestand bezüglich der Lebenssituation in den jeweiligen So-
zialräumen haben. Um die-sen nutzbar zu machen ist es erforderlich, die Lebenssitua-
tion der Menschen aus unter-schiedlichen Perspektiven heraus zu beschreiben. So
wählte z.B. die Stadt Neubrandenburg (1998, S. 36ff) einen qualitativen Zugang zur Le-
benssituation der StadtteilbewohnerInnen u.a. über folgende Schlüsselfragen:
� Was macht das Stadtgebiet attraktiv für Familien mit Kindern unter 6 Jahren (Res-

sourcen)? Was macht das Stadtgebiet unattraktiv für Familien mit Kindern unter 6
Jahren (Defizite)? Was wäre zu tun, um das Stadtgebiet attraktiver für Familien mit
Kindern unter 6 Jahren zu machen? Was wäre zu tun, um besonderen Problemlagen
abzuhelfen?

� Warum leben Kinder (6-14 Jahre) gern im Stadtgebiet? Was bietet ihnen das Stadt-
gebiet (Ressourcen)? Warum fühlen sich Kinder (6-14 Jahre) im Stadtgebiet unwohl?
Welche Probleme haben sie? Was wissen wir darüber (Defizite)? Was muß getan
werden, um die Lebenssituation von Kindern (6-14 Jahre) zu verbessern? Was muß
getan werden, um Defizite/Probleme zu verringern?

� Was wären wünschenswerte Bedingungen für 14-21 jährige? Was verhindert, dass
die-ser Zustand erreicht wird? Was kann Jugendhilfe tun, um positive Lebensbedin-
gungen zu gestalten? Welche Probleme und Defizite gibt es? Was kann Jugendhilfe
tun, um diese Defizite zu vermindern.

Diese Fragen verquicken eine zielgruppenbezogene (Alter) und eine sozialräumliche
Per-spektive. Durch die Gestaltung der Diskussion anhand der Meta-Plan-Technik konn-
ten alle DiskussionsteilnehmerInnen (sozialraumorientierte Planungsgremien) ihre Sicht
(schriftlich) äußern. Dieser Zugang ergab Ergebnisse, Aussagen und formulierte Hand-
lungsbedarfe zu folgenden Bereichen: Wohnungssituation, Wohnumfeld, Verkehrssi-
tuation, soziale Situation, soziale Infrastruktur, schulische Situation, Freizeitsituation der
jungen Menschen. Der so ge-wählte qualitative Zugang überwindet den einseitig auf die
Angebote der Jugendhilfe fixierten Blick und lenkt die Aufmerksamkeit auf die Lebens-
lage junger Menschen und Familien im Stadtgebiet insgesamt. Damit wird in besonde-
rer Weise dem in § 1 Abs. 2 KJHG formulierten Einmischungsauftrag (vgl. Mielenz 1981)
Rechnung getragen.

Insgesamt handelt es sich bei diesem Zugang zu Informationen um einen interpreta-
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tiven An-satz der Sozialforschung. Es handelt sich methodisch um ein qualitatives Er-
hebungsverfah-ren, bei dem es darum geht, solche Formen von Wirklichkeit zu be-
schreiben, die sich über Zahlen nicht oder nur unzureichend erfassen oder abbilden las-
sen. So kann man zwar die Arbeitslosenquote oder die Quote der Sozialhilfeempfänger
in einem Stadtgebiet ausrechnen, was dies jedoch für die Lebenssituation der in dem
Stadtgebiet lebenden Menschen selbst bedeutet, lässt sich nur über ein solches quali-
tatives Verfahren darstellen. Von einem qualitativen Datenkonzept kann man dabei des-
halb sprechen, da aus einer schier unbe-grenzbaren Fülle qualitativer Informationen sol-
che erhoben werden, die für das Planungs-vorhaben von Relevanz sind. Die oben zi-
tierten Fragen aus Neubrandenburg nehmen durch die Art der Fragestellung eine sol-
che konzeptionelle Focussierung vor. Die Akteure solcher Erhebungen sind u.a. die oben
genannten Planungsgremien, es können und sollten aber auch – im Rahmen der Be-
troffenenbeteiligung – die Bürger selbst sein. Bürgerforen, Pla-nungszellen, Zukunfts-
werkstätten sind solche Instrumente, die es BürgerInnen und Adressa-tInnen der Ju-
gendhilfe erlauben, ihre subjektive Sicht zur Lebenssituation in ihrem Sozialraum zu ver-
deutlichen und planungsrelevante Schlüsse daraus zu ziehen.

Fazit

Eine sozialräumliche Perspektive und eine hierauf bezogene Planung ist für die Ju-
gendhilfe von großer Bedeutung, wenn eine sozialpolitische Grundorientierung und
Sensibilität in die-sem Feld wieder zurückgewonnen werden soll. Sie bietet auch die be-
sten Voraussetzungen für kleinräumige Betroffenenbeteiligungen. Begleitet und gestützt
von qualitativen Sozial-raumanalysen und adressatenbezogenen Beteiligungen (vgl.
dazu Abschnitt 5) können Kin-der, Jugendliche und Eltern angesprochen und ihre All-
tagserfahrungen und konkreten Ver-änderungsvorstellungen berücksichtigt werden.
Zudem kann auch erst vor dem Hintergrund raum- und ortsbezogener Nachfrage-kon-
texte eine Bewertung von Angebots- bzw. Leis-tungsallokation mit Bezug auf spezifische
Nachfragekonstellationen erfolgen. Damit kann die Wahrnehmung für gruppenspezifi-
sche (kollektive) Deprivationen geschärft und sollen Daten und Informationen zur Be-
wertung und Weiterentwicklung der praktischen Arbeit des öffentli-chen und der freien
Träger und zur Vorbereitung politischer Entscheidungen bereitgestellt werden. Im Er-
gebnis können hierdurch Kriterien zum Erkennen von jugendhilfespezifischen Bedarfs-
konstellationen und für Prioritätensetzungen mit dem Ziel das Abbaus (Ausgleichs) ggf.
bestehender Gefälle in der Ausstattung einzelner Sozialräume (Regionen, Stadtteile) ge-
wonnen werden.

Als Argument für eine Sozialraumanalyse kommt hinzu, dass kurz- bzw. mittelfristig
eine flä-chendeckende Versorgung mit sozialen Dienstleistungen nicht verwirklicht wer-
den kann. Hier gibt der strukturbezogene Planungsansatz Hinweise darauf, welche Re-
gionen als besonders benachteiligt bzw. unterversorgt gelten können, für die dann im
Rahmen von Schwerpunkt-programmen gezielt und konzentriert zusätzliche Leistungen
und Angebote bereitgestellt werden müssten.

Eine weitere Verbindungslinie ergibt sich zur aktuellen Diskussion um die Verwal-
tungsstruk-turreform in der Kommunalverwaltung (im Jugendamt). Sozialräumliche In-
dikatoren (Kenn-ziffern) können hier dazu beitragen, Leistungsniveaus zu bestimmen,
zu bewerten und Um-steuerungen zu ermöglichen. So kann auch erst vor dem Hinter-
grund raum- und ortsbezo-gener Nachfragekontexte eine Bewertung von Angebots-
bzw. Leistungsallokation mit Bezug auf spezifische Nachfragekonstellationen erfolgen
(vgl. dazu auch Vorschlag zur Einführung von Sozialraumbudgets – Abschnitt 6.2).

Eine sozialraumbezogene Planung und Praxis in der Jugendhilfe erzeugt und fordert
im Er-gebnis ein neues Aufgabenverständnis, d.h. Überlegungen zur strukturbezogenen
Verände-rung, zur Beseitigung bzw. "Abfederung" sozialer Problemlagen. Ökologische
Untersuchun-gen richten den Blick auf regionale Verteilungsstrukturen von Wohn- und
Lebensqualität, schichtungs- und gruppenspezifische Segregationsprozesse sowie rä-
umliche Kumulationen sozialer Interventionen. Sozialräumliche Untersuchungen er-
bringen empirische Belege für fallübergreifende und gemeinwesenbezogene Planun-
gen und Leistungen (Jugendhilfe als soziale Infrastruktur). 

Allerdings wird eine auf Sozialraumorientierung angelegte Jugendhilfeplanung nur
dann und nur dort ihren Platz und Akzeptanz finden, wo ein Jugendhilfeverständnis
mehrheitsfähig ist, dass
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� von der Intervention zur Infrastruktur,
� von der Reaktion zur Aktion,
� von der Einzelfallorientierung zur Lebensweltorientierung,
� von der Spezialisierung zur quartiersbezogenen Integration,
� von der professionellen Fremdhilfe zur Stärkung der Selbsthilfe
sich entwickelt.

Erst wenn Konzepte einer "offensiven Jugendhilfe" bzw. einer lebensweltorientierten
Jugendhilfe praxiswirksam werden, kann eine sozialräumliche Planung ihre Stärken zei-
gen. Erst wenn nicht mehr primär symptomorientiert und am Einzelfall gearbeitet wer-
den soll, sondern Jugendhilfe bei ihren Angeboten die objektiven Rahmenbedingungen
individueller Lebensgestaltung berücksichtigt, diese in ihren Wechselwirkungen unter-
sucht und in ihre Strategien einbezieht, braucht sie die Sozialraumperspektive.

Sind die angesprochenen Voraussetzungen günstig - in Richtung auf ein "offensives
Ju-gendhilfeverständnis" - kann die Planung mit sozialraumbezogenen Analysen und
Ergebnis-sen wichtige Beiträge liefern. Dabei sollte allerdings berücksichtigt werden,
dass - damit der erwartete Erkenntnisgewinn auch erreicht werden kann - hier von vorn
herein quantitative und qualitative Untersuchungsmethoden zu verknüpfen sind. Dieses
Postulat basiert darauf, dass der sozialräumliche Untersuchungsansatz mehrere Infor-
mationsmöglichkeiten berück-sichtigen soll, um dadurch vielfältige und auf unter-
schiedliche Art und Weise gewonnene In-formationen, Daten und Aussagen im Rahmen
eines offen geführten Diskurses anbieten zu können. 

6.2 Sozialraumbudgets und dezentrale Ressourcenverantwortung

Ein wirkungsvoller und zielgenauer Einsatz von Ressourcen zum Aufbau und zur Sta-
bilisie-rung sozialer Infrastrukturen und Dienstleistungen setzt Transparenz über Auf-
gaben, Ziele und Kosten der Leistungen (Information) voraus, um eine bedarfs- bzw.
nachfragebezogene Steuerung der Leistungen (Steuerung) zu ermöglichen. Hier kann
die Sozialraumanalyse einmal wichtige Hinweise zur Kennzeichnung von faktischen
bzw. potentiellen Bedarfs- und Nachfragekonstellationen für Leistungen der Jugendhilfe
geben. Zum anderen kann durch eine Anbindung der finanziellen Mittel (Personal- und
Sachmittel) an soziale Indikatoren, die nicht unmittelbar von den Leistungsanbietern be-
einflusst werden, eine auf die Ausgangssituationen verschiedener Sozialräume bezo-
gene Förderung begründet werden. 

Auch im Bericht der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung
(KGSt) von 1998 "Kontraktmanagement zwischen öffentlichen und freien Trägern in der
Jugendhilfe" (12/1998) wird betont, dass der zentrale Konstruktionsfehler einer primär
am Einzelfall und der Finanzierung der Einzelfallarbeit ausgerichteten Kinder- und Ju-
gendhilfe nur dann behoben werden könne, wenn Ausrichtung und Finanzierung der Ar-
beit wesentlich sozialraumbezogen erfolge und dadurch Anreize geschaffen würden für
fallunspezifische und infrastrukturbezogene Arbeitsansätze und Handlungsstrategien.

Unter Gesichtspunkten einer "nachfrage-orientierten" Steuerung der Mittel der Ju-
gendhilfe, der Sicherung der Flexibilität angesichts starker demographischer und so-
zialer Veränderun-gen und in Beachtung des Ziels der regionalen Angleichung der Le-
bensbedingungen kann eine Steuerung der Finanzmittel unter Berücksichtung der Er-
gebnisse der Sozialraumanalysen für mehr "Verteilungsgerechtigkeit" sorgen. Dies kann
erfolgen über
� eine Budgetierung der Ausgaben der Jugendhilfe auf der Basis kleinräumiger Indika-

toren;
� eine regionale Ausweisung der kommunalen Mittel für Aufgaben der Jugendhilfe

und eine Flexibilisierung ihrer Steuerung;
� die Steuerung der jeweiligen regionalen Budgets durch regional zuständige Grup-

pen (z.B. ASD-Teams).
In diesem Zusammenhang wird allerdings auch - und dies unabhängig von Vertei-

lungsge-sichtspunkten - die Frage zu prüfen sein, ob angesichts des sozialen Problem-
drucks in der Jugendhilfe die in die "Verteilungsmasse" (mittels Budgetierung bzw. Quo-
tierung) eingehen-den Finanzzuweisungen eine dem gesetzlichen Auftrag und fachli-
chen Standards entspre-chende Arbeit überhaupt zulassen. Auch hierfür hätte Planung
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eine an sozialen Indikatoren ausgerichtete Argumentation und einen entsprechenden
Nachweis zu führen.

Exkurs: Indikatorengestützte Bedarfsschätzung

Im Zusammenhang mit einer indikatorengestützten Budgetabschätzung ist auch die
Frage zu beantworten, ob die Nachfrage nach Jugendhilfeleistungen (hier insbesondere
im Bereich der Hilfen zur Erziehung) über sozialstrukturelle Indikatoren (Belastungsin-
dikatoren) hinreichend genau abgebildet werden kann.

Als Belastungsindikatoren werden hier jene Indikatoren bezeichnet, die plausibel be-
gründete Jugendhilfebedarfe erwarten lassen, ohne dass diese Bedarfsanforderungen
aus den jeweiligen Jugendhilfeaktivitäten abgeleitet werden. Unterstellt wird dabei,
dass sich das Leistungsprofil der örtlichen Jugendhilfe allein oder zumindest doch in
seinen wesentlichen Dimensionen über solche Größen bestimmen lässt. In der fachli-
chen Diskussion herrscht Übereinstimmung, dass derartige Bedarfsindikatoren im we-
sentlichen auf der Ebene sozialstruktureller Ungleichheiten und Benachteiligungen be-
stimmt werden können.

Während in einigen Untersuchungen (vgl. Ames/Bürger 1997; Bürger 1998 und 1999;
Jordan 1999, Stankat 1999, Pothmann 2001) der Zusammenhang zwischen sozialer Be-
nachteiligung, daraus erwachsenden Risiken sozialer Auffälligkeit  und Aktivitäten der
Jugendhilfe nachgewiesen werden konnte – so zeigte sich bei Bürger "ein erstaunlich
starker Zusammenhang zwischen der Armutsbelastung in den Bundesländern (opera-
tionalisiert über die Merkmale Quote der Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt, Be-
völkerungsdichte in den Ländern, Arbeitslosenquote, Quote der Ein-Eltern-Familien) und
dem jeweiligen Heimunterbringungsbedarf dieser Länder" (Bürger/Ames 1997, S. 377)
und fand Jordan (1999, S. 62 ff.) bezogen auf das Land Schleswig-Holstein einen hohen
statistischen Zusammenhang zwischen dem Nettoaufwand pro Jugendhilfeeinwohner
und den Arbeitslosenquoten (r = 0,81), der Quote der minderjährigen Sozialhilfeemp-
fänger (r = 0.92) und der Bevölkerungsdichte (r = 0,85) - wird dieser von anderen Auto-
ren (Pluto u.a. 1999, Ader/Schrapper 2000, S. 34f.) in Frage gestellt. 

Diese Einwände sind jedoch weniger geeignet, um das Konzept (Ermittlung von Ju-
gendhilfebedarfen auf der Basis von Sozialindikatoren) grundsätzlich zu verwerfen.
Denn die unterstellten und auch statistisch belegten Zusammenhänge zwischen Ar-
mutsindikatoren und Jugendhilfebedarf sind durch vielfältige theoretische Begründun-
gen und praktische Erfahrungen belegt. Die kritischen Hinweise und Anmerkungen ma-
chen jedoch darauf aufmerksam, dass es einer sorgfältigen Datenerhebung und Indika-
torenauswahl, einer genauen Kenntnis der Spezifika der Sozialräume (z.B. Nivellie-
rungseffekte durch unterschiedlich zusammengesetzte Teilregionen), angemessener
Analysemodelle und einer sensiblen Interpretation der Ergebnisse bedarf.

Beispiel: Berechnung eines „Jugendeinwohnerwertes“ zur Budgetbemessung

Bei diesem Modell sollen zum Zwecke von Budgetsteuerungen absolute Bedarfsträ-
gerwerte mit Rangplätzen bzw. Rangwerten (Sozialstrukturindex oder Einzelindizes) ver-
knüpft werden (Gewich-tung). D.h. es wird eine neue Bezugsgröße (hier: "Jugendein-
wohnerwert") durch die Kombination des absoluten Ausgangswertes mit dem Rangwert
der jeweiligen Region gebildet. 

Der bei den Modellberechnungen eingesetzte "Jugendeinwohner-Wert" ist dabei eine
Rechengröße, die sich zusammensetzt aus der absoluten Zahl der in der jeweiligen Re-
gion lebenden Minderjährigen (0 bis unter 18 - bzw. und 21 - Jahre), gewichtet mit einem
aus dem Sozialstrukturindex  bzw. Bedarfsträgerindex abgeleiteten Faktor, der sich im
Wertebereich zwischen 1 (Jugendeinwohnerzahl x 1) bzw. 2 (Verdoppelung der Ju-
gendeinwohnerzahl) bewegt. Der Vorteil dieses Verfahrens ist, dass damit der Budget-
bemessung Bezugsgrößen zugrundegelegt werden, die mit Blick auf zukünftige Ent-
wicklungen korrigierbar und überprüfbar sind und nicht unmittelbar einer von Partia-
linteressen bestimmten Einflussnahme bzw. Gestaltbarkeit der Arbeitsbereiche unter-
liegen.

Regionen, die - nach dem Sozialstrukturindex oder einem gewähltem Bedarfsträger-
merkmal - einen höheren Jugendhilfebedarf (Angebote und Leistungen der Jugendhilfe)
erwarten lassen, werden "privilegiert", gehen also mit höheren Bedarfsbemessungs-
größen ("Jugendeinwohnerwert") in das Steuerungs- und Verteilungsmodell ein (vgl.
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Verteilung nach Einwohnerzahl vs. Verteilung nach "Jugendeinwohnerwert"). 
Nachstehende Tabelle ergänzt das Modell um das Volumen des angenommenen Res-

sourceneinsatzes, wobei hier der Wert "50" für Personaleinsatz (Stellen) oder für Fi-
nanzmittel (50.000, 500.000 oder 5.000.000 DM) stehen kann.

Anmerkung zur Tabelle: Die in Spalte (2) eingesetzte Standardpunktzahl kann sich z.B. auf den Anteil der
ausländischen Minderjährigen in einer Region oder einen aus mehreren Werten gewonnenen Gesamtindex
(Sozialstrukturindex) beziehen. Zur Gewinnung dieser Werte vgl. Anlage 8.2 (Ermittlung der Standardpunkt-
zahl).

Das hier skizzierte (oder ein vergleichbares) Verfahren zur Budget-Bemessung (zur Be-
stimmung von Soll-Größen) darf jedoch keinesfalls dogmatisch als die allein mögliche
Grundlage für Budgetbemessungen genommen werden. Fatal wäre es auf jeden Fall,
wenn wesentliche Energien und Aufmerksamkeiten daran gebunden würden, das hier
vorgeschlagene Budget-Bemessungsverfahren zu problematisieren, auch um dadurch
vielleicht den gesamten Bud-getansatz zu Fall zu bringen. Andererseits darf jedoch auch
die faktisch gegebene Aus-gangssituation (der derzeitige Ressourceneinsatz) nicht zu-
gleich die Qualität einer "normati-ven Größe" bekommen, d.h. auch langfristig als Bud-
get-Bemessungsrahmen angesehen werden. Im Regelfall wird nämlich der jeweilige
Ressourcenverbrauch (in den einzelnen Re-gionen) nicht allein von objektiven Nachfra-
gefaktoren beeinflusst, sondern auch von spezifi-schen Leitbildern, Traditionen und Ori-
entierungen. Von daher wird sich zukünftig verschärft (unter dem Diktat knapper Mittel)
die Frage nach der gerechten Verteilung knapper Res-sourcen stellen. Hier können und
sollen die vorgeschlagenen Modelle erste Orientierungen und Diskussionsanreize zum
Thema "Verteilungsgerechtigkeit" geben. 

Es geht im Kern um die entscheidende Frage, wie knappe Ressourcen möglichst ge-
recht verteilt werden bzw. in welche Regionen und mit welchen Zielsetzungen und Ar-
beitsschwer-punkten zusätzliche Ressourcen gegeben werden sollen und müssen. 

Es wäre eine wichtige Aufgabe der Planung, hierüber eine Diskussion in Gang zu brin-
gen und in Abstimmung mit den beteiligten Fachkräften (beim Träger der öffentlichen
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Region

Bezirk 1
Bezirk 2
Bezirk 3
Bezirk 4
Bezirk 5
Bezirk 6
Bezirk 7
Bezirk 8
Bezirk 9
Bezirk 10
Bezirk 11
Bezirk 12
Bezirk 13
Bezirk 14
Bezirk 15
Bezirk 16
Bezirk 17

Gesamtregion

Einwohner 

(0<18 J.)

11860
2049
2884
3684
2144

903
4731
1302
1910
1066
1967
2900
1641
1467
1121
2464
1251

45344

Standard-

punktzahl

(Sozialstruk-

turindex)

19,8
39,4
29,0
38,1
78,7
14,6
0,0

100,0
16,1
27,3
7,9

13,3
2,8

12,1
29,2
12,7
8,2

1 + Punkt-

zahl/100)

1,2
1,4
1,3
1,4
1,8
1,1
1,0
2,0
1,2
1,3
1,1
1,1
1,0
1,1
1,3
1,1
1,1

Jugendein-

wohnerwert

(1)*(3)

14208,3
2856,3
3720,4
5087,6
3831,3
1034,8
4731,0
2604,0
2217,5
1357,0
2122,4
3285,7
1686,9
1644,5
1448,3
2776,9
1353,6

55966,6

Verteilungsindex 

gewichtet mit 

Jugendeinwoh-

nerwert

12,7
2,6
3,3
4,5
3,4
0,9
4,2
2,3
2,0
1,2
1,9
2,9
1,5
1,5
1,3
2,5
1,2

50,0

Verteilungsin-

dex nur nach

Einwohnezah-

len (0<18 J.)

13,1
2,3
3,2
4,1
2,4
1,0
5,2
1,4
2,1
1,2
2,2
3,2
1,8
1,6
1,2
2,7
1,4

50,0

Differenz 

gewichteter 

Index / Ein-

wohnerindex

-0,4
0,3
0,1
0,5
1,1

-0,1
-1,0
0,9

-0,1
0,0

-0,3
-0,3
-0,3
-0,1
0,1

-0,2
-0,2

Vergleich gewichteter Index (mit 
dem Sozialstrukturindex) versus
Index nur nach Einwohnerzahlen

= Stellen oder Haushaltsmittel

Berechnungsmodell "Jugendeinwohnerindex"/Gewichtung durch Sozialstrukturindex



und bei den Trägern der freien Jugendhilfe) und verantwortlichen Leitungskräften, in
Adaption, Modifika-tion bzw. auch in Zurückweisung von Modellberechungen (wie der
dargestellten) Indikatoren und Mechanismen zu entwickeln, die in der Lage sind, die ins-
gesamt in den Regionen ver-fügbaren - bzw. für erforderlich erachteten - Ressourcen
"gerecht" auf die jeweiligen Arbeits-bereiche der Jugendhilfe zu verteilen.

Dezentrale Ressourcenverantwortung

Die Übertragung der Ressourcenverantwortung kann die Handlungsfähigkeit und Fle-
xibilität von Organisationseinheiten verbessern. Das Budgetierungsverfahren ist hierfür
eine wesent-liche Voraussetzung.

"Budgetierung bedeutet (...), den produktbezogenen (ggf. auch: produktgruppenbe-
zogenen oder produktbereichsbezogenen) Ressourcenrahmen für einen bestimmten
Zeitraum einer Entscheidungseinheit nach Absprache verbindlich vorzugeben und
damit Verantwortung für das Budget eindeutig zu definieren" (KGSt 15/1994, S. 27) und
durch die Budgetverantwortlichen eigenständig bewirtschaften zu lassen. Das Budget
ist der zahlenmäßige Ausdruck der Planung. Budget heißt nicht, dass es auch ausgege-
ben werden muss ("Dezemberfieber"), sondern ist eine Anteilung, eine "Leitplanke", um
wirtschaftlich zu arbeiten.

Kritische Anmerkungen

Einer "stromlinienförmigen" Umsetzung der Vorschläge zur Verwaltungsmodernisie-
rung im Bereich der Jugendhilfe stehen einige grundsätzliche Hindernisse entgegen.
Hierzu gehört, dass wesentliche Leistungen der Jugendhilfe nicht nur im Kontext ge-
setzlicher Vorgaben (SGB VIII, Landesausführungsgesetze), darauf basierender kom-
munaler Leitlinien (Grund-satzentscheidungen Jugendhilfeausschuss) und unter Berück-
sichtigung allgemein aner-kannter Standards einer fachlichen Aufgabenerfüllung (siehe
beispielsweise Achter Jugend-bericht der Bundesregierung) zu erbringen sind, sondern
auch ausgelöst werden durch indi-viduelle Rechtsansprüche.

Auch unter diesen Voraussetzungen lassen sich nun immer noch Soll-Werte (Kennzif-
fern) formulieren mit Blick auf den Zweck der Leistungserbringung, die prioritär zu er-
reichenden Zielgruppen und die Qualität (Struktur-, Prozess- und Wirkungsqualität) der
jeweils zu erbrin-genden Leistungen (Produkte). Unter Berücksichtigung dieser Vorga-
ben sind auch Aussagen (Rahmensetzungen) denkbar bezüglich der Kosten (Kosten-
korridor) der jeweiligen Leistungen (entweder personen- bzw. fallbezogen oder bezogen
auf andere Orientierungsgrößen).

Ein wesentlicher und entscheidender Parameter der Produktdefinition (Kennziffern-
bildung) entzieht sich jedoch – wenn es um den hier anstehenden Aufgabenbereich der
Jugendhilfe geht – einer definitiven und verbindlichen Festlegung. Dies sind die jeweils
zu erbringenden Leistungsvolumina (Menge, Fallzahl etc.).

Nach Maßgabe der Voraussetzungen des § 27 SGB VIII (bzw. §§ 35a, 41 SGB VIII bzw.
der im Bereich der "Anderen Aufgaben" geregelten Leistungsverpflichtungen) besteht
ein indivi-dueller, im Zweifelsfall auch einklagbarer Rechtsanspruch auf die Leistung, die
im Einzelfall geeignet ist, einen erzieherischen Bedarf zu befriedigen, einer drohenden
bzw. eingetretenen seelischen Behinderung entgegenzuwirken bzw. der Eingliederung
und Persönlichkeits-entwicklung junger Volljähriger dienlich zu sein. Es liegt unmittel-
bar auf der Hand, dass hier-über allenfalls Erfahrungswerte (Umfang der in den jeweili-
gen Leistungsbereichen in der Vergangenheit erbrachten Leistungen) bzw. zukunftsori-
entierte Schätzungen (Prognosen) vorliegen. 

Anders als in Bereichen, die Anspruchsvoraussetzungen lediglich dem Grunde nach
regeln (z.B. Angebote der Jugendarbeit), völlig der kommunalen Gestaltungsfreiheit un-
terliegen (z.B. Zahl, Öffnungszeiten von öffentlichen Büchereien, Zahl der angebotenen
Kurse der Volkshochschule etc.) bzw. relativ verlässlich sich voraussagen lassen (z.B.
Zahl der jährli-chen Kfz-An- bzw. -Ummeldungen, Zahl der Eheschließungen, der Ge-
burten etc.) ist in dem hier anstehenden Sektor der Jugendhilfe der dann auch men-
genmäßig erkennbare und zu befriedigende Bedarf jeweils abhängig von demographi-
schen, familiären, gesellschaftlichen Veränderungen, resultierend z.T. auch aus negati-
ven Effekten der Entwicklungen am Ar-beitsmarkt (Arbeitslosigkeit, Sozialhilfebezug, fa-
miliäre Desintegration) bzw. von anderen Veränderungen in den sozialen Räumen (z.B.
Wohnungspolitik, soziale Umschichtung von Quartieren etc.).
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Es ist daher nicht möglich, im Rahmen des Kontraktmanagements neben den ge-
nannten Steuerungsgrößen (Ziel, Zielgruppe, Qualität, Kosten) auch das jeweilige Lei-
stungsvolumen jeweils im voraus verbindlich festzulegen. Solche Festlegungen hätten
allenfalls eine orien-tierende Funktion, können jedoch keine faktische Budgetbegren-
zung darstellen (vgl. dazu auch Münder 2001). Individuelle Rechtsansprüche sind zu be-
friedigen, auch wenn Bud-gets erschöpft sind (so ist auch im Dezember noch Sozialhilfe
zu zahlen, selbst wenn der entsprechende Etat des Sozialamtes für die laufende Hilfe
zum Lebensunterhalt dabei über-zogen wird). Notfalls müssen hier durch entsprechende
kommunalpolitische Entscheidungen (z.B. Nachtragshaushalt) die materiellen Voraus-
setzungen für die jeweils erforderlichen Leistungserbringungen geschaffen werden.

6.3 Sozialraumbezogenes Kontraktmanagement 

Eine besondere Variante des "Sozialraumbudgets" ist von der Kommunalen Gemein-
schafts-stelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt 1998) vorgeschlagen worden: 
� die Konstruktion eines Sozialraumbudgets für einen spezifischen Hilfebereich (hier:

ambulante Hilfen zur Erziehung),
� das freie Träger im Sinne eines "Kontraktmanagements" in einer Form einbindet, 
� bei der die freien Träger nicht allein als Leistungserbringer tätig sind, sondern Teil

des Systems einer kooperativen Budgetsteuerung werden.
Nun haben Ansätze der kooperativen infrastrukturellen und jugendhilfepolitischen

Steuerung in der Jugendhilfe eine lange Tradition, so dass man geneigt sein könnte, die
Empfehlungen der KGSt zu einem in eine spezifische Form des Kontraktmanagements
eingebundenen So-zialraumbudget zunächst als nicht besonders neuartig einzuschät-
zen. Kooperative Steue-rungsformen in der Jugendhilfe gehen zurück auf die rechtliche
Konstituierung eines eigen-ständigen Jugendamtes im Reichsjugendwohlfahrtsgesetz
von 1922 (Jugendamt als "Kolle-gialbehörde") und setzten sich fort in der Form des
zweigliedrigen Jugendamtes (ab 1953), als dessen Teil der Jugendhilfeausschuss (bzw.
zunächst Jugendwohlfahrtsausschuss) mit Mitgliedern aus dem Bereich der freien Trä-
ger wirkte und weiterhin wirkt. Während sich die kooperative Steuerung der öffentlichen
und der freien Träger in der Jugendhilfe lange Zeit vor allem auf die Mitwirkung von Ver-
tretern der freien Träger im zentralen Entscheidungsgremium der kommunalen Ju-
gendhilfe, im Jugendhilfeausschuss, bezog und ansonsten eher die allgemeine Formel
von der partnerschaftlichen Zusammenarbeit die Modalitäten des ge-genseitigen Um-
gangs  normativ überlagerte, hat das 1990 beschlossene Kinder- und Ju-gendhilfege-
setz (KJHG) die formale Basis für eine Erweiterung dieser Steuerungsform ge-schaffen.
Neben der Beteiligung von Repräsentanten der freien Träger im Jugendhilfeaus-schuss
wurden mit der Verpflichtung zur Jugendhilfeplanung (§§ 79/80 KJHG) und durch den
Auftrag, örtliche trägerübergreifende Arbeitsgemeinschaften zu schaffen (§ 78 KJHG),
sowie durch die Anregung, mit Institutionen außerhalb der Jugendhilfe offensiv die Ko-
operation zu suchen (§ 1, Abs. 3 Nr. 4; § 80, Abs. 4; § 81 KJHG) weitere Formen für eine
kooperationso-rientierte Steuerung ins Leben gerufen, bei denen die Anzahl der an
Steuerung beteiligten Akteure erheblich ausgeweitet werden konnte (ausführlicher vgl.
Merchel 2000). Dies hat zu einer faktischen Ausweitung unterschiedlicher trägerüber-
greifender Steuerungsformen in der kommunalen Jugendhilfe geführt (vgl. u.a. Weigel
u.a. 1999, S. 20f.). 

Das Bemerkenswerte an der KGSt-Empfehlung zum Kontraktmanagement und zum
daran ausgerichteten Sozialraumbudget ist allerdings, dass hier eine neue qualitative
Stufe der Ko-operation angesprochen wird: die Überwindung der Rollenteilung bei der
kooperativen Steu-erung, nach der der öffentliche Träger die letztliche (auch finanzielle)
Verantwortung für die Gewährleistung der Hilfen hat, während der freie Träger weitge-
hend auf seine Rolle als Leistungserbringer beschränkt war. Dabei stehen die Rolle des
öffentlichen Trägers und die Transparenz in den Rollen von öffentlichem Träger und
freien Trägern zur Debatte. Der ko-operative Charakter der Steuerung unter Beteiligung
aller Träger (der öffentlichen wie der freien Träger) wird so sehr in den Mittelpunkt ge-
stellt, dass die Verantwortung des öffentli-chen Trägers für die Sozialen Dienste mar-
ginalisiert bzw. fast ausgehebelt wird.

Dies soll im Folgenden näher erläutert und bewertet werden. Dabei geht es nicht um
den Teil der KGSt-Vorschläge, die die fachlich unumstrittene Perspektive einer Dezen-
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tralisierung und einer verstärkten sozialräumlichen Ausrichtung sozialer Dienste im Rah-
men einer Strategie der Aufwertung der lebensweltnahen Interventionsebene themati-
sieren. Diese Vorschläge treffen in der Fachdebatte auf einen weitgehenden Konsens,
wenn auch in der Praxis noch erhebliche Probleme in der Umsetzung solcher Perspek-
tiven zu erkennen sind. Hier sollen lediglich die Vorschläge der KGSt zu Modalitäten der
Finanzierung im Rahmen eines "Sozial-raumbudget" kritisch betrachtet werden.

Das zentrale Problem, das mit der Umsetzung der KGSt-Empfehlung zum "Sozial-
raumbudget" verbunden ist, liegt in einer Verschiebung der Verantwortlichkeiten und
Gewährleis-tungsfunktionen, wie das KJHG sie dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe
zuschreibt. Si-cherlich folgt das KJHG dem Grundmuster einer auf Kooperation, Aus-
handlung und Ver-ständigung ausgerichteten Steuerung der Jugendhilfe (s. Merchel
2000). Dieses Programm einer kooperativen und prozeduralen Steuerung wird aber in
den Überlegungen der KGSt in einer Weise zugespitzt, dass Differenzen in der Verant-
wortung von öffentlichem Träger und von freien Trägern verwischen. Nach den Vor-
schlägen der KGSt soll die Erziehungshilfe auf der Grundlage von Kontrakten zwischen
öffentlichem und freien Trägern gesteuert werden, wobei die in einem Sozialraum täti-
gen Träger und Einrichtungen (Jugendamt und freie Träger) gemeinsam eine fachliche
und ressourcenbezogene Steuerung der in dem jeweiligen Sozialraum erforderlichen
Erziehungshilfen gewährleisten sollen. "Gefragt ist (...) ein trans-parentes und kon-
struktives gemeinsames Arbeiten an Lösungen im Verfahren des Kon-traktmanage-
ments, das die Qualität der Arbeit sichert und ihre kostengünstige Realisierung ermög-
licht. Öffentliche und freie Träger müssen gemeinsam eine professionelle, Fach- und Fi-
nanzfragen integrierende Planungs-, Steuerungs- und Handlungsgrundlage schaffen.
Leistungen, Qualität und Wirtschaftlichkeit aller Träger werden gleichermaßen transpa-
rent gemacht und dadurch die Schnittstellen der gemeinsamen Zuständigkeiten von öf-
fentlichen und freien Trägern vergrößert." (KGSt 1998, S. 10; Hervorhebung im Original)
Die gemein-same Steuerung und Verantwortung für die Erziehungshilfen wird hier so
hervorgehoben, dass unterschiedliche Funktionen von öffentlichen und freien Trägern
kaum mehr erkennbar werden. 

Die Einbindung des freien Trägers als Leistungserbringer in die finanzielle Steue-
rungser-wartung ist auch insofern folgerichtig, als bei einer Verpflichtung für den freien
Träger, als Gegenleistung für ein ihm zuerkanntes Budget im Grundsatz alle in einem
Sozialraum anfal-lenden Anforderungen an ambulante Erziehungshilfen zu bearbeiten,
der Leistungserbringer aus seiner Sicht auch die Möglichkeit haben muss, bei der Defi-
nition dieser Anforderungen und damit bei der Steuerung der einzelnen konkreten Lei-
stungserwartungen beteiligt zu sein. Kein Leistungserbringer würde sich auf die gene-
relle Verpflichtung einlassen, wenn lediglich der öffentliche Träger die einzelnen Lei-
stungselemente und deren Anhäufung in einer Summe definiert und der Leistungser-
bringer bei der Steuerung der Einzelanforderungen keinen Einfluss nehmen könnte.
Dennoch sind die sozialpolitischen (und ordnungspolitischen) Folgen dieses Steue-
rungsmodus zu beachten. 

In einigen Praxisberichten zeigt sich, dass sich in einigen wenigen Regionen erste An-
sätze einer intensivierten kooperativen Steuerung einschließlich einer tendenziellen Ent-
differenzie-rung der Funktionen öffentlicher und freier Träger herausbilden, so z.B. in
Stuttgart, wo eine Form der regionalen Steuerung angestrebt wird, die Bolland/Ihle
(1998) folgendermaßen charakterisieren: "Regionale Steuerung bietet die Chance, trä-
gerübergreifend und durch öf-fentliche und freie Träger gemeinsam verantwortet Ju-
gendhilfe in der Region zu gestalten." (S.68, Hervorhebung J.M.; weitere Beispiele in der
Darstellung von Buckert 2000) Eine be-sondere Steuerungsfunktion des öffentlichen Trä-
gers wird in den KGSt-Empfehlungen kaum erwähnt. Der marginale Hinweis, dass "die
besondere Stellung des öffentlichen Trägers in diesem Verfahren (gemeint ist das Con-
trolling; J.M.) durch seine Gesamtverantwortung be-dingt" sei (KGSt 1998, S. 29),
scheint, weil diese allgemeine Aussage durch keine weiteren Verfahrenshinweise kon-
kretisiert wird, eher als formaler Hinweis denn als Kennzeichnung einer steuerungspo-
litischen Herausforderung zu dienen. 

In den Vorschlägen der KGSt zum Kontraktmanagement kommt eine intensivierte und
zuge-spitzte Tendenz zur kooperativen Steuerung in der Jugendhilfe zum Ausdruck, bei
der die bisher differenzierten Funktionen von öffentlichem Träger und freien Trägern
allmählich auf-weichen, und zwar in einer Weise, die die tradierte Einbindung von Re-
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präsentanten der freien Träger in den Jugendhilfeausschuss überschreitet und erwei-
tert.  Freie Träger und ihre Einrichtungen werden in die alltagsnahe, kleinteilige und
kleinräumige Steuerung von sozial-pädagogischen Leistungen so eingebunden, dass
Funktionsdifferenzen des öffentlichen Trä-gers nur noch marginal bedeutsam werden.

Von dieser tendenziellen Entdifferenzierung von Funktionen wird nicht nur die Ebene
der Inf-rastrukturgestaltung angesprochen, sondern davon wird auch die Ebene der ein-
zelfallbezo-genen Hilfe betroffen. Wenn bei der Hilfeplanung die bisherige Differenzie-
rung zwischen dem Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) des Jugendamtes und der lei-
stungserbringenden Einrichtung verwischt wird (beispielhaft die Praxisschilderung von
Weißenstein/ Rose 2000, S. 58), so kann dies für die Position des Hilfeadressaten nach-
teilige Folgen haben, weil die bisherige Rollendifferenzierung den Fachkräften des Ju-
gendamtes eine wichtige eigenstän-dige, von der leistungserbringenden Einrichtung
sich abhebende Funktion  im Aushandlungs-prozess bezüglich Hilfebedarf und Evalua-
tion der Hilfe zuwies (vgl. dazu Merchel 1998, S. 306 ff.)

Grundlegende Probleme durch intransparente Rollenstrukturen sind zu erwarten,
wenn die Vorschläge der KGSt zum Kontraktmanagement in der Jugendhilfe realisiert
werden und wenn dadurch die spezifische Gewährleistungsfunktion der öffentlichen Ju-
gendhilfe (im Hin-blick auf die einzelfallbezogene Hilfegewährung und auf die Infra-
struktur sowie als Verfah-rensgarant) und - damit verbunden - ihre zentrale Aufgabe der
Moderation von Steuerungs-prozessen allmählich zerbröseln. Eine Aufweichung der
spezifischen Gewährleistungsfunkti-onen des öffentlichen Trägers und damit eine Rol-
lendiffusität der Repräsentanten des öffent-lichen Trägers in den Steuerungsverfahren
könnte sich für die Jugendhilfe als Effizienzein-buße bei der Steuerung und möglicher-
weise in einem Verlust an politischer Bedeutung ge-genüber anderen kommunalen Po-
litikbereichen auswirken.

Die Gewährleistungsverantwortung des öffentlichen Trägers, die auch in den Diskus-
sionen zu einem "aktivierenden Sozialstaat" weiterhin dem Staat und seinen Organen
zugesprochen wird, darf nicht in Zweifel gezogen werden, will man nicht in Gefahr ge-
raten, die sozialpoliti-schen Grundlagen der Jugendhilfe einem Prozess der allmählichen
Erosion auszusetzen. Unter diesem Aspekt sollte man zur Kenntnis nehmen, dass die
KGSt-Empfehlung zur Steu-erung über das Sozialraumbudget in zentralen Belangen in
Widerspruch zu den Regelungen des KJHG steht. Der richtige fachliche Impuls in Rich-
tung einer stärkeren sozialraumorien-tierten Profilierung der Jugendhilfe sollte aufge-
nommen, aber in einer KJHG-konformeren Weise verarbeitet und praktisch umgesetzt
werden. 

6.4 Qualitätsmanagement und sozialraumbezogene Planung

Die in den letzten Jahren verstärkt in die Soziale Arbeit eingebrachte Qualitätsdiskus-
sion richtet sich zunächst auf Fragen der organisationsinternen Bewertung und Weiter-
entwicklung von Strukturen und Handlungsansätzen bei Einrichtungen und Diensten.
Im Rahmen einer strukturierten Qualitätsentwicklung sollen die Einrichtungen sich ziel-
gerichtet mit der Definition von Qualitätsmaßstäben für ihre Arbeit befassen, ihre Arbeit
anhand dieser Kriterien bewerten, nach Gründen für den Qualitätszustand der Einrich-
tung und der in ihr geleisteten Arbeit suchen, Möglichkeiten der Optimierung erkunden
und konkrete Schritte zur Qualitätsverbesserung einleiten. Qualitätsentwicklung ist glei-
chermaßen durch den Verlauf der fachlichen Diskussion wie durch die in die Sozialge-
setze eingefügten Anforderungen (§§ 93, 93a BSHG; §§ 78a-g KJHG; § 80 SGB XI; aber
auch § 93 SGB III und §§ 135-139 SGB V) zu einem unausweichlichen Thema für Ein-
richtungen und Dienste in der Sozialen Arbeit geworden.

Mit der Frage nach dem Qualitätsstand, nach den Kriterien und nach den Perspekti-
ven der Qualitätsentwicklung sind aber nicht nur einrichtungsbezogene Überlegungen,
sondern auch einrichtungsübergreifende Aspekte angesprochen, die die Infrastruktur-
planung berühren. Denn schließlich ist die einzelne Einrichtung mit ihren speziellen An-
geboten Bestandteil einer umfassenden Infrastruktur und daher mit wesentlichen Teilen
ihrer Qualitätsentwicklung sachlich verkoppelt mit übergreifenden Planungsprozessen.
Infrastrukturbezogene Planung einerseits sowie Qualitätsstand und Qualitätsentwick-
lung andererseits existieren nicht unab-hängig voneinander. Daher ist es konsequent,
nach den Verbindungsstücken zwischen Qua-litätsmanagement und Planung sowie
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nach den Perspektiven einer Ausgestaltung dieser Verbindungslinien zu fragen. Im Kon-
text dieser Expertise ist insbesondere das Potenzial so-zialräumlicher Planungsansätze
für ein umfassendes Qualitätsmanagement in der Sozialen Arbeit in den Blick zu neh-
men. 

Dazu sollen im Folgenden einige Überlegungen angestellt werden. Allerdings sei ein-
schrän-kend bemerkt, dass angesichts des z.Zt. noch in den Anfängen befindlichen Dis-
kussions-standes zu diesem Aspekt lediglich erste, thesenhafte Überlegungen skizziert
werden kön-nen. Ferner ist darauf hinzuweisen, dass sich die nachfolgenden Aus-
führungen vorwiegend auf das Arbeitsfeld Jugendhilfe (und Jugendhilfeplanung) be-
ziehen, weil hier die Debatte zum Verhältnis von Qualitätsmanagement und Infrastruk-
turplanung zumindest schon als Thema benannt und angestoßen wurde (als erste Hin-
weise zum Thema vgl. Merchel 1998 und Landesjugendamt Westfalen-Lippe 2000) und
weil durch die Anforderung zum Abschließen von Qualitätsentwicklungsvereinbarun-
gen in § 78b KJHG das Qualitätsthema in der Ju-gendhilfe mit einem speziellen förder-
lichen Impuls versehen wurde (s. Merchel 1999). Zu-nächst werden einige Anmerkun-
gen zum generellen Verhältnis von Planung und Qualitäts-management gemacht; dann
werden in einem zweiten Schritt mögliche Formen der prakti-schen Ausgestaltung eines
einrichtungsübergreifenden Vorgehens bei der Qualitätsentwick-lung erörtert, verbun-
den mit der Frage einer Verbindung zur sozialräumlichen Jugendhilfe-planung.

Zum Verhältnis von Qualitätsmanagement und Infrastrukturplanung

Das Verhältnis von Qualitätsmanagement und Infrastrukturplanung lässt sich an der
Jugend-hilfeplanung angesichts der dort vorhandenen, gesetzlich geregelten Anforde-
rungen und an-gesichts des Standes der diesbezüglichen Fachdiskussion besonders gut
darstellen. Be-trachtet man den Stellenwert, der der Jugendhilfeplanung im Kinder- und
Jugendhilfegesetz (KJHG) zugeordnet worden ist, so scheint folgende These gerecht-
fertigt: 
Jugendhilfeplanung ist ein in das KJHG bereits frühzeitig installiertes In-strument zur
Qualitätsentwicklung in der kommunalen Jugendhilfe; mit der kompetenten Erfüllung
ihres Auftrags trägt Jugendhilfeplanung genuin zur Qualitätsentwicklung in der Ju-
gendhilfe bei.

Jugendhilfeplanung wird im Sinne eines Qualitätsmanagements in der Jugendhilfe
insbeson-dere unter drei Aspekten relevant (s. zum folgenden Merchel 1998):
� bei der Definition qualitativer Kriterien für die Gestaltung des Versorgungssystems

insge-samt (Infrastrukturqualität),
� bei der Definition von Qualitätsmaßstäben für die Arbeit in Einrichtungen und Dien-

sten sowie
� bei der Evaluation von Wirkungen einzelner Angebote und von Effekten der Ju-

gendhilfe-planung selbst.
Dadurch erweist sich Jugendhilfeplanung als ein Motor der regionalen Qualitätsdis-

kussion in der Jugendhilfe.
Jugendhilfeplanung stellt einen Ort dar, an dem die Auseinandersetzung über Krite-

rien für Infrastrukturqualität stattfindet. Bei der Jugendhilfeplanung werden diejenigen
Kriterien und Ziele allgemeiner Art erörtert und festgelegt, an denen die Leistungs-
fähigkeit des Hilfe- und Erziehungssystems "Jugendhilfe" ausgerichtet werden soll. Wel-
cher Stellenwert dem Prinzip der Prävention zugeordnet werden soll und mit welchen
Bedeutungsgehalten dieses Prinzip versehen werden soll, welchen Charakter Jugend-
arbeit herausbilden soll (Freizeitgestal-tungs- und Selbstdarstellungsraum für alle Ju-
gendliche oder primär Raum der sozialpädago-gischen Arbeit mit Problemjugendli-
chen), ob Jugendhilfe sozialräumliche Schwerpunkte aus-bilden muss und ggf. nach
welchen Kriterien diese Schwerpunkte umgesetzt werden sollen, ob und wie sich das
Prinzip der Lebensweltorientierung als Kriterium für Infrastruktur bei den Hilfen zur Er-
ziehung gestalten lässt, ob und wie das Prinzip der geschlechtsspezifischen Differenzie-
rung die Infrastruktur prägen soll - solche und weitere Fragestellungen sind The-men
bei der Aushandlung und Festlegung von Kriterien zur Infrastrukturqualität, die im Rah-
men von Jugendhilfeplanung bearbeitet werden.

Weil Jugendhilfeplanung in ihren Planungselementen konstitutiv mit Bewertungs-
vorgängen verbunden ist, lässt sich Jugendhilfeplanung somit auch als eine umfas-
sende Aushandlung von Qualitätskriterien für die regionale Jugendhilfe charakterisie-
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ren. Bei diesen planerischen Qualitätsdebatten werden über Definitionen zur Infrastruk-
turqualität hinaus auch Maßstäbe und Impulse für die Qualität in den Einrichtungen ge-
setzt. Wenn im Rahmen von Jugendhil-feplanung z.B. integrative und flexible Formen
ambulanter Erziehungshilfen als den aktuellen Qualitätsanforderungen entsprechend
herausgestellt werden oder wenn in Bezug auf Erzie-hungsberatungsstellen die Öffnung
zu Ansätzen der Jugendberatung als ein Qualitätselement eingeführt wird, dann hat dies
unmittelbare Auswirkungen auf die internen Qualitätsdebatten in den Einrichtungen. Ju-
gendhilfeplanung wird zu einem Instrument der Qualitätssteuerung, das bis in die Ein-
richtungen hineinwirkt und somit auch die Einrichtungen drängt, sich über eigene Qua-
litätsmaßstäbe bewusst zu werden und diese in die planerischen Aus-handlungspro-
zesse einzubringen. Jugendhilfeplanung vermittelt durch ihren bewertenden und damit
Qualitätsmaßstäbe reflektierenden Charakter Impulse zur Organisationsentwicklung und
wird auch auf diesem Weg zu einem Motor der Qualitätsentwicklung in der Jugendhilfe.
Eine Planungsweise, die auf Umsetzung und damit auf Beeinflussung der den Jugend-
hilfe-Alltag prägenden Strukturen ausgerichtet ist, nimmt bisherige Aktivitäten in den
Blick und bewertet sie, fragt nach der Problembezogenheit und der Angemessenheit
vorhandener Arbeitsstrukturen, bündelt Erfahrungen und Handlungspotentiale von Mit-
arbeitern und ver-sucht sie nutzbar zu machen. Jugendhilfeplanung und Organisati-
onsentwicklung sind also miteinander verkoppelt; Jugendhilfeplanung ist ein institutio-
nalisierter Ort, der die örtlichen Träger der Einrichtungen der Jugendhilfe mit Impulsen
zur Organisationsentwicklung und damit auch zur Qualitätsentwicklung konfrontiert. 

Jugendhilfeplanung als kontinuierlicher Prozess ist gebunden an eine geregelte qua-
litative Fortschreibung des erreichten Planungsstandes, an das Verarbeiten von Erfah-
rungen, die man während der Umsetzung einzelner Schritte der Maßnahmeplanung ge-
macht hat. Eine solche Jugendhilfeplanung fragt
� nach der Angemessenheit bisheriger Sichtweisen zur Lebenssituation und zu den

Prob-lemen von Kindern und Jugendlichen,
� nach der Eignung von Bedarfsdefinitionen und nach den Wirkungen der daraus ab-

geleiteten Maßnahmevorschläge,
� nach der Notwendigkeit, Korrekturen an Zielen, Bedarfsdefinitionen und Maßnah-

meplanungen vorzunehmen. 
Eine zielgerichtete, mit Hilfe von Evaluationsinstrumenten strukturierte Auswertung zur
An-gemessenheit von Planungsannahmen und zur Wirksamkeit einzelner Maßnahmen
ist Bestandteil der Qualitätsentwicklung einer regionalen Jugendhilfe. Qualitätsent-
wicklung im Rahmen von Evaluation vollzieht sich in zweierlei Hinsicht: Zum einen beim
Herausarbeiten von Beurteilungsmaßstäben, die einer Evaluation zugrunde gelegt wer-
den sollen, und zum anderen durch den bewertenden und zur qualitativen Weiterent-
wicklung herausfordernden Evaluationsvorgang selbst.

In der Infrastrukturplanung ist also ein Potenzial zur Qualitätsentwicklung gebündelt,
das sich gleichermaßen auf die Qualität der Infrastruktur, auf die Qualitätsentwicklung
in den Einrich-tungen und auf die Qualität des Planungsprozesses selbst richtet. Zwar
bestehen in der Pra-xis einige Schwierigkeiten, dieses Potenzial tatsächlich zur Entfal-
tung zu bringen (u.a. Prob-leme in der Artikulation und Auseinandersetzung zur Bewer-
tung von Einrichtungen,  Probleme der Bearbeitung fachlicher Differenzen in konsen-
sorientierten Planungsgruppen etc.), aber es ist zunächst auf der konzeptionellen Ebene
festzuhalten, dass das Qualitätsthema konstitutiv in Infrastrukturplanung eingebunden
ist. Infrastrukturplanung ist ein Instrument der Qualitätsentwicklung der Infrastruktur,
vermittelt Impulse zur Qualitätsentwicklung in die Ein-richtungen und verbindet auf
diese Weise beide Qualitätsebenen miteinander. Allerdings darf dadurch Qualitätsent-
wicklung selbstverständlich nicht mit Infrastrukturplanung gleichgesetzt werden. Qua-
litätsmanagement in den Einrichtungen reicht über die Bezüge zur Infrastruktur-planung
hinaus, es richtet sich in kleinteiliger Weise auf Prozesse und auf die Alltagsgestal-tung
in den Einrichtungen, die über das Anliegen von Infrastrukturplanung hinausweisen
bzw. die mit Infrastrukturplanung eher locker verbunden sind. 

Auf eine knappe Formel gebracht: Infrastrukturplanung ist umfassende Qualitätsent-
wicklung, aber Qualitätsmanagement umfasst mehr als die Verarbeitung von Impulsen
aus der Infra-strukturplanung. Daraus ergibt sich die Frage: Wenn Infrastrukturplanung
und Qualitätsma-nagement sachliche, funktionale Bezüge ausweisen und miteinander
verbunden sind, aber dennoch nicht als annähernd identische Prozesse gefasst werden
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können, wie kann der Be-zug zwischen beiden in der Praxis so ausgestaltet werden, dass
Impulse aus der Infrastruk-turplanung im Qualitätsmanagement der Einrichtungen ver-
arbeitet und Rückwirkungen des Qualitätsmanagements der Einrichtungen auf die In-
frastrukturplanung aufgenommen werden können, ohne dass sich das einrichtungsin-
terne Qualitätsmanagement im Bewusstsein der Akteure auf die Antworten zur Infra-
strukturplanung beschränkt ?

Möglichkeiten des einrichtungsübergreifenden Qualitätsmanagements in Verbindung

mit sozialraumorientierter Planung

Die bisherige Praxis des Qualitätsmanagements in der Sozialen Arbeit vollzieht sich
meistens innerhalb einer Einrichtung. In ausschließlich einrichtungsinternen Prozessen
werden die Kriterien ausgesucht, Bewertungsverfahren erarbeitet und angewendet, die
Ergebnisse ausgewertet und in Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung umgesetzt.
Wenn die Akteure ü-berhaupt bereit sind, die Grenzen der eigenen Einrichtung zu über-
schreiten, wie etwa in Verfahren des Benchmarking, so wird meist die anonymisierte
Form des Benchmarking auf der Basis von anonymisierten Datenbanken favorisiert (vgl.
Knorr/Halfar 2000, S. 221 ff.). Auch hier findet im Grunde kein einrichtungsübergreifen-
der Qualitätsdialog statt, weil die Datenbank lediglich eine Positionierung der eigenen
Einrichtung im Vergleich zu anderen Einrichtungen ähnlichen Typs erlaubt, während die
Bewertungen der einzelnen Vergleichs-ergebnisse wiederum einrichtungsintern erfol-
gen. Im Hinblick auf eine Nutzung und Ver-knüpfung des einrichtungsbezogenen Qua-
litätsmanagements mit der Infrastrukturplanung sind demgegenüber Verfahren ange-
messener, in denen die einrichtungsbezogene Quali-tätsentwicklung eingebettet ist in
ein einrichtungsübergreifendes Qualitätskonzept und bei dem die einzelnen Einrichtun-
gen die Qualitätskriterien, die sie ihrem Qualitätsmanagement zugrunde legen, zumin-
dest zu einem bedeutsamen Teil aus einer Vereinbarung beziehen, die aus einem ein-
richtungsübergreifenden Qualitätsdialog stammt und die mit einem von den örtlichen
Trägern geteilten Qualitätskonzept in Verbindung steht. Damit ergäbe sich eine fachpo-
litische Profilierung eines Arbeitsfeldes im kommunalen Raum, und es wäre auch nach
außen erkennbar, dass nicht jede Einrichtung lediglich nach jeweils eigenen Qualitäts-
vorstellungen arbeitet, sondern im Rahmen einer "Qualitätsgemeinschaft" mit einem
grund-legenden Katalog geteilter Qualitätsvorstellungen. Dies würde insofern den
Bezug zur Infra-strukturplanung erleichtern, als dadurch zum einen Infrastrukturkriterien
in ihrer Bedeutung für die einzelnen Einrichtungen übersetzt und damit mit konkreteren
Umsetzungsperspektiven versehen werden könnten und zum anderen im Diskurs über
einrichtungsübergreifende Qualitätskriterien auch die Debatte über angemessene For-
men der Infrastrukturgestaltung fachlich belebt werden könnte. 

Gerade in der Jugendhilfe bieten sich die einrichtungsübergreifende Konstruktion von
Quali-tätsentwicklungsvereinbarungen nach § 78b KJHG in der Erziehungshilfe oder von
Quali-tätskonzepten in anderen Arbeitsfeldern sowie eine Verknüpfung solcher Qua-
litätskonzepte mit der Jugendhilfeplanung an. Eine solche Perspektive der Einbettung
von Einzelvereinba-rungen in ein Gesamtkonzept von Qualität in der Erziehungshilfe
oder des Anschließens einer Gesamtvereinbarung auf örtlicher Ebene liegt geradezu in
der Logik der Verknüpfung mit der Jugendhilfeplanung gem. §§ 79/80 KJHG. In der In-
frastrukturplanung werden Vorstellungen darüber formuliert, nach welchen Konzepten
und nach welchen qualitativen Ausrichtungen der Bedarf an Angeboten und Leistungen
zu definieren ist und welche Anforderungen dementsprechend an Einrichtungen gestellt
werden. Der inhaltliche Zusammenhang zwischen Jugendhilfeplanung, an der auch die
verschiedenen Träger und Einrichtungen zu beteiligen sind, und der Aushandlung von
Vereinbarungen zur Qualitätsentwicklung ist offensichtlich, und es wäre konsequent,
diesen Zusammenhang auch im Rahmen eines gemeinsamen Qualitätskonzeptes zur
Geltung zu bringen.

Wenn eine solche Perspektive der Verbindung zwischen einrichtungsübergreifendem
Quali-tätsmanagement und prozesshafter Infrastrukturplanung realisiert werden soll,
dann sind zwei unterschiedliche Organisationsformen des einrichtungsübergreifenden
Qualitätsverfah-rens denkbar, die auch inhaltlich das Verfahren in besonderer Weise prä-
gen werden: 
� Zum einen kann der Bezugspunkt "Einrichtungsart" gewählt werden. Hier wird die

ein-richtungsübergreifende Qualitätsdebatte stärker auf den jeweiligen arbeitsfeld-
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spezifischen Fachdiskurs ausgerichtet. Einrichtungen der stationären Erziehungshilfe
schaffen ein für ihr Arbeitsfeld passendes gemeinsames Qualitätskonzept, Bera-
tungsstellen tun dies für ihr Arbeitsfeld, Einrichtungen der Offenen Jugendarbeit für
ihren Handlungsbereich etc. Hier werden sozialräumliche Gesichtspunkte nur zu
einem geringen Teil zum Tragen kommen. Die kooperierenden Einrichtungen haben
das mit den anderen gleichartigen Einrichtungen fachlich Verbindende als Bezugs-
punkt und rekrutieren dementsprechend ihre Qualitätskriterien vorwiegend aus dem
jeweiligen arbeitsfeldspezifischen Fachdiskurs.

� Zum anderen kann der Bezugspunkt "Sozialraum" gewählt werden. Bei diesem Be-
zugs-punkt würden die in einem Sozialraum tätigen Einrichtungen, die für eine Ziel-
gruppe (Kin-der, Jugendliche, junge Erwachsene) Infrastrukturangebote unterbrei-
ten, in einen Quali-tätsdialog eintreten und aus der jeweiligen regionalen Sicht die
Qualitätsanforderungen an die anderen beteiligten Einrichtungen formulieren. Die
Einrichtungen der Jugendarbeit würden aus ihren Erfahrungen mit Kindern und Ju-
gendlichen Qualitätsanforderungen an Beratungsstellen einbringen, die Beratungs-
stellen würden aus ihren Erfahrungen Quali-tätsanforderungen an Kindertagesein-
richtungen oder Familienbildungseinrichtungen arti-kulieren, die Mitarbeiter des All-
gemeinen Sozialen Dienstes (ASD) würden aus ihrem Blickwinkel Qualitätskriterien
für Einrichtungen formulieren, und auch Schulen würden aus ihrem Umgang mit
Schülern Qualitätsforderungen an Einrichtungen der Jugendhilfe he-rantragen. Die
einzelnen Einrichtungen aus den unterschiedlichen Handlungsfeldern wür-den nicht
so sehr den jeweiligen arbeitsfeldbezogenen Fachdiskurs als Bezugspunkt ihrer ein-
richtungsbezogenen Qualitätsdebatten erleben, sondern sie würden stärker mit dem
sozialräumlich wahrgenommenen Handlungsbedarf als Ausgangspunkt ihrer eige-
nen Qualitätsreflexionen konfrontiert. Die sozialräumlich definierten Anforderungen
der regio-nalen Interaktionspartner stünden deutlicher im Mittelpunkt des einrich-
tungsübergreifenden Qualitätsdiskurses. 

Beide Bezugspunkte stellen unterschiedliche Aspekte bei der Verknüpfung von Qua-
litätsma-nagement und Infrastrukturplanung in den Mittelpunkt und geben somit dem
einrichtungs-übergreifenden Qualitätsmanagement ein spezifisches inhaltliches und
prozessuales Profil. Die Einbettung des einrichtungsinternen Qualitätsmanagements in
ein einrichtungsübergrei-fendes, mit der Infrastrukturplanung verbundenes Qualitäts-
konzept bereitet bei beiden Vari-anten allerdings einige Probleme, so insbesondere
� Probleme und Risiken bei der von den beteiligten Einrichtungen und Trägern gefor-

derten Offenheit und Diskursbereitschaft,
� Probleme durch politische und fachliche Konkurrenz zwischen den Einrichtungen,
� Probleme des Misstrauens durch eine häufig geäußerte Verbindung zwischen der

Anfor-derung zum Qualitätsmanagement und Sparstrategien,
� Balancen zwischen der fachlichen Autonomie und dem eigenständigen fachlichen

Profil von Trägern und der einrichtungsübergreifenden Gemeinsamkeit in den Qua-
litätskon-zepten,

� Probleme der Spannung zwischen den Impulsen zum Organisationslernen einerseits
und den Bestrebungen zum platzierenden Vergleich zwischen Einrichtungen (formale
Rang-platzbewertungen mit Prämierungen für den Besten und mit Marginalisierung
der Einrich-tungen in der unteren Ranghälfte).

Solche Schwierigkeiten sind bereits bei einrichtungsübergreifenden Qualitätsdiskur-
sen in Rechnung zu stellen, in denen Einrichtungen des gleichen Arbeitsfeldes mitein-
ander koope-rieren. Bei sozialräumlich ausgerichteten einrichtungsübergreifenden Qua-
litätsdiskursen käme noch als weitere Schwierigkeit die jeweils von den beteiligten Ein-
richtungen behauptete fachliche Identität hinzu, was zu einer stärkeren Abgrenzung ge-
genüber den Qualitätsanfor-derungen aus den anders gearteten Einrichtungen führen
könnte, nach dem Motto „Die Kol-leginnen von den Kindergärten haben doch gar keine
Ahnung von unserer Arbeit im ASD“; dies könnte als Filter gegenüber der geforderten
Auseinandersetzung mit Qualitätsanforde-rungen wirken.

Der Hinweis auf die Probleme bei der Umsetzung einrichtungsübergreifender Qua-
litätsdis-kurse soll lediglich auf die Mühen und Risiken bei der Realisierung solcher An-
sätze aufmerk-sam machen und vor übergroßen Erwartungen bewahren, nicht aber die
Realisierbarkeit sol-cher Perspektiven generell in Zweifel ziehen. Dass, unter welchen
Bedingungen, mit welchen Arbeitsformen und mit welchen Ergebnissen ein einrich-
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tungsübergreifendes Qualitätskonzept konstruiert und vereinbart werden kann, das letzt-
lich auch in die Infrastrukturplanung hineinreicht, ist für ein Arbeitsfeld - die stationären
Erziehungshilfen - an einem Beispiel (ge-meinsame Qualitätsentwicklungsvereinbarung
zwischen Jugendamt und 13 Einrichtungen der Heimerziehung in Dortmund) an ande-
rer Stelle ausführlich beschrieben worden (Merchel 2000). Angelehnt an solche Beispiele
könnte man auch Schritte für ein entsprechendes Verfahren für die Erarbeitung eines
Qualitätskonzeptes auf sozialräumlicher Ebene entwi-ckeln und in die Praxis umzuset-
zen versuchen, um auf diese Weise sich dem Vorhaben zu nähern, Ansatzpunkte für eine
gezielte Verkoppelung zwischen Qualitätsdebatte und Infra-strukturplanung zu finden,
die über die bisher durch Infrastrukturplanung angezielte Dimension der Infrastruktur-
qualität hinausgehen.

6.5 Quartiersmanagement aus der Sicht der Sozialen Arbeit 

Bund-Länder-Programm Soziale Stadt

Generelles Ziel des von Bund, Ländern und Kommunen getragenen Programms
"Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - die Soziale Stadt" ist, der drohenden
sozialen Polarisierung in den Städten Einhalt zu gebieten. 

Dem liegt eine Problemdiagnose zugrunde, nach der es eine zunehmende sozialrä-
umliche Spaltung in den Städten gibt, die vorwiegend verursacht ist durch fehlende Er-
werbsmöglich-keiten für gering qualifizierte Arbeitskräfte, das weitgehende Einfrieren
sozialer Leistungen aufgrund fehlender finanzieller Mittel der Kommunen sowie einen
zunehmenden Rückzug des Staates aus der Wohnungsversorgung.

Konstatiert werden eine Konzentration von Armut und Arbeitslosigkeit in den betrof-
fenen Stadtteilen, eine hohe Fluktuation der Mieter und eine geringe Stadtteilidentität
mit entspre-chender Vernachlässigung der Wohnumwelt, Probleme in Schulen mit einer
Minderheit von muttersprachlich deutsch sprechenden Kindern sowie Spannungen zwi-
schen Bevölkerungs-gruppen. Untersuchungen sprechen von "überforderten Nachbar-
schaften" (Bundesverband deutscher Wohnungsunternehmen 1998) . 

Das Programm sieht vor allem zwei Zielgebiete vor, innerstädtische Quartiere mit
nicht mo-dernisierter Bausubstanz überwiegend aus der Gründerzeit sowie Großsied-
lungen aus der Nachkriegszeit; während die Problemlagen in wissenschaftlichen Un-
tersuchungen und politi-schen Verlautbarungen überwiegend in den Ballungszentren
und Großstädten ausgemacht wurden - und auf dieser Ebene auch als internationaler
Trend erkannt werden -, werden in der Realisierung des Programms zunehmend auch
kleinere Städte und Wohngebiete einbe-zogen 

Als Handlungsfelder im Rahmen des Programms werden insbesondere deklariert: 
� Bürgermitwirkung und Wiederaufbau eines eigenständigen Stadtteillebens
� Lokale Wirtschaft, Arbeit und Beschäftigung
� Entwicklung von Quartierszentren
� Weiterentwicklung der sozialen, kulturellen, Bildungs- und Freizeit- Infrastruktur
� Wohnen und Wohnumfeld

In der Gewichtung unterscheidet sich das Programm von klassischen Sanierungspro-
gram-men, indem die baulichen Investitionen keinen Vorrang haben sollen, sondern der
soziale Zusammenhalt im Stadtteil einen mindestens gleichgewichtigen Rang hat.

Bei der Realisierung des Programms schiebt sich ein Thema in den Vordergrund, das
ei-gentlich nur als Umsetzungsbedingung genannt war, nämlich die Kooperation von
Fachres-sorts auf der Verwaltungsebene des Bundes, der Länder, der Kommunen und
im Stadtteil. 

Quartiermanagement als Aufgabe, Institution und berufliche Funktion

Die Aufgaben des Programms "Soziale Stadt" bündeln sich in der Vernetzung, Koor-
dination und Moderation durch das Quartiermanagement. Das Quartiermanagement,
mit dem Aufgaben, Institutionen und berufliche Funktionen bezeichnet werden, hat des-
halb eine Schlüs-selfunktion in den Projekten der "Sozialen Stadt". 

Der Begriff des "Quartiermanagements" ist relativ neu und erst mit den unterschied-
lichen Länder- Programmen zur Stadtteilerneuerung und -entwicklung in die Fachspra-
che und öf-fentliche Berichterstattung aufgenommen worden. Unter den unterschiedli-
chen Bezeichnun-gen "Quartiersentwickler", "Stadtteilmoderator", "Gemeinwesenar-
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beiter", "Stadtteilmanager", "Animateur", "Urbanmanagement", "Gemeinwesenbeauf-
tragte", "Stadtteilbeauftragte" hat sich der Begriff "Quartiermanager" weitgehend durch-
gesetzt, auch wenn manche Projekte bewusst an alternativen Begriffen festhalten. 

Der Begriff des Wohnquartiers dient in der Stadtsoziologie seit den 60er Jahren (vgl.
Bahrdt  1968) dazu, den Zusammenhang von gebauter Umwelt, „beschaulicher Öffent-
lichkeit“ und den sozialen Beziehungen der Menschen zu klären. Der Begriff des „Ma-
nagements“ wird in den letzten Jahren immer inflationärer gebraucht; Hinte hat den Be-
griff des Stadtteilmana-gement 1992 vorgeschlagen, um mehrdimensionale Arbeit im
und am Stadtteil zu kenn-zeichnen, das Berliner Programm zur Stadtteilentwicklung hat
den Begriff des „Quartiersma-nagement“ zu seinem Angelpunkt gemacht.

Bei einem "Impulskongress" zum Thema Quartiermanagement hat das Deutsches In-
stitut für Urbanistik (difu) dieses so definiert: 

"Beim Quartiersmanagement handelt es sich um einen strategischen Ansatz zum sy-
stematischen Aufbau von selbsttragenden und nachhaltig wirksamen personellen und
materiellen Strukturen, die einer zukunftsweisenden Weiterentwicklung der Stadtteile
dienlich sind. 

Mit dem Quartiersmanagement werden Aktivitäten der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner sowie enga-gierter Akteure in einem Gebiet unterstützt, wird der Aufbau von Pro-
jekten initiiert und gefördert.

Quartiersmanagement vermittelt als intermediäre Instanz zwischen Verwaltung, Be-
wohnerschaft und Wirtschaft, zwischen ‚Bürokratie‘ und ‚Lebenswelt‘.

Seine Handlungsfelder betreffen vor allem die Verbesserung des Zusammenlebens in
den Stadtteilen (soziale und ethnische Integration), die Förderung der lokalen Ökono-
mie, die Kopplung baulich- städtebaulicher Investitionen mit Beschäftigungs- und Qua-
lifizierungsmaßnahmen, die Erhöhung der Sicherheit im Quartier sowie die Entwicklung
eines positiven Gebietsimages" (Deutsches Institut für Urbanistik  2001, S. 5).

Entwicklungsstränge zum Quartiermanagement

In der Figur des Quartiermanagements-Begriffs laufen verschiedene Entwicklungs-
stränge zusammen:

Seit etwa den 80er Jahren gibt es eine Diskussion zur "Stadt als Unternehmen". Die
Stadt verliert steuerzahlende Personen, Geschäfte und Gewerbebetriebe an das Umland
und sucht nach Gegenmitteln; so entsteht das Stadtmarketing oder auch Stadtmanage-
ment. 

In eine gleiche Richtung zielen die Versuche, angesichts sinkender Nachfrage insbe-
sondere in Großsiedlungen den Wohnungsmarkt zu managen. Nachdem in westdeut-
schen Groß-siedlungen Fluktuation, Kosten und Leerstände zunahmen und in Ost-
deutschland Platten-bausiedlungen mit einem langfristigen Schwund der Bewohner
konfrontiert wurden, hat die aufgrund ihrer finanziellen Macht bedeutende Wohnungs-
wirtschaft mit der These der „über-forderten Nachbarschaften“(Bundesverband deut-
scher Wohnungsunternehmen, 1998) den engen wohnungspolitischen Wahrneh-
mungshorizont überschritten und damit den Zugriff des Bau- und Wohnungswesens auf
den Bereich des Sozialen vorbereitet. Sie reagierte auf die Vermietungs- und damit Ren-
diteprobleme mit Wohnungsmanagement, Dezentralisierung, Stadtteilbüros, der Inte-
gration von Sozialarbeit in den eigenen Arbeitsbereich und der Forde-rung nach staat-
lichen Maßnahmen, die dann teilweise mit dem Programm „Soziale Stadt“ realisiert
wurden.

Die klassische Stadtplanung war Verkehrs- und Bauplanung anhand spezifischer ar-
chitek-tonischer und städtebaulicher Leitbilder, die Laien kaum aktiv in die Planung ein-
wirken ließen. Die Auseinandersetzungen in den 60er und 70er Jahren um die Sanie-
rung von Innen-stadtbereichen und die Entwicklung in den Neubaugebieten, von Bür-
gerinitiativen bis hin zu Hausbesetzungen, hat in vielen Städten zu einer „behutsamen
Stadtentwicklung“ mit einer stärkeren Beteiligung der Betroffenen geführt. Diese wurde
partiell gesetzlich verankert, so dass Methoden der Bewohnerbeteiligung entwickelt und
z.B. mit Sanierungskommissionen und Anwaltsplanungen institutionalisiert wurden
(vgl. Joppke und Mattern in: Rothschuh 2001).

In der Sozialen Arbeit hat sich seit den 60er Jahren Gemeinwesenarbeit als Methode,
spä-ter auch als Arbeitsprinzip, das in den verschiedenen Bereichen der Sozialen Arbeit
ange-wendet werden sollte, mit der Entwicklung in benachteiligten Stadtteilen und „So-
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zialen Brennpunkten“ auseinandergesetzt. 
In Deutschland gibt es, anders als z.B. auch in den USA und den Niederlanden, bisher

nur in wenigen Fällen durch BürgerInnen und ihre Vereine organisiertes Quartiermana-
gement (vgl. z.B. die Ausschreibung der Wohnungsgenossenschaft Beutelweg in Trier,
www.soziale-stadt.de).

Verbunden sind die Entwicklungen mit sich verändernden Leitbildern staatlichen und
kom-munalen Handelns, die mit "Neuen Steuerungsmodellen", "Dezentralisierung",
"Kunden-freundlichkeit", "Demokratisierung", Entwicklung des "aktivierenden Staates"
umschrieben werden. Wenn Löhr schreibt, "das Programm dient damit -gleichsam ‚ne-
benher‘- der Ver-waltungsmodernisierung und der basisdemokratischen Stärkung der
Zivilgesellschaft" (Löhr 2001, S. 110), so ist dies eine Hoffnung, der allerdings Wider-
sprüchlichkeiten der Leitbilder entgegenstehen: Der "aktivierende" Staat ist nicht unbe-
dingt "kundenfreundlich", die Budge-tierung sieht kein Produkt "Soziale Beziehungen im
Stadtteil" vor, die Koordination der Ver-waltung ist nicht identisch mit der Aktivierung
und Beteiligung der Menschen im Stadtteil (vgl. auch Hinte 2000, S. 224 sowie Lanz
2000).

Qualifikationen der QuartiermanagerInnen

Die Erwartungen an die Personen, die als Quartiermanager arbeiten sollen, sind weit
ge-spannt (vgl. auch Institut für Landes- und Entwicklungsforschung 2000 S. 72): 

"Es herrschte weitgehende Einigkeit darüber, dass ein Quartiermanager idealerweise
"alles können muss", das heißt, ein hohes Maß an sozialer, fachlicher, planerischer, wirt-
schaftlicher, organisatorischer und kommunikativer Kompetenz besitzen sollte – bei
gleichzeitigem Rückhalt in der lokalen Politik. Da es aber die "eierlegende Wollmilchsau"
nicht gibt, sollte eine Streuung der Aufgaben und Qualifikationen auf mehrere Beteiligte
vorgesehen werden“ (Deutsches Institut für Urbanistik 2001, S.70). "Am liebsten wäre
uns derjenige, der als Kommunikationswissenschaftler in der Moderationsrolle perfekt
ist; das kann nicht allein der Stadtplaner, allein der Sozialarbeiter sein....Es muss die
Fähigkeit vorhanden sein, die Wirtschaftssprache, die Sozialsprache und die Planungs-
sprache zu kennen und zu beherrschen... Das Ganzheitliche und nicht nur das eigene
Fachressort zu sehen, ist eine wichtige Fähigkeit.“ .( Deutsches Institut für Urbanistik
2001, S. 126)

Auffallend ist, dass die Qualifikationen, wie sie auch in Stellenausschreibungen zum
Aus-druck kommen, in der Regel auf der Ebene der sozialen und personalen Kompe-
tenzen wie Kommunikationsfähigkeit und Motivationsfähigkeit angesiedelt sind; nicht
definiert wird, wel-che Fachkompetenzen des jeweiligen Basisberufs, aus dem die Be-
werberInnen kommen, gefordert und genutzt werden.

Stadtteil- und Quartiermanager gehören verschiedenen Berufen an, es sind u.a.
"Raum- oder Stadtplaner, Sozialpädagogen, Sozialwissenschaftler, Geographen, Ver-
waltungswirte und Landschaftsarchitekten (Institut für Landes- und Entwicklungsfor-
schung 2000, S. 53). Aus welcher Berufsgruppe jemand eingestellt wird, hängt oft mit
der Struktur in den Verwaltungen zusammen: Wenn die Bauverwaltung bei der Reali-
sierung des Programms die Federführung hat, ist es ziemlich wahrscheinlich, dass je-
mand aus dem Bausektor (Architekt, Planer...) den Arbeitsbereich übernimmt, gehört
der Bereich zum Sozialressort, wird oft eine Sozialarbeite-rin/ein Sozialarbeiter einge-
stellt. Zudem spielt die Verankerung der Gemeinwesenarbeit in den Ländern und Kom-
munen eine Rolle: Wo sich Gemeinwesenarbeit profiliert hat wie in Hessen, steht das
Quartiermanagement eher in der Nähe von Sozialer Arbeit als in Ländern, in denen Ge-
meinwesenarbeit in den letzten zwanzig Jahren ein Schattendasein geführt hat.

Quartiermanagement erscheint dabei als "Überberuf", der Qualifikationen verschie-
dener pla-nender, ökonomischer, sozialer und adminstrativer Professionen in sich ver-
eint. Naheliegend ist es deshalb, dass verschiedentlich die Forderung nach einem eige-
nen Berufsbild (vgl. z.B. Hinte in Deutsches Institut für Urbanistik 2000, S.126) erhoben
wird. 

"Berufe" haben eine Doppelgestalt: Sie sind einerseits Bündelungen von bestimmten
Tätig-keiten, die regelmäßig und gegen Entgelt ausgeübt werden und andererseits Bün-
delungen von Arbeitsfähigkeiten, d.h. Qualifikationen, die durch eine Ausbildung zum
Zweck der Er-werbstätigkeit erworben werden. Grundsätzlich lassen sich neue Berufe
entwickeln, aber oh-ne eine professionelle Ausbildung entsteht keine Profession. Pro-
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fessionen haben aber auch Traditionen, geschichtlich gewachsene Sichtweisen und Her-
angehensweisen, die sie auch an neu entstehende Probleme heranführen. Die ange-
strebte Supra- Professionalität, die sich durch den oft verwendeten Begriff der "Ganz-
heitlichkeit" kennzeichnen lässt, kann leicht in Nicht- Professionalität umschlagen, wenn
allein auf die "sozialen Kompetenzen" und die "persönlichen Eigenschaften“ der Quar-
tiermanagerInnen abgestellt wird.

Man kann nicht von einem "Beruf Quartiermanagement" im Sinne einer eigenen Pro-
fession sprechen. Quartiermanagement ist - jedenfalls in der jetzigen Epoche - eine be-
ruflich ausge-übte Funktion unterschiedlicher Berufsgruppen; es ist allerdings sinnvoll,
dass Grenzen zwi-schen ihnen durchlässig werden, dass man die Perspektiven der je-
weils anderen Berufe kennen lernt und einbezieht, wie es insbesondere durch Fortbil-
dungen, gemeinsame Stu-dienabschnitte und Aufbaustudiengänge  geschieht. Vieles
spricht z.B. für die Kooperation von planerischen Berufen und Sozialer Arbeit, z.B. in
einer Tandem-Lösung oder einem Team des Quartiermanagements.

Quartiermanagement, Gemeinwesenarbeit und Soziale Arbeit

Die besondere Fähigkeit von Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagogen liegt darin,
Menschen, denen gesellschaftlich vor allem Defizite zugeschrieben werden, einzube-
ziehen und ihre Potenziale zu erkennen. Wenn Soziale Arbeit mit den "Stärken" der Men-
schen arbeitet, bedeutet dies nicht, dass sie sich auf die "Starken" reduziert, sondern ge-
rade die "Stärken der Schwachen" achtet und in den Prozess einbringt. 

Für die Arbeit in benachteiligten Stadtteilen ist dies von besonderer Bedeutung: Oft
verliert das Quartiermanagement sich in einzelnen "Angeboten", oft reduziert es sich auf
die Zu-sammenarbeit mit einmal gefundenen Akteuren, oft vermeidet es Dialog mit als
störend empfundenen Menschen und Gruppen. Auch in erfolgreichen Beteiligungspro-
jekten in Stadtteilen sind MigrantInnen, Moslems, jüngere Menschen, Männer mit ge-
ringer Ausbildung sowie Arbeitslose selten in die Prozesse involviert; man "käme eben
an diese nicht heran", heißt es dann. Damit aber bleibt nichts anderes übrig, als sie ent-
weder zu bloßen Objekten von gutgemeinten Projekten zu machen oder sie faktisch aus
der angestrebten "Beteiligung" auszugrenzen. Quartiermanagement von Professionel-
len der Gemeinwesenarbeit und Sozi-alen Arbeit kann sich damit nicht einfach abfinden,
sondern muss immer wieder neue Wege der Kommunikation mit ihnen finden.

Soziale Arbeit unterscheidet sich von den anderen beteiligten Berufen dadurch, dass
sie die Entwicklung und Gestaltung sozialer Beziehungen der Menschen in den Mittel-
punkt stellt und nicht als Instrument für die Erreichung von anders bestimmten Zielen
ansieht. "Gelingende soziale Beziehungen unter schwierigen Bedingungen" sind das ei-
gentliche "Produkt" der professionellen Arbeit. Für Soziale Arbeit ist "Partizipation" nicht
ein Vorgang, der sich vorrangig auf die Realisierung einzelner Projekte bezieht, sondern
Projekte sind umgekehrt ein Instrument, mit dem die Menschen bemächtigt werden,
mehr Bestimmung über die Gestaltung ihres eigenen Lebens zu haben. Gute Sozialar-
beiterInnen kennen die Lebenslage der Menschen in ihrem Umfeld, sie nehmen die un-
terschiedlichen Perspektiven innerhalb und außerhalb von Institutionen wahr, kommu-
nizieren auf verschiedenen Ebenen, lassen sich auf Ungewissheiten von Beziehungen
ein und respektieren den Eigensinn der Menschen. 

Es ist gut und wichtig, dass SozialarbeiterInnen, die als Quartiermanager arbeiten,
auch "managen" können und sich im rechtlichen, administrativen, wirtschaftlichen und
planerischen Bereich auskennen, aber dies alles ist nichts ohne ihre Kompetenz, Bezie-
hungen herzustellen und zu entwickeln.

Quartiermanagement als Weiterentwicklung der Gemeinwesenarbeit

Gemeinwesenarbeit wird heute in den meisten Studiengängen der Sozialarbeit/ Sozi-
alpäda-gogik angeboten, Projekte der Gemeinwesenarbeit werden von freien Trägern
wie von Kom-munen durchgeführt; Gemeinwesenarbeit ist häufig auch Auftrag der
kommunalen Sozial-dienste; als Arbeitsprinzip spielt es in der Zielgruppenarbeit eine
wesentliche Rolle. Dabei gibt es Schwerpunkte der Arbeit in den Bereichen Migration,
Jugendarbeit, Arbeit mit be-nachteiligten Bewohnergruppen und der Arbeit in Obdach-
losensiedlungen. 

Die in der Sozialarbeit/Sozialpädagogik entwickelte Gemeinwesenarbeit bietet ein Ar-
senal von allerdings oft verstreuten und nur partiell elaborierten Handlungsansätzen,
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Wissensbeständen und Methoden, die für die Funktion des Quartiermanagements teils
aufgegriffen und angewendet, teils weiter entwickelt werden müssen, wie:
� Zusammenschau von sozialen, ökonomischen, baulichen und politischen Strukturen

im Stadtteil; 
� Methoden der aktivierenden Befragung, der Verhandlung, Moderation, der Entwick-

lung von Aktionen und Projekten;
� GWA als Arbeit in den Lebenszusammenhängen benachteiligter Menschen in „So-

zialen Brennpunkten“;
� GWA als stadtteilbezogene Sozialarbeit auf den Ebenen Wohnquartier, im interme-

diären Bereich und der Ressourcensteuerung in der Verwaltung (vgl. Hinte 2001);
� GWA als sozio-kulturelle Arbeit;
� GWA als Aufbau von selbständigen Bürgerorganisationen und Community Organi-

zing (vgl. FOCO 1996);
� Gemeinwesenökonomie als Aufbau von lokaler Ökonomie und für den Stadtteil nütz-

licher Dienstleistungen (vgl. Elsen 1998);
� GWA als sozialpolitische Vertretung von benachteiligten Stadtteilen und Bevölke-

rungs-gruppen;
� GWA als Anwaltsplanung bei der Umgestaltung von Wohngebieten ;
� GWA als Partner von Wohnungsbaugesellschaften (vgl. Bunge, in Rothschuh 2001);
� GWA als unabhängige Mieterberatung (vgl. Behrendt in Rothschuh 2001).

Die Aufgabe des Quartiermanagements bedeutet auch eine Herausforderung an die
Gemeinwesenarbeit. Sie muss 
� klarer ihre eigenen Ziele, Methoden, Techniken sowie die Kriterien für gelingende

Arbeit definieren,
� sich intensiver mit den ökonomischen Dimensionen des Stadtteillebens auseinan-

dersetzen,
� sich auf neue Beschäftigungsformen (u.a. selbständige Arbeit) einstellen und
� sich auf Denk- und Arbeitsweisen anderer Professionen einlassen, ohne sie zu ko-

pieren.
Wenn Gemeinwesenarbeit, möglichst in professionsübergreifenden Tandem- oder

Teamlö-sungen- die Funktion des Quartiermanagement übernimmt, darf sie sich nicht
reduzieren lassen auf "Betreuung" benachteiligter Bewohnergruppen, die faktisch par-
allel zur "Beteili-gung" der von Bildung, Wohnsituation und Einkommen her gesehen
stärkeren Gruppen stattfindet; sondern ihre Stärke ist die Entfaltung der vielfältigen Po-
tenziale der verschiede-nen Menschen und Gruppen, Kulturen und Milieus. Dies be-
deutet vorrangig, dass sie als "Pfadfinder" zu den Potenzialen der Menschen persona-
len Kontakt zu Schlüsselpersonen der verschiedenen Gruppen aufbauen und Netzwerke
von sozialen Beziehungen entwickeln.
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7. Anwendung/Umsetzung

Im folgenden soll – unter Berücksichtigung realistischer Alltags- und Rahmenbedin-
gungen der Sozial- und Jugendhilfeplanung – ein möglicher Umsetzungsprozess sozi-
alraumorientierter Planung – sowohl mit Blick auf Ressourcen, Zeiteinsatz und Ablauf –
skizziert werden.

7.1 Voraussetzungen:

Im Fachamt (Jugendamt) sollte für zentrale (auf den gesamten Planungsraum bezo-
gene) Planungsaufgaben folgende Mindestausstattung gegeben sein :

� eine Stelle für Planungsaufgaben (JugendhilfeplanerIn) auf 100.000 bis 150.000 Ein-
wohner,

� Stelle Büro/Sekretariat/Dateneingabe etc.,
� leistungsfähige EDV-Ausstattung mit Bürosoftware (incl. Tabellenkalkulationspro-

gramm/Excel und Präsentationssoftware/PowerPoint)  und
� Sachkostenbudget (10.000 DM pro Jahr je 100.000 Einwohner)

Für die Planung (incl. Betroffenenbeteiligung) und Entwicklung kleinräumiger Quar-
tiere (vgl. Phase 2 Ziffern 7 – 9) ist zusätzliches Personal (incl. Sachmittel) erforderlich.
Dieses muss jedoch nicht zwangsläufig beim öffentlichen Träger angesiedelt sein. Hier
können auch freie Träger, sozialwissenschaftliche Institute oder Planungsbüros ent-
sprechend beauftragt wer-den.

7.2 Praktische Vorgehensweise

Der im folgende skizzierte Planungsprozess beinhaltet einmal (Phase 1) eine Daten-
gewinnung und –interpretation bezogen auf den gesamten Planungsraum (Gesamt-
stadt, Kreisgebiet). Hierbei werden insbesondere sekundärstatistische Daten zur Bevöl-
kerung und zu den sozial relevanten Lebenslagen erhoben und über Indikatorenmodelle
verknüpft. Diese erste Planungsphase dient insbesondere der Information über sozial-
räumliche Konzentrationen von jugendhilfespezifischen Problemlagen und Bedarfsan-
forderungen (Sozialraumanalyse). Am Ende dieser ersten Phase steht eine Auswahl der
Regionen, die auf Grund besonderer Benachteiligungen intensiver betrachtet und in
denen mit Priorität Entwicklungsprozesse an-gestoßen werden sollten (Prioritätenset-
zung).

Im Anschluss an diese Auswahlentscheidungen sollten in den ausgewählten Regio-
nen diffe-renzierte (wesentlich auch qualitativ angelegte) Milieuanalysen durchgeführt
werden (Phase 2). Die hier erforderlichen beteiligungsintensiven Aktivitäten sind in aller
Regel mit zusätzli-chem Personal (siehe oben) durchzuführen.

Bausteine/Ablauf

Sozialraumanalyse und Prioritätensetzung

1. Bildung einer Begleitgruppe kontinuierlich
2. Festlegung von Planungsräumen 2 Monate
3. Festlegung der Datenbereiche 2 Monate
4. Datenerhebung (quantitativ) 4 Monate
5. Zusammenführung und Aufbereitung der Daten 4 Monate
6. Prioritätensetzungen 2 Monate

Milieuanalyse, Beteiligung, Umsetzung

7. Durchführung von Sozialraumkonferenzen 6 Monate
8. Adressatenbeteiligung (parallel zu 7) 6 Monate
9. Auswertung/Umsetzung 2 Monate (plus X)
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Phase 1: Sozialraumanalyse und Prioritätensetzung

1. Bildung einer Begleitgruppe (kontinuierlich)

Zumindest für den Zeitraum, der voraussichtlich zur Erstellung einer ersten sozial-
raumbezo-genen Planungs- und Entscheidungsgrundlage benötigt wird (Phase 1 - ca.
14 Monate), sollte ein planungsbegleitendes Gremium installiert werden, in dem die ein-
zelnen Planungsschritte besprochen, Unterstützung und Kooperation abgesichert sowie
fachliche Rückmeldungen und Korrekturen im Planungsablauf verlässlich organisiert
und abgerufen werden können (vgl. dazu auch die Hinweise in Abschnitt 6.1). Das Gre-
mium sollte jeweils zu Beginn eines Planungsabschnittes und bei Vorliegen von Zwi-
schenergebnissen am Planungsprozess beteiligt werden (insgesamt ca. 8 bis 10 Ter-
mine).

Einem solchen Begleitgremium sollten wegen der Handhabbarkeit und zur Sicherung
einer verbindlichen und verlässlichen Binnenstruktur nicht mehr als 10 Personen an-
gehören. Die Beteiligten sollten in Abstimmung dem den Amtsleitungen und dem Ju-
gendhilfeausschuss ausgewählt werden und unterschiedliche Fachbereiche der kom-
munalen Verwaltung reprä-sentieren (z.B. Jugend- und Sozialamt, Statistisches Amt,
Amt für Stadtentwicklung). Die Betreuung der Begleitgruppe (Einladung, Protokoll)
sollte bei dem/der Planer/in liegen, ggf. auch die Übernahme des Vorsitzes/der Leitung. 

Über Zwischenergebnisse und Vorschläge der Begleitgruppe sind die zuständigen po-
litischen Gremien (z.B. Jugendhilfeausschuss, Unterausschuss Jugendhilfeplanung, ggf.
Rat/Stadtverordnetenversammlung/Kreistag, andere politische Steuerungsgremien)
regel-mäßig zu unterrichten, um Planungsschritte abgesichert zu bekommen und ggf.
erforderliche politische Entscheidungen zeitnah erhalten zu können.

2. Definition (Festlegung) von Planungsräumen

Der erste Schritt zur Erstellung einer Sozialraumanalyse ist die Festlegung von Pla-
nungs-räumen (vgl. dazu auch Abschnitt 4.1 "Raumbezug"). Die Planungsräume (Be-
zugsregionen) sollten unter Berücksichtigung der jeweils relevanten Betrachtungs- und
Steuerungsdimensi-onen und der Datenverfügbarkeit festgelegt werden. 

Vorschlag

Planungsraum Typ A (Sozialbezirk) ca. 50.000 – 70.000 Einwohner

sozialstrukturelle Lebensverhältnisse
Planungsregion zur Entwicklung von Einrichtungen und Leistungen mit größerem Ein-
zugsbe-reich und zur Installierung dezentraler Ressourcensteuerung und -verantwor-
tung, Organisa-tionsentwicklung etc.

Planungsraum Typ B (Stadtteil) ca. 5.000 – 10.000 Einwohner

sozialökologische Lebenswelten
Planungsregion zur Gestaltung einer kleinräumigen sozialen Infrastruktur, Adressaten-
beteili-gung

Planungsraum Typ C (Quartier) ca. 1.000 – 3.000 Einwohner

Planungsregion zur Entwicklung von zielgruppenspezifischen Angeboten (z.B. "soziale
Brennpunkte"), Adressatenbeteiligung

Dabei sollte ein "hierarchischer" Aufbau der Planungsräume gesichert werden, d.h.
klein-räumige Planungsregionen sollten sich immer aus größeren Gebietseinheiten ab-
leiten. Aus Gründen der Datenverfügbarkeit sind die Planungsregionen A und B an ge-
gebenen admi-nistrativen Vorgaben (Abgrenzung von Räumen durch amtliche Statistik)
auszurichten. Erst bei der intensiven Betrachtung von kleinen Räumen (Planungsraum
Typ C) rechtfertigt sich der besondere Aufwand, der mit einer Datensammlung unter
Vernachlässigung vorgegebe-ner Raumstrukturierungen verbunden ist.

Beispiel Stadt:

1. Stufe Gesamtstadt
2. Stufe 4 Stadtbezirke/Sozialbezirke
3. Stufe 16 Stadtteile (1 Stadtbezirk besteht aus 2 – 6 Stadtteilen) 
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4. Stufe 64 Quartiere/statistische Gebiete 
(1 Stadtteil besteht aus 2 – 6 Quartieren/statistischen Gebieten).

Beispiel Kreis

1. Stufe Kreisgebiet
2. Stufe 3 Kreisregionen (z.B. "Altkreis")
3. Stufe Städte und Gemeinden
4. Stufe Quartiere

Die Frage, auf welcher Raumebene differenzierte Erhebungen und Untersuchungen
anzusiedeln sind, ist je nach Fragestellung unterschiedlich zu bewerten. Handelt es sich
beispielsweise um "soziale Brennpunkte", so werden hier sehr kleine Gebietseinheiten
zugrunde zu legen sein. Ebenfalls noch sehr kleinteilig werden raumbezogene Planun-
gen für Kinder und Familien mit jüngeren Kindern auszuweisen sein. Mit Blick auf an-
dere Angebote und Einrichtungen der Jugendhilfe (z.B. Angebote der Jugendarbeit, Ein-
zugsbereiche des Allgemeinen Sozialen Dienstes, Kinder- und Familienhilfezentren, Fa-
milienbildung) sind größere Einzugsbereiche zugrunde zu legen. Es ist nur sehr begrenzt
möglich, hier generelle Vorgaben zu machen. Die jeweiligen Besonderheiten der Region
(vor allem die Unterschiede zwischen dichter und geringer besiedelten Räumen - Stadt-
Land-Gefälle) sind zu berücksichtigen. Zudem ist die Planung auch immer abhängig von
den Tiefengliederungen und Differenzierungen, in denen die jeweiligen Daten vor Ort
aufbereitet und vorgehalten werden (können). 

Bei der Datenpräsentation sollten, wenn es sich um Jugendhilfedaten aus Interventi-
onsbe-reichen oder andere Bereiche mit niedrigen (kleinen) Fallzahlen (z.B. Familienge-
richtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Hilfen zu Erziehung) handelt, eine Untergrenze von etwa
5.000 Einwoh-nerInnen (Bezugsraum) nicht unterschritten werden (sonst kommt es zu
kleinen Fallzahlen, Verzerrungen bei relativen Werten, ggf. auch zu Problemen im Be-
reich des Datenschutzes). 

3. Festlegung der Datenbereiche

Der zweite Schritt zur Erstellung einer Sozialraumanalyse ist - nach der Bestimmung
der Planungsregionen (Bezirke/Stadtteile/Quartiere) – die Erstellung/Abstimmung eines
Daten-konzeptes unter Berücksichtigung der wünschenswerten Datenbereiche, aber
auch hinsicht-lich des Arbeitsaufwandes der (intern oder auch bei extern beteiligten
Stellen) investiert wer-den soll und kann. 
Diese Daten sollten sich beziehen auf:

1. Bevölkerungs- und Sozialstruktur (vgl. dazu auch Abschnitt 4.2 Datenkonzept und -

auswahl)

Bei begrenzten Zugängen und geringen Ressourcen sollten hier im Minimum ("Muss-
Daten") Daten zum Altersaufbau der Bevölkerung, zur ökonomischen/materiellen Situa-
tion (Sozial-hilfe/Arbeitslosigkeit), zur Wohnsituation (Bevölkerungsdichte/Wohneigen-
tum), zur familiären Situation (Alleinerziehende) und zur Segregation (Ausländer) erho-
ben werden.

2. Interventionsstrukturen des Jugendamtes

Erfasst werden sollte hier vor allem die regionale Verteilung der Hilfen zur Erziehung
(im Mi-nimum Hilfen zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie) und der Jugendge-
richtshilfe.

3. Einrichtungen und Dienste (soziale Infrastruktur)

Hier geht es vor allem um das Angebot der Kindertagesbetreuung, Jugendeinrich-
tungen und spezifische Angebote für Kinder, Jugendliche und Familien in Konflikt- und
Krisensituationen. 

Die zu erhebenden Daten sollten auf jeden Fall kleinräumig – d.h. hier für Planungs-
räume Typ A und B – vorliegen. Ob sie auch für kleinere Planungszuschnitte (Planungs-
raum Typ C) verfügbar sein müssen, hängt vom planerischen Handlungsbedarf ab.
Wenn für einzelne Quartiere (Soziale Brennpunkte) gesteigerter Handlungsbedarf be-
steht, sind die Daten auch für diese Teilregionen verfügbar zu machen. 
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Wichtig ist, sich immer wieder zu vergegenwärtigen, dass es hierbei nicht um das Ziel
geht, möglicht vollständig und umfassend Daten für alle Aspekte der Sozial-, Interven-
tions- und Infrastruktur zu erfassen – dies wäre ggf. im Rahmen von Fach- und Detail-
planungen zu be-werkstelligen. Vielmehr geht es wesentlich darum, aussagekräftige
Daten (Indikatoren) zur Sozial- und Leistungsstruktur in (Teil-)Planungsregionen zu er-
fassen (Kerndaten), die erste Aussagen zulassen über strukturelle und wesentlich
Aspekte sozialer Benachteiligung und hierauf bezogener Bedarfe nach Sozial- und Ju-
gendhilfeleistungen. 

4. Datenerhebung (quantitativ)

Die Aufgabe der Datenerhebung wird wesentlich erleichtert, wenn
� Daten nicht eigens erhoben werden müssen (z.B. durch Fragebogen), sondern auf

bereits vorliegende – auf die gewählten Planungsräume bezogene – Daten und Ü-
bersichten zurückgegriffen werden kann,

� Daten in einheitlichen Datenformaten auf Datenträgern bzw. als EDV-Ausdrucke (und
nicht als handschriftliche "Datensammlungen") vorliegen.

Bei begrenzten Ressourcen wird die Entscheidung, welche Daten in die Sozialraum-
analyse einbezogen werden sollen, wesentlich über das Kriterium der Datenverfügbar-
keit (siehe o-ben) mitbestimmt. Natürlich gilt es dabei immer auch zu bedenken, dass
eine untere Grenze der Aussagefähigkeit nicht unterschritten wird ("Muss-Daten").

5. Zusammenführung und Aufbereitung der Daten

Das Zusammenführen der erhobenen bzw. erfassten Daten erfolgt über eine Eingabe
bzw. einen Import der Daten in eine Tabellenkalkulation. Die wichtigsten Arbeitsschritte
sind hier (vgl. dazu auch Abschnitt 4.3 Datenaufbereitung und –auswertung) :
� Erfassung der Daten in Arbeitsblättern (z.B. Excel-Tabellen),
� Herstellung von Beziehungen zwischen den Daten,
� Berechnungen (z.B. Orts-/Regionalprofile, Standardpunktzahl),
� Visuelle Aufbereitung der Daten (z.B. Diagramme, Orts-/Regionalprofile, Karten),
� Indexbildung.

6. Prioritätensetzungen

Auf der Grundlage der Analyse (Interpretation) der quantitativen Daten, hier vor allem
der Bewertung und Einordnung der Sozialstruktur und der Aktivitäten der Sozial- und
Jugendhilfe in den jeweiligen Regionen sind im nächsten Schritt einzelne (spezifische)
Sozialräume (vor allem auf der Ebene des Typs B/Stadtteil) bezogen auf die Durch-
schnittswerte in der Ge-samtregion und der Ergebnisse anderer Teilplanungsregionen
auf einer Prioritäten- bzw. Dringlichkeitsliste (Handlungsbedarf) anzuordnen. Dabei
sollte der Planungsbegleitgruppe (vgl. dazu Ziffer 1) bei dieser Einordnung eine wich-
tige Mitentscheidungs- und Bewertungs-aufgabe zukommen. 

Diese erste Prioritätensetzung soll Möglichkeiten eröffnen, um knappe Planungs- und
Hand-lungsressourcen gezielt und wirksam einzusetzen. Im Ergebnis könnte somit die
Situation und der Handlungsbedarf in zwei bis drei Planungsregionen (Typ B oder C) in-
tensiver bestimmt und vorrangig bearbeitet werden. Andere (als weniger belastet an-
gesehene) Pla-nungsregionen könnten dann – zeitlich versetzt – zu einem späteren Zeit-
punkt untersucht werden.

Phase 2: Milieuanalyse, Beteiligung, Umsetzung

Für diese umsetzungsbezogene Planungsphase sollte mindestens ein Zeitrahmen 12
bis 14 Monate vorgesehen werden, wobei natürlich mit Blick auf die Realisierung der
Planungser-gebnisse und Empfehlungen auch längere Zeiträume in Frage kommen kön-
nen und in Teilen hier auch eine Entwicklung in Gang kommen kann, die nicht mit einem
terminierbaren Ergebnis ("Alle Ziele erreicht!") beendet ist, sondern als (selbsttragen-
der) fortdauernder Prozess sich darstellt.

Auch in dieser Phase sind wiederum (vgl. Zif. 1) die zuständigen Institutionen und po-
litischen Gremien (z.B. Jugendhilfeausschuss, Unterausschuss Jugendhilfeplanung, ggf.
Rat/Stadt-verordnetenversammlung/Kreistag, andere politische Steuerungsgremien,
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Verwaltungen) re-gelmäßig zu unterrichten, um ggf. für den Fortgang der Arbeiten er-
forderliche administrative und politische Entscheidungen zeitnah erhalten zu können.

Zu klären wäre in diesem Zusammenhang auch frühzeitig, d.h. abgesichert durch Ad-
minist-ration und Politik, welche Mitspracherechte den Beteiligten (Fachkräfte im Rah-
men von So-zialraumkonferenzen bzw. Kinder, Jugendliche und Familien im Kontext
von Beteiligungs-projekten) zukommen (sollen). 

7. Durchführung von Sozialraumkonferenzen

In den nach der Prioritätensetzung ausgewählten (2 bis 3) Planungsregionen, die im
Rahmen einer differenzierten, kleinräumig und qualitativ angelegten Milieuanalyse (incl.
Betroffe-nenbeteiligung und Maßnahmeplanung) intensiver in den Blick genommen
werden sollen, können dann Sozialraumkonferenzen zur eingehenderen bzw. genaue-
ren Bestimmung der Situation und des Handlungsbedarfs installiert werden. Die prakti-
sche Durchführung der So-zialraumkonferenzen könnte so erfolgen, dass von der Pla-
nung je zwei bis drei moderierte und protokollierte Sitzungen pro Sozialraum mit Fach-
kräften aus dem Sozialraum (von öf-fentlichen und freien Trägern) ausgerichtet werden.
Die Sozialraumkonferenzen können dabei sowohl zur Gewinnung quantitativer Daten,
z.B. 

� Wohnen und arbeiten im Sozialraum
� Die Verkehrssituation
� Infrastruktur im Sozialraum
� Probleme im Zusammenleben
� Soziale Dienste und deren Qualität
� Zukünftige Entwicklungen

als auch zur Kommentierung und Einordnung der vorliegenden quantitativen Daten
und In-formationen und zur Diskussion der Entwicklungsbedarfe in der Region genutzt
werden. Da-bei kann auf Hinweise und Orientierungen zur qualitativen Sozialraumana-
lyse (vgl. Abschnitt 5/5.1) zurückgegriffen werden. 

Diese Sozialraumkonferenzen wären von der Planung zu moderieren (incl. Input, z.B.
Er-gebnisse der Datenerhebung und Datenanalyse) und zu dokumentieren (vgl. dazu
auch Ab-schnitt 5.1 "Stadtteil-/Ortsbericht").

8. Adressatenbeteiligung

Im Zusammenhang mit den Sozialraumkonferenzen und in Abstimmung und aktiver
Beteiligung mit den darüber einbezogenen Fachkräfte sollten – bezogen auf die dring-
lichsten Probleme des auswählten Sozialraumes – die potentiell oder faktisch von den
Problemen in der Region betroffenen BewohnerInnen in die Problemanalyse und die
Entwicklung von Lö-sungsvorschlägen eingezogen werden (vgl. dazu auch Abschnitt
5.2). Dabei sollte es auch um eine Kommentierung und Bewertung der Ergebnisse der
Sozialraumkonferenzen durch die Handlungsadressaten gehen.

Besonderes Gewicht ist dabei auf "initiierende Verfahren" (z.B. Zukunftswerkstätten,
Kinder- und Jugendaktionen, Planungszelle - siehe S. 43f.) zu legen.

Mit Rücksicht auf den hohen Aufwand (hier sind entsprechende personelle Ressour-
cen ein-zuplanen), den eine solide und verlässliche Organisation, Durchführung und
Auswertung ei-ner produktiven Betroffenenbeteiligung erfordert, sollten hier klare
Schwerpunkte gesetzt werden (zeitgleich höchstens zwei Beteiligungsaktionen pro So-
zialraum, Sicherung von Kon-tinuität in der Betroffenenbeteiligung, eher überschaubare
und im Zeitablauf stabile Beteili-gungsgruppen als einmalige Großaktionen etc.).

9. Auswertung/Umsetzung

Für den weiteren Ablauf – in Richtung Umsetzung/Realisierung – ist die Auswertung
und Do-kumentation der quantitativen und qualitativen Daten (und der ggf. erfolgten
Betroffenenbe-teiligung) für die ausgewählten (vgl. Zif. 6) und intensiver erforschten
(vgl. Zif. 7 und 8) Sozi-alräume von Bedeutung.

Aufgabe der Planung ist es hier – neben der Rückmeldung der Ergebnisse an die im
Sozial-raum tätigen Fachkräfte und die BewohnerInnen – Verwaltung und Politik Infor-
mations-grundlagen und Vorschläge für Entwicklungsentscheidungen zu geben. 
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Dabei sollte es nicht nur um eine Dokumentation der "Bedarfsermittlung" gehen, d.h.
den Versuch, die individuellen Wünsche und Interessen (Bedürfnisse) in fachliche und
fachpoliti-sche Folgerungen (Bedarfe) zu übersetzen, sondern auch – wenn immer mög-
lich – um
� Vorschläge zum sozialraumbezogenen Ressourceneinsatz (Sozialraumbudget auf der

Ebene Planungsraum Typ A/Sozialbezirk – vgl. dazu auch Abschnitt 6.2),
� organisationsbezogene Entwicklungsvorschläge (z.B. sozialraumbezogene Bera-

tungs- und Entscheidungsgremien – Stichwort – dezentrale Entscheidungs- und Res-
sourcenverantwortung – vgl. Abschnitt 6.2),

� Aufbau und Ausgestaltung eines sozialraumbezogenen Kontrakt- (vgl. Abschnitt 6.3)
und Qualitätsmanagements (vgl. Abschnitt 6.4) und

� der Installierung eines Quartiersmanagements (vgl. Abschnitt 6.5) zur mittel- und
län-gerfristigen Gestaltung eines regionalen Entwicklungsprozesses.

Auf der Grundlage der einzufordernden bzw. gegebenen politischen und administra-
tiven Entscheidungen können dann – im Rahmen einer fortdauernden Planung bzw.
eines ent-sprechenden Quartiersmanagements – je nach Vorgaben, Prioritäten und Res-
sourcen die erforderlichen bzw. möglichen Aktivitäten im Quartier realisiert werden. Für
diesen Umset-zungsprozess lassen sich keine generellen Zeitvorgaben machen.
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8. Zusammenfassung

Ein erster Schritt für eine sozialraumorientierte Planung ist eine differenzierte Analyse
der Struktur des erfassten Sozialraums. Aus alltäglicher Erfahrung und wissenschaftli-
chen Un-tersuchungen wissen wir, dass eine Stadt, eine Region - für die geplant werden
soll - sich nicht als ein homogenes und in sich geschlossenes Gebilde darstellt. Ge-
meinden und Städte als menschliche Lebensräume weisen in sich vielmehr eine diffe-
renzierte Feinstruktur auf. 

Als weiteres Argument für eine Sozialraumorientierung kommt hinzu, dass kurz- bzw.
mittel-fristig eine flächendeckende Versorgung mit sozialen Dienstleistungen nicht ver-
wirklicht wer-den kann. Hier gibt der strukturbezogene Planungsansatz Hinweise darauf,
welche Stadtre-gionen und Zielgruppen als besonders benachteiligt/unterversorgt gel-
ten können, für die dann im Rahmen von Schwerpunktprogrammen gezielt und kon-
zentriert zusätzliche Leistungen und Angebote bereitgestellt werden müssten.

Eine Sozialdatenbank zur Sozial- und Jugendhilfeplanung soll es ermöglichen, die rä-
umliche Verteilung von Lebenslagen in einer Planungsregion (Stadt/Stadtteile, Flächen-
kreis/Gemein-den und Städte) darstellbar zu machen. Dazu ist eine kleinräumige Erfas-
sung von Daten auf der Ebene von Stadtteilen bzw. Gemeinden erforderlich. 

Bei der Prüfung der Frage, ob Daten planungsrelevante Informationen enthalten, sind
vor allem Raumbezug, Zeitbezug und Zielgruppenbezug der Daten zu thematisieren. Für
eine strukturell orientierte Jugendhilfeplanung ist der Raumbezug der Daten von großer
Bedeutung (unterversorgte Regionen, Konzentration von Ziel- bzw. Problemgruppen
etc.). Von daher ist bei der Datenauswahl darauf zu achten, dass diese in möglichst klein-
räumiger Unter-gliederung vorliegen (Baublock, Ortsteil, Stadtteil, statistischer Bezirk).

Die verfügbaren Daten sollen möglichst aktuell sein und aus verschiedenen Zeiträu-
men (Zeitpunkten) vorliegen. Denn gerade der Zeitreihenvergleich kann ein wichtiges
und nützli-ches Instrument sein, um Entwicklungen und Trends - auch in Abhängigkeit
von fachlichen, politischen Aktivitäten - feststellen zu können (z.B. Entwicklung eines
Versorgungsangebots, etwa Kindergartenplätze, im Zeitvergleich, Entwicklung der
Fremdunterbringungen etc.). 

Neben angebots-, einrichtungs- und raumbezogenen Informationen sind für die Pla-
nung auch Informationen über faktische und potentielle Zielgruppen (Nutzergruppen)
von Bedeutung. Von daher sind Informationen und Daten über Kinder, Jugendliche und
Familien in ver-schiedenen Lebenslagen (z.B. Betreuungsbedarfe von Kindern im Alter
von 0 < 3 Jahren, spezifische Lebens- und Bedarfssituationen von Alleinerziehenden, Si-
tuationen von Mäd-chen, Bedürfnisse Heranwachsender in ihren Konsequenzen für die
Jugendarbeit etc.) von Interesse. 

Zu den Möglichkeiten der Aufbereitung, Auswertung und Präsentation von Daten
gehören u.a. deskriptive Statistik, Sozialatlas und Soziale Indices. Regional differenzierte
Daten lassen sich sehr gut in Form eines Sozialatlasses aufarbeiten und in die Diskus-
sion der Pla-nungsbeteiligten zurückkoppeln. Durch spezifische Sozialindikatoren kön-
nen Bewertungs-maßstäbe für spätere Prioritätensetzungen im Rahmen von Maßnah-
meplanungen entwickelt werden.

Wichtig ist die Ergänzung der quantitativen Darstellungen und Analysen (Sozialbe-
richter-stattung, Sozialatlas) durch qualitative Sozialraumanalysen (Milieuanalysen). Zu-
meist können erst über diese sehr kleinräumig angelegten sensiblen Zugänge Wirk-
samkeiten des sozialen Nahraums in verschiedenen Dimensionen erfasst werden. Der
qualitative Problemzugang – gestützt und qualifiziert durch allgemeine oder zielgrup-
penspezifische Betroffenen-beteiligungen - stellt somit einen entscheidenden Arbeits-
schritt im Prozess der Sozial- und Jugendhilfeplanung dar.

Eine sozialräumlich angelegte Planung soll nicht nur Daten und Informationen über
Regionen (Quartiere, Milieus) und die dort lebende Bevölkerung liefern, sondern auch
Beiträge erbringen zur planerischen Entwicklung in den untersuchten Sozialräumen. Die
skizzierten Beispiele – sozialraumorientierte Jugendhilfeplanung, Sozialraumbudgets
und dezentrale Ressourcenverantwortung, sozialraumbezogenes Kontraktmanagement,
Qualitätsmanage-ment und sozialraumbezogene Planung sowie Quartiersmanagement
– zeigen einige prakti-sche Umsetzungsmöglichkeiten auf, die auf Ergebnissen sozialrä-
umlicher Planung basieren und z. T. unter aktiver Beteiligung (bzw. Verantwortung) der
planenden Institutionen und Personen realisiert werden können. 
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9. Anhang

9.1 Materialien (Stellungnahmen und Empfehlungen)

Fachpolitische Stellungnahme des VOSP "Sozialraumanalyse und Sozialraumpla-

nung" von 1998

Ausgangslage

Sozialräumliche Differenzierungsprozesse in Städten, Landkreis, Gemeinden nehmen
zu. Die Folgeprobleme der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen mit
einer wachsenden Armutsdynamik stellen eine Kommunalpolitik, die sich soziale Ge-
rechtigkeit und sozialen Ausgleich zum Ziel setzt, vor große Herausforderungen. Die so-
ziale Ausgrenzung unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen wächst. Soziale Probleme
polarisieren sich teilräumlich immer stärker – mit der Tendenz zunehmender sozialer Se-
gregation innerhalb und zwischen den Kommunen, wenn man die Analyse neuer Ar-
mutsberichte zugrunde legt.

Die Kommunen sind mit ihrem Selbstverwaltungsauftrag, gleichwertige und einheit-
liche Lebensver-hältnisse zu schaffen, strukturelle an ihren Grenzen angelangt. Mit dem
ihnen zugewiesenen ver-gleichsweise geringen Potential an Handlungsmöglichkeiten in
Verbindung mit einer lokal nur be-grenzt beeinflussbaren Haushaltslage haben sie le-
diglich  einen eingeschränkten Spielraum für eine offensive lokale Sozialpolitik.

Begriff Sozialraum und Sozialraumanalyse

Sozialraum ist Lebensraum, Quartier, Heimat, der sozialen Mikrokosmos, in dem sich
globale gesellschaftliche Entwicklungsprozesse und Versäumnisse widerspiegeln und
brechen. Je nach Grad sozialer und räumlicher Segregation kumulieren in bestimmten
Gebieten eine Kommune die Problemlagen: Arbeitslosigkeit verändert die Nachbar-
schaft, Wanderungsprozesse verändern die Zusammensetzung der Bevölkerung und
werfen Fragen nach dem Zusammenleben verschiedener ethnischer Gruppen auf, de-
mographische Prozesse lassen einzelne Quartiere altern oder bewirken ebenfalls einen
Bevölkerungsumbruch.

Sozialraumanalyse ist ein Ansatz, Lebensräume möglichst realitätsgetreu und wirk-
lichkeitsnah abzubilden.

Die Informationsbasis über die Lebenswelt, Lebensräume, die sie prägenden Struktu-
ren, Form des Zusammenlebens, Milieus, Zusammenhänge zwischen Bau-/Wohnformen
und Wohlbefinden, Spannungen, Konflikte und lokale Milieus ist der Problemlage un-
angemessen. Die statistische Datenbasis wurde nicht systematisch entwickelt, ist häu-
fig unzulänglich, unvollständig, veraltet und damit nicht hinreichend aussagekräftig.

Qualitative Verfahren zur Erfassung von Lebensverhältnissen und Problemlagen sind
eher die Ausnahme als die Regel, obwohl sie für eine authentische Rekonstruktion der
Lebenswelt unverzichtbar sind.

Gesetzliche Grundlagen

Das Grundgesetz hat mit der "Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bun-
desgebiet" eine sozialräumlich ausgleichende Orientierung zum Ziel. Im Bau- und Sozi-
alrecht gibt es eindeutige Aufträge zu einer sozialräumlich ausgerichteten Analyse und
Planung.

Das Baugesetzbuch (BauGB) verpflichtet in § 1(5) die Bauleitplanung auf eine "geord-
nete städtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl  der Allgemeinheit entsprechende
sozial gerechte Bodennutzung gewährleisteten und dazu beitragen, eine menschen-
würdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schätzen und zu
entwickeln".

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) enthält den Generalauftrag in § 1 Abs. 3,
Ziff. 4, dass Jugendhilfe "dazu beitragen soll, positive Lebensbedingungen für junge
Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu er-
halten oder zu schaffen".

Über diese gesetzlichen Regelungen hinaus haben Sozialplanung und Sozialpolitik die
fachliche Verpflichtung, durch eine sozialräumliche Zugangsweise – über die bereichs-
und zielgruppenorientierten Arbeitsansätze hinaus – auf kleinräumiger Ebene differen-
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zierte Informationen über die Lebenslagen, Risiko- und Defizitlagen sowie die Hand-
lungspotentiale verschiedener Bevölkerungsgruppen zu erhalten. 

Zielsetzung von Sozialraumanalysen

Ziel einer qualifizierten Sozialraumanalyse ist ein umfassendes, integriertes, klein-
räumiges und aktuelles soziales Planungsinformationssystem. Sozialraumanalyse ist
eine wesentliche Grundlage für Sozialplanung.
Dabei geht es im einzelnen um
� die stadt- bzw. landkreisspezifische Darstellung kleinräumiger Strukturen, Probleme

und Entwicklungsvorhaben,
� die Klärung geeigneter Sozialraumabschnitte (ab welcher Größenordnung geht der

Lebensweltbezug verloren und inwieweit treffen offizielle Gebietsgliederungen fak-
tische Lebenswelten?).

� die Darstellung von sozialer Ungleichheit und Unterversorgungslagen im Quer-
schnitt und Zeitverlauf,

� die Ermittlung besonderer Bedarfsgruppen und vorrangiger Räume, denen in Zeiten
knapper Finanzierung in erster Linie Unterstützung zukommen soll,

� die Ermittlung von Ressourcen und Potentialen nachbarschaftlicher Hilfen, sozialer
Netzwerke und bürgerschaftlichen Engagements in den Quartieren,

� die Schaffung einer Informationsbasis für lokale Aushandlungsprozesse und damit
ein höheres Maß an Transparenz.

Methodik

Das Feld sozialräumlicher Analysen ist in der Praxis sehr heterogen. Es reicht von der
Gebietstypisierung durch Erfahrungswissen über die Konfiguration als Versorgungs-
räume für soziale Dienstleistungen bis zu ausgefeilten sozialökologischen Analysen der
Lebensverhältnisse mittels unterschiedlicher Indikatoren. Integrierte Ansätze, die diese
Zugangsweisen verbinden und aus der Planungsperspektive heraus Sozialräume auch
als aktive Felder mit vitalen Nachbarschaften, sozialen Netzwerken und bürgerschaftli-
chen Engagements vor Ort außerhalb administrativer Intervention konzipieren, sind
noch Mangelware. Sozialräume können dabei unterschiedlich ausfallen. Sozialräume
können offizielle Gebietsgliederungen überlagern. Dies unterstreicht die Komplexität
und den ganzheitlichen Ansatz dieses Verfahrens.

Beim Aufbau eines integrierten, kleinräumigen und aktuellen Planungsinformations-
systems führt der Weg von der Datensammlung über eine Datenverdichtung zur Indi-
katorenbildung. Es geht dabei nicht um eine extensive Datensammlung, sondern um die
Reduzierung lebensweltlicher Komplexität durch ein aussagefähiges Tableau quantita-
tiver und qualitativer Indikatoren. Dieser Prozess der Datenorganisation und Indikato-
renbildung sollte – wie das Gesamtkonzept der Sozialraumanalyse - auf alle Fälle einem
örtlichen Aushandlungs- und Bewertungsprozess unterzogen werden, zumal er später
für die regionale Budgetzuteilung relevant werden kann. Die Vermittlung von Zwi-
schenergebnissen einer Sozialraumanalyse in die Lebenswelten, auf die institutionelle
und politische Ebene ist unabdingbar und sollte grundsätzlich als offener Kommunika-
tionsprozess organisiert werden.

Optimal für die AnwenderInnen ist ein dv-gestütztes Informationssystem mit einem
interaktiven Zu-gang für flexible Auswertungen. Der Einsatz geographischer Informati-
onssysteme, sozialstatistische Sachdaten in Raum-Informationsdaten zu übersetzen, ist
sinnvoll. Die thematische Kartographie verdeutlicht auch visuell sozialräumliche Un-
gleichheit von Lebensverhältnissen.

Soziale Indikatoren sollten Basisinformationen über Sozialstruktur, sozialer Lebens-
und Problemla-gen, sozialräumliche Entwicklung und Veränderungsprozesse sowie Wir-
kungsanalysen über sozialpolitische Maßnahmen liefern. Ein brauchbares System so-
zialer Indikatoren soll als „Monitoring“ die dauerhafte und systematische Beobachtung
sozialer Entwicklungen und Probleme ermöglichen. Zentrale Indikatoren für die Sozial-
raumanalyse sind Angaben zur Bevölkerungsstruktur, Erwerbs-, Einkommens-, Bil-
dungs- und Wohnsituation, städtebaulichem Zustand, gesundheitlichen Lage, zu admi-
nistrativen Interventionen und zur Infrastrukturausstattung.

Eine lebensweltorientierte Sozialraumanalyse wird erst in einer Gesamtschau wir-
kungsvoll, wenn sie verschiedene Blickwinkel repräsentiert und unterschiedliche In-
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strumente zur Informationsgewinnung zusammengefasst: regionalisierte Indikatoren-
systeme, datengestützte Quartierprofile, Befragungen der Quartiersbevölkerung oder
einzelner Bevölkerungsgruppen, ExpertInnen- und Schlüsselpersonenbefragungen, Pla-
nungs-, Zukunfts- und Innovationswerkstätten mit den BewohnerInnen, in denen sie ihre
Wünsche, Bedürfnisse und Interessen zum Ausdruck bringen können, Sozialreportagen,
Sozialfotographie u. a. m..

Sozialraumanalyse als Steuerungsinstrument für die fachliche, räumliche und finanzi-

elle Planung

Sozialraumanalyse zeigt auf, wo sich soziale Problemlagen zuspitzen und wie sich die
verschiedenen Sozialräume im Vergleich entwickeln. Methodisch anspruchsvolle Un-
tersuchungen verdeutlichen, welche Vorzüge oder Nachteile, welche Stärken oder
Schwächen, welche Potentiale oder Defizite einzelne Quartiere haben und verbessern
damit die Platzierung einzelner Vorhaben, Projekte, Standortentscheidungen, Umwid-
mungen von Infrastruktureinrichtungen u. a.

Sozialraumanalyse dient als Entscheidungsbasis für die Verteilung der finanziellen
Ressourcen. Eine noch so qualifizierte Sozialraumanalyse ersetzt nicht den politischen
Aushandlungsprozess über die Verteilung der Mittel.

Sozialraumanalyse mit klarem politischen Auftrag als Basis für eine effektive sozialrä-

umliche Planung

Eine sozialräumliche Planung, die auf einer Sozialraumanalyse aufbaut, braucht einige
zentrale Voraussetzungen:
� einen kommunalpolitischen Grundsatzbeschluss bzw. förmlichen Auftrag der Ver-

waltungsspitze mit klaren Zielsetzungen und Vereinbarungen zur Planungskoopera-
tion,

� die Einrichtung verantwortlicher Gremien und Strukturen für das lokale Entwick-
lungsmanagement, z. B.: fachliche Kooperationszirkel für soziale Entwicklungsziele
(Jugend, Schule, Soziales, Gesundheit etc.), interdisziplinäre Arbeitsgruppen für in-
tegrierte Planungs- und Umsetzungskonzepte (Stadt- und Stadtentwicklungspla-
nung, Umweltplanung, Sozialplanung etc.), politische Unterausschüsse zur Vorbe-
reitung sachgerechter Entscheidungen, ein Stadtteilbüro mit eigenem Betriebskonto
(für Projekte, Initiativen, Jobs, Mieten und Sachkosten), ggf. auch eine eigene Ent-
wicklungsagentur,

� eine tragfähige Kooperation mit allen Akteuren im Sozialraum: den BürgerInnen, In-
vestoren, Bauträgern, örtlichen Schlüsselpersonen und politischen Gremien, Insti-
tutionen, Vereinen und Verbänden – als vertrauensvolle Beziehungsarbeit trotz aller
unterschiedlichen Standpunkte,

� eine ergebnisoffene, prozesshafte Organisation der Planung,
� die Integration von Förderinstrumenten in die Planung (SGB III, BSHG, Wohnungs-

bauförderung, städtebauliche Programme, EU-Förderung u. a.).

Keine auf den Sozialraum orientierte Politik ohne Wirkungskontrolle

Zur Überprüfung, ob und inwieweit eine räumlich organisierte Sozialpolitik ihre Ziele
erreicht, ist eine systematische Wirkungskontrolle notwendig, um Nutzen und Kosten
von Unterstützungsleistungen festzustellen. Neben der Verwaltungskontrolle ist die
Rückmeldung der Betroffenen zur Sozialraumanalyse und zu einem sozialräumlich or-
ganisierten Planungs- und Umsetzungsprozess erforderlich. Eine prinzipiell offene Or-
ganisation sozialräumlicher Analyse und Planung verhindert hier am besten einseitige
Zugänge. Eine breite Beteiligung der Organisatorinnen, AnwenderInnen und NutzerIn-
nen von Sozialraumanalysen bei der Wirkungskontrolle ist die beste Garantie für eine
fachliche Reflexion.

Anforderungsprofil Sozialraumanalyse und Sozialraumplanung

Für ein solches Management sozialräumlicher Analysen und Planung sind raumbe-
zogenes Denken und Handeln, raumbezogenes Analysieren und Projektieren erforder-
lich. Ins Repertoire gehören Querschnittskompetenzen mit Kenntnissen von der Ar-
beitsförderung über die Umwelt- bis zur Verkehrsplanung. Gefragt ist Entwicklungsma-
nagement, von der Berufsrolle her Personen, die sich als InitiatorInnen, KatalysatorIn-
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nen und ModeratorInnen eines Prozesses verstehen. Sozialplanung und kommunale So-
zialdienste können hier – auf dem kleinen Dienstweg der Sozialverwaltung – eine starke
Achse bilden, wenn es darum geht, die Sozialraumentwicklung an einem Runden Tisch
qualifiziert voranzubringen und die Potentiale quersektoriell über Träger, Einrichtungen,
Gruppen, Professionen und Köpfe zu bündeln. Interdisziplinäre Kooperation heißt hier,
Kompetenzen von anderer Seite beiholen, von anderen lernen, gemeinsam lernen.

Integrierte Entwicklungsplanung für Stadt, Landkreis und Gemeinde als Umset-

zungsperspektive von Sozialraumanalysen

In der Raumordnung und Bauplanung sind soziale Qualitätsziele, Standards für sozi-
alverträgliches Bauen und Wohnen unterentwickelt. Wenn soziale Arbeit mehr als Re-
parieren bedeutet, wenn der präventive Ansatz ernst genommen werden soll, ist hier
ein Umdenken notwendig. Eine Lokale Agenda 21 für die nachhaltige Entwicklung der
Kommunen liefert ein Leitbild und bietet einen Aktionsrahmen für eine schrittweise Um-
setzung von Strategien, Projekten und Maßnahmen. Aufgabe der Sozialplanung hierbei
muss sein, darauf zu achten, dass neben den ökonomischen und ökologischen Aspek-
ten auch die soziale Frage gleichrangig behandelt wird.

VSOP-Vorstand    Speyer, August 1998

Sozialräumliche Analyse und Planung waren Schwerpunktthemen des VSOP in
den Jahren 1997 und 1998. Zwei Workshops im Mai 1997 und im Mai 1998 zu die-
ser Thematik gaben Gelegenheit zu einem intensiven Erfahrungsaustausch über die
Praxis in deutschen Städten und Gemeinden, die unterschiedlichen methodischen
Konzepte und die elementaren Schwierigkeiten auf dem Weg zu einer qualifizierten
Sozialraumanalyse als Grundlage für eine sozialräumlich ausgerichtete Planung.

Fazit dieser bundesweiten Diskussion, an der sich viele PraktikerInnen aus Kom-
munen, Planungs- und Beratungsinstituten und aus Hochschulen beteiligt haben,
ist die fachpolitische Stellungnahme „Sozialraumanalyse und Sozialraumanalyse“
die in den Grundzügen auf der Veranstaltung des VSOP im Mai 1998 in Mannheim
verabschiedet und von einem Redaktionsteam des VSOP um Walter Werner, Ande-
res Pfaff, Liane Schülke, Heiner Schäfer, Jutta Wenz, Oliver Bördner und Peter Bar-
telheimer im Juli 1998 in die vorliegende Fassung gebracht wurde.



Auszug aus den Empfehlungen der Landschaftsver-

bände Westfalen-Lippe und Rheinland zur Jugendhilfe-

planung der Jugendämter vom August 2000

(...)

5. Planungsansätze

5.1 Unterscheidung der Planungsansätze

Grundsätzlich hat Jugendhilfeplanung sicherzustellen, dass alle Aufgaben und Lei-
stungen für alle Zielgruppen am richtigen Ort erfüllt bzw. angeboten werden. Dazu wer-
den folgende Planungsansätze unterschieden:

Bereichs- oder arbeitsfeldorientierter Ansatz
Der Planungsansatz geht von den Handlungsfeldern der Jugendhilfe, ihren Zielen, An-

gebotsformen und den oft dazu parallel organisierten Abteilungen im Jugendamt aus.
Die Umsetzung dieses Ansatzes verursacht arbeitsökonomisch den geringsten Aufwand
und sichert die Erfüllung der gesetzlichen Regelungen. Er weist aber Defizite im Hinblick
auf handlungsfeldübergreifende Anforderungen und Lebensweltorientierung auf.

Zielgruppenorientierter Ansatz
Dieser Planungsansatz orientiert sich an bestimmten Personengruppen, wie z. B. Al-

tersgruppen, ausländische Jugendliche oder Drogenabhängige. Der Vorteil dieses An-
satzes besteht darin, dass auf seiner Grundlage spezifische Bedarfe exakter herausge-
arbeitet werden können. Er führt aber auch dazu, dass Hilfeleistungen tendenziell defi-
zitorientiert ausgestaltet werden.

Sozialraumorientierter Ansatz
Der Planungsansatz geht vom sozialen Lebensraum der Menschen aus, die hier vor-

zufindenen Problemlagen, aber auch vorhandenen Ressourcen. Der Ansatz verursacht
zunächst einen höheren Aufwand, je nach Größe des Jugendamtes gibt es auch Gren-
zen. Der Ansatz kann aber letztlich zu mehr Adressatenorientierung führen. Er wird des-
halb auch im 8. Bundesjugendbericht favorisiert.

5.2 Chancen und Möglichkeiten einer sozialraumorientierten Planung

Komplexe gesellschaftliche Prozesse führen zu einer jeweils spezifischen Charakteri-
stik sozialer Le-benslagen und damit verbundener sozialräumlicher Prozesse in den Ge-
meinden, Städten und Kreisen. Hier zeigt sich, wenn unterschiedliche Bevölkerungs-
gruppen ausgegrenzt werden und soziale Disparitäten entstehen. 
Der Sozialraumbezug ist der umfassenste Planungsansatzpunkt. Er beinhaltet Elemente
und Blick-winkel des aufgaben- und des zielgruppenorientierten Ansatzes. Er ermöglicht
spezifische Einblicke und Erkenntnisse und führt damit zu einer ganzheitlichen Sicht-
weise im Hin-blick auf die Defizite, aber auch auf die Ressourcen des jeweiligen Sozial-
raumes. 

Unter Sozialraum werden hier nach Struktur, räumlichem Zusammenhang, Anschau-
ung der Einwohner/innen, Traditionen und sonstigen Faktoren zu definierende Teilräume
der Gebietskörperschaft verstanden. Dies können Wohngebiete, Stadtteile und aus Sicht
der Kreise auch Gemeinden sein. Demgegenüber sollte die Gliederung in Stadtbezirke
oder Wahlbezirke von untergeordneter Bedeutung sein. Die Einzugsbereiche von Ein-
richtungen zugrunde zu legen mag hilfreich sein, kann aberentwicklungshemmend wir-
ken.

Im Rahmen des sozialräumlichen Ansatzes werden die wesentlichen Momente der Le-
benswelt der Menschen, also die sozialen, räumlichen und zeitlichen Bezugsmuster ab-
gebildet. Die Planung für und mit den Adressatinnen und Adressaten hat das Ziel eine
alltagsorientierte Lebenswelt zu unterstützen. Dies gilt in Bezug auf
� die familialen Ressourcen,
� die Gelegenheit zur Aneignung von Raum und Region,
� die Aktivierung und Organisation sozialer Netze.
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Mit der Zielsetzung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet hat das
Grundgesetz eine räumlich ausgleichende Orientierung festgelegt. Gleiches gilt für Auf-
träge des Bau- und Sozialrechtes. Das Kinder- und Jugendhilfegesetz enthält in § 1 Abs.
3 Nr. 4 den generellen Auftrag, dass Jugendhilfe dazu beitragen soll, positive Lebens-
bedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familien-
freundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.

5.2.1 Ziele und Umsetzungsformen der sozialräumlichen Planung

Die Ziele einer sozialräumlichen Planung sind:
� Sicherung und Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur durch zielgenauere, von

bürgerschaftlichem Engagement mitgetragene Hilfeangebote,
� aktive Mitgestaltung des Sozialraums der Menschen durch die Jugendhilfe. 

Die Umsetzung einer sozialräumlichen Planung erfolgt durch:
� Feststellung und Analyse lokaler Bedürfnisse und Bedarfe,
� konzeptionelle Abstimmung unterschiedlicher Dienstleistungen/Angebote,
� Ermittlung von Hilfenetzen und Verknüpfung der vorhandenen  Ressourcen, Fakten

(u. a. Selbsthilfe und Ehrenamt),
� kleinräumige Planung mit zielgenauer Finanzierung,
� Prozess-Steuerung im Sozialraum (Stadtteilkonferenz/Regionalkonferenz).

5.2.2 Merkmale sozialraumorientierter Planung

Der sozialraumorientierte Planungsansatz betont die Verknüpfung von äußeren Ge-
gebenheiten und deren Wirkung auf die Individuen im Sozialraum. Er schaut auf die Be-
ziehungssysteme und die Qualität sozialer Integration. Eine sozialraumorientierte Pla-
nung muss beinhalten:
� Eine spezifische professionelle Haltung, die die Sichtweisen von Betroffenen ernst

nimmt, und die die Artikulation von Erfahrungen und Bewertungen fördert und Be-
teiligung ermöglicht.

� Eine Definition des Sozialraums, die sich an den Alltagsbezügen und Erfahrungen
der Men-schen orientiert.

� Eine Bestandsaufnahme/Bewertung des Ist-Zustandes, die unterschiedliche Ebenen
der Darstellung miteinander verbindet (Erkundungen / Beschreibungen, Indikatoren,
Statistiken) und mindestens Aussagen zu Bevölkerungszusammensetzung, ökono-
mischen Situationen, vorhandener Infrastruktur, Angeboten freier und öffentlicher
Träger und deren Ansprechpartner sowie Nutzung von Dienstleistungen, Interven-
tionen und Problemlagen umfasst.

� Ein Verfahren zur Organisation des Diskurses über Stärken und Schwächen eines So-
zialraumes bzw. der dort lebenden Menschen sowie über Notwendigkeiten und Mög-
lichkeiten zur Veränderung bzw. Weiterentwicklung vorhandener Gegebenheiten.

� Einen dialogischen Prozess mit Beteiligten und Betroffenen zur Definition von Zie-
len, Instru-menten und Methoden der Wirkungsanalyse.

� Eine Sicherstellung der sozialraumübergreifenden Bedarfe durch geeignete Verfah-
ren zur Umsetzung durch

� Unterstützung trägerübergreifender Kooperation, Koordination und Vernetzung,
� Delegation von Kompetenzen möglichst nah auf die im Sozialraum agierenden Per-

sonen,
� Kontinuität der Berichterstattung/Evaluation, die Aussagen zum Veränderungspro-

zess im Sozialraum macht und die hilft ein ausreichendes Leistungsangebot zu si-
chern.

5.2.3 Konsequenzen der sozialräumlichen Planung

Die Organisation des Planungsprozesses durch den öffentlichen Träger ist Teil seiner
Gesamtverantwortung und Planungsverantwortung gem. § 79 SGB VIII. Sie ist gleich-
zeitig Teil eines sozialpolitischen Verständnisses, das die dialogische und partner-
schaftliche Beteiligung und Mitwirkung der freien Träger einschließt.

Die Organisation und Finanzierung der Jugendhilfe orientiert sich in der Regel an
ihren fachlichen Aufgaben und Handlungsfeldern. Diese Form liegt damit quer zum Ver-
ständnis sozialräumlicher Planung.
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Bei Zugrundelegung des sozialräumlichen Planungsansatzes ergeben sich u. a. Kon-
sequenzen für die Organisation von Leistungen der Jugendhilfe:
� Öffentliche und freie Träger haben eine gemeinsame Verantwortung für die Gestal-

tung von Lebenswelten(ungeachtet der Gesamtverantwortung des öffentlichen Trä-
gers). Insofern muss eine gemeinsame Prozessverantwortung der Planungssteue-
rung sowie der Leistungserbringung entwickelt werden.

� Dies gilt mindestens für die Entwicklung und Organisation der sozialen Dienste im
Rahmen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes.

� Sozialraumorientierte Planung und ihre Organisation können zur Veränderung von
Träger-strukturenführen. Nicht mehr eine einzelne Aufgabe stellt die Arbeitsgrund-
lage dar, sondern der Bedarf eines Sozialraumes mit den entsprechenden Konse-
quenzen für Kooperation, Coproduktion und neue Rechtsformen bezogen auf die Trä-
gerschaft.

� Die Entwicklung und eine eventuelle Veränderung der Trägerstrukturen und ihrer
Auftrags-grundlagen ist nur durch eine frühzeitige und umfassende Beteiligung der
freien Träger an der Jugendhilfeplanung möglich und denkbar.

� Im Rahmen von Kontraktmanagement ist an ein sozialraumorientiertes Budgetie-
rungsverfahren zu denken, das ein transparentes, konstruktives und gemeinsames
Arbeiten an Lösungen aller Jugendhilfeträger ermöglicht und die Qualität der Arbeit
und ihre wirtschaftliche Realisierung sichert.

� Auch andere Sozialleistungen, insbesondere nachdem BSHG können in Organisati-
onsformen gewährt werden, die den Sozialraum berücksichtigen.

5.2.4 Offene Fragen und Probleme einer sozialraumorientierten Planung

Auch wenn es unstrittig ist, dass die sozialraumorientierte Planung fachliche und ju-
gendpolitische Entwicklungen ermöglicht, die als angemessene Antwort auf die aktuel-
len komplexen Anforderungen angesehen werden können, sind folgende Probleme
noch ungeklärt:
� Die Vergabe der Fördermittel erfolgt in der Regel arbeitsfeldbezogen. Eine sozial-

raumorien-tierte Planung erfordert auch hier Veränderungen. Leistungen sollten in
Bezug zu den Le-benswelten gesetzt werden

� Es gibt Bereiche wie z. B. den der Jugendsozialarbeit, wo der Sozialraum zu einen-
gend ist. Dort muss der Sozialraum entweder in eine Regionalstrukturübergehen
oder es sollten sinnvollere Aggregationsstufen festgelegt werden.

� Eine Jugendhilfeinfrastruktur über den Bedarf einzelner Sozialräume hinaus ist si-
cherzustellen. Es besteht die Gefahr, dass staatliche Leistungen unzureichend bzw.
unwirtschaftlich vorgehalten und eingesetzt werden.

� Bei der Ressourcensteuerung ist eine allein auf die eigenen Interessen bezogene
Sichtweise zu vermeiden. Instrumentarien und Verfahren zur Wertung und Priorisie-
rung von Bedarfen und der Mittelvergabe sind zu entwickeln und zu definieren.

� Probleme der Indikatorenbildung.
� Entscheidungs- und Planungsstrukturen müssen stärker aufeinander abgestimmt

sein.

Resümee

Durch eine sozialraumorientierte Planung besteht für die Jugendhilfe die Chance
eines zielgenaueren und zu-gleichflexibleren Dienstleistungsangebotes, das mehr vom
bürgerschaftlichen Engagement mitgetragen wird. Die Jugendhilfe verstärkt dadurch
zugleich ihre Rolle als aktive (Mit-)Gestalterin der Lebenslagen von Menschen.

(...)

9.2 Methoden der Datenaufbereitung und -analyse
9.2.1 Datentransformation

Rangzahlverfahren (vgl.- auch Abschnitt 4.4.)

Im folgenden soll das Verfahren - Ermittlung von Rangplätzen (und Rangwerten) - an
einem Berliner Beispiel illustriert werden: In Spalte (4) wird der Rangplatz des jeweili-
gen Bezirkes im Vergleich zu den anderen Bezirken angegeben (höchster Arbeiteranteil
=  Rangplatz 1; niedrigster Arbeiteranteil = Rangplatz 12).
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Die aufgrund der Rangzahlen vorgegebenen Rangplätze können jedoch nicht umfas-
send das an Informationen wiedergeben, was in den Rangzahlen zugrunde liegenden
Daten an wesentlichem Informationsgehalt enthalten ist. Rangplätze geben nur noch an,
dass eine Region in der Sozialstruktur vor oder nach einer anderen Region einzuordnen
ist. Sie geben aber nicht wieder, in welchem Maße die Sozialstruktur der einzelnen Re-
gionen unterschiedlich ist. Diese Information kann aber durch die Ermittlung eines
Rangwertes (sh. Spalte 5 der Beispielstabelle) ermittelt werden. 

Beispiel: Indexbildung nach Rangzahlwerten

Für die einzelnen Kriterien gelten folgende Annahmen (vgl. Voruntersuchung zum So-
zialatlas Berlin):
� Je höher der Arbeiteranteil an der Wohnbevölkerung desto ungünstiger ist die Sozi-

alstruktur,
� je höher der Anteil ausländischer Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen,

desto ungünstiger ist die Sozialstruktur,
� je mehr Einwohner pro ha Wohngebiet leben, desto ungünstiger ist die Sozialstruk-

tur,
� je höher der Anteil nichtehelicher Geburten an den Lebensgeborenen, desto ungün-

stiger ist die Sozialstruktur,
� je höher der Anteil von abgeschlossenen Jugendgerichtshilfefällen an der Zahl der

in dem Bezirk lebenden Jugendlichen ist, 
desto ungünstiger ist die Sozialstruktur.

Für das interessierende Kriterium (hier z.B. der Anteil der Arbeiter an der erwerbstäti-
gen Bevölkerung) werden die Grundwerte aller Bezirke (%-Werte) summiert und die
Summe dem Wert 100 gleichgesetzt. Die Grundwerte für jedes Kriterium eines Bezirks
lassen sich so in %-Sätzen, bezogen auf den Gesamtwert des jeweiligen Kriteriums für
alle zwölf Berliner Bezirke darstellen (Rangwert). Der Rangwert kennzeichnet das Ge-
wicht, mit dem ein Bezirk an der durch das Kriterium beschriebenen Strukturproblema-
tik (z.B. Arbeiteranteil) aller Bezirke beteiligt ist. Das arithmetische Mittel aller Indices
eines Bezirkes (Summe der Indices geteilt durch die Anzahl der Strukturbeschreibungs-
merkmale) ist der Strukturindex des jeweiligen Bezirks (siehe Tabelle Spalte 7).

Expertise „Sozialraumorientierte Planung“ –  Begründungen, Konzepte, Beispiele

76

Arbeiteranteil an der Bevölkerung

Bezirk (1) (2) (3) (4) (5)

Tiergarten 45.483 24.173 53,14 3 10,05
Wedding 81044 49.488 61,06 2 11,54
Kreuzberg 75.514 48.299 63,96 1 12,09
Charlottenburg 93.864 36.570 38,96 9 7,36
Spandau 87.553 41.210 47,06 5 8,90
Wilmersdorf 73.118 20.950 28,65 11 5,41
Zehlendorf 38.032 8.903 23,40 12 4,42
Schöneberg 80.239 35.641 44,41 7 8,40
Steglitz 82.442 26.867 32,58 10 6,16
Tempelhof 71.429 28.059 39,28 8 7,42
Neukölln 125.595 64.825 51,61 4 9,76
Reinickendorf 105.346 46.952 44,56 6 8,42

Summe 528,67

(1) Erwerbstätige 1970 insgesamt pro Bezirk
(2) davon Arbeiter pro Bezirk
(3) Anteil der Arbeiter an den Erwerbstätigen pro Bezirk in %
(4) Rangplätze der Bezirke
(5) Prozentualer Anteil des in Spalte (3) ausgewiesenen Wertes des jeweiligen Bezirks an der 
..... Summe aller Werte in Spalte (3)



Standardpunktzahl

Gesamtindices lassen sich auch dadurch bilden, dass Einzelwerte mittel der Z-Trans-
for-mation (Standardpunktzahl) standardisiert und dann aggregiert werden.

Um zwei oder mehr Merkmale/Indikatoren zueinander in Beziehung zu setzen (Clu-
steranalyse, Indexbildung) müssen sie vorher standardisiert werden. Eine Möglichkeit
hierfür bietet die Errechnung einer Standardpunktzahl. Hier wird der Rohwert pro Ge-
biet zu den anderen Werten des Indikators in Beziehung gesetzt und dann pro Bezirk ein
Mittelwert errechnet (vgl. Shevky/Bell 1974, S. 139). Die Berechnungsformel nach She-
vky und Bell lautet:

S  = x(r-o) 

bzw. bei inversen Zusammenhängen (z.B. "Übergang zum Gymnasium")

S  = 100-x(r-o).

x   =      100
(Konversionsfaktor)

r
max

- r
min

Dabei ist:

S  = der gesuchte Wert (der standardisierte Wert eines Indikators 
pro Teilgebiet)

x  = 100 dividiert durch die Differenz aus höchstem und niedrig
stem Wert des Indikators

r = der Rohwert
rmax = die höchste Verhältniszahl der Anteile
rmin = die niedrigste Verhältniszahl der Anteile
rmax - rmin = der Wertebereich
0  = der niedrigste Wert des Indikators.

Die Leistung der Standardpunktzahl besteht darin, dass jeder Region/jedem Stadtteil
auf einer kontinuierlichen Skala von 0 bis 100 ein Wert zugewiesen wird, wobei die
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Ermittlung des durchschnittlichen prozentualen Anteil des Bezirks an der

Gesamtmenge der Kriterien (Berlin)

Bezirk 1 2 3 4 5 6 7

Tiergarten 10,05 15,20 17,34 11,83 9,17 63,59 12,71
Wedding 11,54 19,32 11,57 9,71 9,45 61,59 12,31
Kreuzberg 12,09 27,13 19,18 9,77 9,32 77,49 15,49
Charlottenburg 7,36 6,00 8,29 8,98 10,05 40,68 8,13
Spandau 8,90 4,20 3,80 7,82 7,25 31,97 6,39
Wilmersdorf 5,41 3,49 6,60 9,48 10,31 35,29 7,05
Zehlendorf 4,42 1,87 2,00 4,35 5,05 17,69 3,53
Schöneberg 8,40 9,44 14,21 10,41 8,50 50,96 10,19
Steglitz 6,16 2,38 4,17 7,60 6,56 26,87 5,37
Tempelhof 7,42 2,58 3,89 5,58 6,42 25,89 5,17
Neukölln 9,76 5,72 5,45 8,48 10,62 40,03 8,00
Reinickendorf 8,42 2,61 3,43 5,92 7,22 27,60 5,52

(1) Prozentualer Anteil an den Arbeiteranteilszahlen
(2) Prozentualer Anteil an den ausländischen Arbeitnehmerzahlen
(3) Prozentualer Anteil an den Einwohnerzahlen pro ha Wohngebiete WS bis MI
(4) Prozentualer Anteil an den Nichtehelichen-Geburtenrate
(5) Prozentualer Anteil an den Jugendgerichtshilfeverfahren
(6) Summe der prozentualen Anteile von (1) bis (5)
(7) Durchschnittlicher prozentualer Anteil des Bezirks an der Gesamtmenge der Kriterien (Wert in 
......Spalte (6) dividiert durch die Anzahl der Kriterien



Werte 0 und 100 in jeder Skala besetzt werden, während sich die übrigen Werte zwi-
schen 0 und 100 verteilen, und wobei zum zweiten die Abstände der Regionen nach
ihren Anteilen in die Standardpunktzahl mit eingehen. Die Darstellung des Indikators
bzw. die Zusammenfassung der Indikatoren kann nun erfolgen, indem die standardi-
sierten Werte den 4 Quartilsbereichen zugeordnet werden (0-25, 26-50, 51-75, 76-100).
Die niedrigste Problembelastung drücken Werte im 1., die höchste Problembelastung
Werte im 4. Quartil aus.

Formel: s = x(r-o)
rmax = B-Bezirk = 220
rmin = N-Bezirk = 25
rmax - rmin = Wertebereich = 220 – 25 = 195
x = 0,51282

Für den A-Bezirk ergibt sich folgender Wert: r = 218 
Also ist die Standardpunktzahl für den A-Bezirk:

s   =
100

= (218-25)=0,51282(193)=98,974
220-25

Für jeden Bezirk werden auf diese Weise die Standardpunktzahlen für den Anteil min-
derjähriger AusländerInnen berechnet.

9.2.2 Faktorenanalyse  

Ein Problem bei der Indexbildung ist, dass in der Regel alle Indikatoren gleichgewich-
tet zu einem Index "zusammengefasst" werden. Das entspricht jedoch zumeist nicht der
Problemlage. Ein Ausweg wäre zunächst eine Faktorenanalyse über den ungewichteten
Gesamtindex zu berechnen, wobei die sich ergebenen Faktorladungen der einzelnen In-
dikatoren als Gewichte für diese bei der „Zusammenfassung“ zu einem Index verwen-
det werden könnten. In der Faktorenanalyse werden in diesem Fall die Korrelationen der
Indikatoren des Gesamtindex untersucht. Es wird von der Existenz eines Faktors aus-
gegangen, der in allen Indikatoren des Index wirksam ist und der zur Korrelation der In-
dikatoren beiträgt. Im folgenden Beispiel (vgl. dazu auch Text Abschnitt 5.4) sollen die
Indikatoren 
� (1) prozentualer Anteil an den Arbeiteranteilszahlen,
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Beispieltabelle: Bildung von Standardpunktzahlen für die Verteilung minderjähriger

Ausländerinnen und Ausländer nach Stadtbezirken (alternativ: Städten und

Gemeinden eines Kreises)

Stadtbezirk   R    r=R*10    r – o x(r-o) 100-x(r-o)   

x =0,51282

A-Bezirk (1) 21,8 218,00 193,00 98,97 1,03
B-Bezirk (2) 22,0 220,00 195,00 100,00 0,00
C-Bezirk (3) 16,6 166,00 141,00 72,30 27,70
D-Bezirk (4) 18,3 183,00 158,00 81,02 18,98
E-Bezirk (5) 12,7 127,00 102,00 52,31 47,69
F-Bezirk (6) 5,1 51,00 26,00 13,33 86,67
G-Bezirk (7) 16,0 160,00 135,00 69,23 30,77
H-Bezirk (8) 5,2 52,00 27,00 13,85 86,15
J-Bezirk (9) 12,0 120,00 95,00 48,72 51,28
K-Bezirk (10) 8,7 87,00 62,00 31,79 68,21
L-Bezirk (11) 7,4 74,00 49,00 25,13 74,87
M-Bezirk (12) 6,3 63,00 38,00 19,49 80,51
N-Bezirk (13) 2,5 25,00 0,00 0,00 100,00
Gesamtstadt 13,3 133,00 108,00 55,38 44,62

R = ausländische Minderjährige in % aller Minderjährigen



� (2) prozentualer Anteil an den ausländischen Arbeitnehmerzahlen,
� (3) prozentualer Anteil an den Einwohnerzahlen pro ha Wohngebiete WS bis MI,
� (4) prozentualer Anteil an den nichtehelichen Geburten und
� (5) prozentualer Anteil an den Jugendgerichtshilfeverfahren
zu einem Index "ungünstige Sozialstruktur" zusammengefasst werden .

In den anderen Spalten stehen die 

� (6) Summe der prozentualen Anteile von (1) bis (5) und der 
� (7) durchschnittlicher prozentualer Anteil des Bezirks an der Gesamtmenge der Kri-

terien (Werte in Spalte (6) dividiert durch die Anzahl der Kriterien).
Die Faktorenanalyse soll aufzeigen, wie stark die einzelnen Indikatoren auf dem Fak-

tor, der in diesem Fall die komplexe Hintergrundvariable "ungünstige Sozialstruktur" re-
präsentiert, laden. Diese Ladungszahlen können dann zur Gewichtung der Indikatoren
beim Zusammenfassen zu einem Index herangezogen werden. In diesem Fall wird die
Restkorrelation der Indikatoren (ausgedrückt durch die noch verbleibende Streuung des
Gesamtindex)  nicht weiter berücksichtigt, weil es lediglich um die Bestimmung von Ge-
wichten für Indikatoren eines eindimensionalen Gesamtindex geht . Zunächst ist jedoch
eine Standardisierung der Rohwerte erforderlich . Dadurch hat jeder Indikator (Stadtteil)
einen Mittelwert von 0 und eine Standardabweichung von 1 . 

Zunächst werden Indikatoren gesucht, zwischen denen eine hohe Korrelation besteht,
die durch eine latente synthetische Variable (Hintergrundvariable "ungünstige Sozial-
struktur) zu erklären ist. Diese synthetische Variable stellt den Faktor dar, der allen rezi-
prok hoch korrelierenden Indikatoren jeweils zugrunde liegt. Er erklärt den größten An-
teil der Streuung des Index. Die Faktorladung repräsentiert die durch die "Hintergrund-
variable" aufgeklärte Streuung des Indikators, wobei 1 für eine vollständige Aufklärung
stehen würde. In diesem Fall zeigt sich, dass die Indikatoren durchweg recht hoch auf
diesem Faktor laden .

Der Indikator (3) lädt auf der "Hintergrundvariable" ungünstige Sozialstruktur“ am
höchsten. Ihm sollte also in einem Index die höchste Bedeutung zukommen. Der Faktor
(5) lädt am geringsten. Sein Einfluss sollte demnach der kleinste sein. Dieses Ziel wird
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Nr.   Bezirk 1 2 3 4 5 6 7

1  Tiergarten   10,05 15,20 17,34    11,83 9,17      63,59      12,71
2   Wedding 11,54 19,32 11,57      9,71 9,45      61,59      12,31
3   Kreuzberg 12,09 27,13 19,18 9,77 9,32      77,49      15,49
4   Charlottenburg  7,36 6,00 8,29 8,98     10,05       40,68 8,13
5   Spandau 8,90 4,20 3,80      7,82 7,25      31,97 6,39
6   Wilmersdorf       5,41 3,49 6,60      9,48      10,31      35,29 7,05
7   Zehlendorf 4,42 1,87 2,00      4,35 5,05      17,69 3,53
8   Schöneberg 8,40 9,44 14,21    10,41 8,50      50,96      10,19
9   Steglitz 6,16 2,38 4,17      7,60 6,56      26,87 5,37

10   Tempelhof 7,42 2,58 3,89 5,58 6,42      25,89 5,17
11   Neukölln 9,76 5,72 5,45 8,48      10,62      40,03 8,00
12   Reinickendorf    8,42 2,61 3,43      5,92 7,22      27,60 5,52

Indikator Faktorladung 

(1) Prozentualer Anteil an den Arbeiteranteilszahlen 0,83153
(2) Prozentualer Anteil an den 

ausländischen Arbeitnehmerzahlen 0,89609
(3) Prozentualer Anteil an den Einwohnerzahlen 

pro ha Wohngebiete WS bis MI 0,92633
(4) Prozentualer Anteil an den Nichtehelichen-Geburtenraten 0,88355
(5) Prozentualer Anteil an den Jugendgerichtshilfeverfahren 0,73464



mit der Gewichtung der Indikatoren, die durch eine Multiplikation der Faktorladungszahl
mit den entsprechenden Prozentwerten erfolgt, erreicht. 
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Durch die Gewichtung der Indikatoren tritt die größte Veränderung bei den Stadttei-
len Kreuzberg und Zehlendorf auf. Im Fall von Kreuzberg entspricht der gewichtete Wert
noch zu 87,06% dem ungewichteten Wert, während er im Fall von Reinickendorf dem
ungewichteten Wert nur noch zu 83,26% entspricht. Die Gewichtung der Indikatoren hat
also eine, wenn auch kleine, Veränderung des Verhältnisses der Stadtbezirke zueinan-
der bewirkt. Kreuzberg scheint demnach eine noch etwas ungünstigere Sozialstruktur
aufzuweisen, als ohne eine Gewichtung der einzelnen Indikatoren. 
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